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Heinrich Allholt 

Entwicklungen der Berufsbildungsstatistik und 
Probleme ihrer bildungspolitischen Verwertung 

Schwierigkeiten, bildungspolitisch wichtige Daten hinreichend 
genau zu erfassen, ergaben sich sowohl beim Ausbildungsplatz­
förderunglgesetz als auch beim nachfolgenden Berufsbildungs­
förderungsgesetz. Die jeweiligen Ur58chen lagen weniger bei den 
Gesetzen selbst als bei der Abgrenzung und Definition zu erfas­
sender Merkmale. - Untersucht werden in diesem Beitrag die 
Zu- und Abgängerzahlen der betrieblichen Berunbildung sowie 
die Merkmale des Bestandes im Hinblick auf die typischerweise 
auftretenden Verzerrungen. 

Entwicklung gesetzlicher Regelungen 

Das geplante zweite Statistik·BereinigungSQesetz wird auch die 
im Berufsbildungdörderungsgesetz geregelte Statistik modifizie­
ren. Ein Anlaß. der Entwicklung der Berufsbildungsstatistik in 
jüngster Zeit sowie einigen ihrer Probleme nachzugehen. 
Das Berufsbildungsgesetz von 1969, das erste die betriebliche 
Berufsbildung umfassend ordnende Gesetz, sah keine Regelung 
für eine amtliche Berufsbildungsstatistik vor [11. Auch die bald 
einsetzenden NoveJlierungsbemühungen der Bundesregierung, die 
in den Grundsätzen zur Neuordnung der beruflichen Bildung [21 
sowie in Referentenentwürfen zur Neufassung des Berufsbildungs­
gesetzes mündeten [3}, sparten den Bereich der Berufsbildungs­
statistik weitgehend aus. Erst der 1975 vorgelegte, am Einspl'\lch 
des Bundesrates gescheiterte Regierungsentwurf zum Berufs­
bildungsgesetz [4] verfügte über ein, jetzt allerdings sehr diffe­
renziertes, Kapitel zur Planung und Statistik, das auch im 1976 
beschlossenen Ausbildungsplatzförderungsgesetz erhalten blieb. 
Begründet wurden die umfassenden Regelungen mit dem für 
Planungs- und Ordnungszwecke unzureichenden statistischen 
Instrumentarium sowie dem erfolglosen Bemühen, bei den zu· 
ständigen Stellen vorhandenes Datenmaterial für eine überregio­
nale Aufbereitung zu gewinnen (5]. Die Daten sollten nunmehr 
durch eine Auskunftspflicht der zuständigen Stellen, und, falls 
dort nicht vorhanden, über Primärerhebungen für die Berufs­
bildungsstatistik erschlossen werden [6]. Der gegabelte Erhe­
bungsweg, der auf Geschäftsstatistiken der Kammern rekurrie­
rende Sekundärerhebungen und als Ergänzung Primärerhebungen 
bei Auszubildenden, Ausbildungsstätten, Prüfungsteilnehmern, 
Ausbildern und nach Landesrecht zuständigen Behörden vorsah, 
stieß wegen der umfangreichen Zahl von Auskunftspflichtigen 
und zu erfassender Merkmale auf die Ablehnung des Bundes­
rates [7]. 

Während der GelWngszeit des Ausbildungsplatziörderungsgeset­
zes (1976-19B1) ist das komplementäre Erhebungskonzept denn 
auch nicht realisiert worden. Die jährlichen Primärerhebungen 
entfielen, und nur die sekundärstatistische Datenerfassung bei 
den zuständigen Stellen (KammernI wurde durchgeführt 18]. -
Daß sich derart der finanzielle, zeitliche und organisatorische 
Aufwand sowohl bei den statistischen Ämtern als auch bei den 
Betrieben und den übrigen Auskunftspflichtigen wesentlich ein­
schränken ließ, wird einer der ausschlaggebenden Grunde für den 
Verzicht auf die gesetzlich vorgesehenen Primärerhebungen 
gewesen sein [9]. 
Mit der Beschränkung allein auf die Kammerdaten - für die 
auch das bereits erprobte Erhebungs- und übermittlungsverfah­
ren zwischen Ausbildungsbetrieben, Kammern, deren Spitzen­
organisationen und dem Statistischen Bundesamt gesprochen 
haben mag - war allerdings eine weitere im Gesetz selbst vorge­
sehene erhebliche Einschränkung verbunden: Die Kammern 
waren nur insoweit auskunftspflichtig, als die gesetzlich vorge­
schriebenen Daten von ihnen selbst erhoben wurden (§ 12 Abs. 2 

APIFG). Da die Kammern zwar Geschäftsstatistiken für den 
Eigenbedarf, in der Regel jedoch keine Bildungsstatistik für 
Planungs' und Ordnungszwecke der Bundesregierung führten 
(§ 6 APIFG), entbehrte die Auskunftspflicht immer dann der 
Substanz, wenn entsprechende Daten erforderlich waren, den 
Kammern aber nicht vorlagen [10J. Diese Lücke hätte nur durch 
die nicht realisierten Primärerhebungen gefüllt werden können. 

Derartige Schwierigkeiten sollten - nachdem das Bundesverfas­
sungsgericht das ohne Zustimmung des Bundesrates ergangene 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz wegen des Einzugs der Berufs­
ausbildungsabgabe durch die Länder für verfassungswidrig erklärt 
hatte - mittels des Ende 19B1 in Kraft getretenen Berufsbildungs­
förderungsgesetzes behoben werden. Die Kammern waren nun­
mehr für beinahe alle vom Gesetz verlangten, aber erheblich 
reduzierten Daten [11] auskunftspflichtig. Primärerhebungen 
konnten daher entfallen [12]. 
Die wegen der Entlastung bisher Auskunftspflichtiger sinnvolle 
Zusammenfassung der Auskunftspflicht bei den Kammern schuf 
indes Probleme eigener Art. - Bei Primärerhebungen ist es in 
der Regel selbstverständlich, daß in der Auswertungsphase alle 
Merkmale miteinander kombiniert werden können. Es bereitet 
daher keine Schwierigkeiten, die Daten vertraglösender Auszu­
bildender beispielsweise nach Ausbildungsberuf, schulischer 
Vorbildung und Nationalität aufzubereiten. Solche Kreuztabel­
lierungen sind mittels einer leistungsfähigen EDV, über die 
Industrie· und Handelskammern, Handwerkskammern und auch 
die Landwirtschaft normalerweise verfügen, problemlos vorzu­
nehmen. Sofern Auswertungen jedoch nicht maschinell durch­
geführt werden können - in kleinen Ausbildungsbereichen mag 
das hin und wieder noch der Fall sein -, entsteht ein größerer 
Arbeitsaufwand. 
Rein rechtlich betrachtet ist das kein Hinderungsgrund, Tabellen 
unterschiedlicher Form abzufordern, da eine uneingeschränkte 
Auskunftspflicht besteht (§ 5 Ab$.2 BerBiFG) [13]. Faktisch 
schränkte man sich allerdings ein, und die erfaßten Merkmals· 
kombinationen waren daher nicht so umfangreich, daß die bei 
den Kammern vorhandenen Informationen ausgeschöpft worden 
wären [14]. - Eine alternative Möglichkeit, das statistische 
Material als personenbezogene Datensätze anzufordern, ließe 
zwar alle Auswertungsmöglichkeiten offen, wäre indes für Kam­
mern ohne EDV arbeitsaufwendiger und für die statistischen 
Ämter wegen der hohen Zahl von Datensätzen schwieriger zu 
verarbeiten. als die bisher in fixer Merkmalskombination von den 
zuständigen Stellen gelieferten Tabellensätze. 

Werden statt der bislang erörterten rechtlichen und quantitativen 
Aspekte der Berufsbildungsstatistik eher qualitative Gesichts­
punkte berücksichtigt, insbesondere der einer adäquaten Darstel­
lung bildungspolitisch wiChtiger Sachverhalte, so lassen sich drei 
große Teilbereiche der betrieblichen Berufsbildung und ihre 
Erfassung durch die Statistik ausgrenzen: Jugendliche. die eine 
Ausbildung beginnen, sie durchlaufen und schließlich beenden; 
es geht also um die sachgerechte statistische Erfassung der Zu­
und Abgänge der betrieblichen Berufsbildung sowie um deren 
Bestandsgrößen . 

Die neuen Ausbildungsverträge 

Wer immer sich mit der Statistik neuer Ausbildungsverträge erst· 
malig befaßt, wird von der Vorstellung ausgehen, hier handle es 
sich um Verträge von Jugendlichen, die ihre Schulzeit im laufen­
den, oder, sofern sie keinen Ausbildungsplatz fanden, in voran­
gegangenen Jahren beendeten. Wäre die Annahme richtig, so 
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ließe sich die bildungspolitisch wichtige Frage, wie viele Jugend­
liche erstmals eine betriebliche Berufsbildung aufnehmen, also 
in das Ausbildungssystem hineinströmen, leicht beantworten. 
Die Annahme ist jedoch falsch, und es gibt keine Statistik, die 
den realen Zugang von Jugendlichen erfaßt. Zieht man empiri­
sche Untersuchungen heran, so I legt selbst beim Berufsbildungs­
bericht der Bundesregierung, der einen Teil der üblichen Fehler 
vermeidet [15], die Zahl der neuen Verträge um etwa 10 bis 
12 Prozent über der Zahl erstmalig eine betriebliche Berufs­
bildung beginnender Jugendlicher [16]. 

Woher aber kommen jene neuen Ausbildungsverträge, die nicht 
von neu ins betriebliche Ausbildu ngssystem eintretenden Jugend­
lichen stammen? Sie werden durch Auszubildende hervorge­
rufen, die nacheinander zwei oder mehr Ausbildungsverträge 
abschließen, kommen also aus dem System selbst. Es gibt folg­
lich nicht nur eine externe, von außen an die betriebliche Berufs­
bildung herangetragene Nachfrage nach Ausbildungsplätzen, 
sondern auch eine interne, von folgenden Gruppen ausgehende 
Nachfrage: 

Jugendliche, die eine gestufte Ausbildung durchlaufen, jedoch 
einen ersten Ausbildungsvertrag nur über die Grundstufe 
(z. B. Verkäuferin) haben. Schließen sie einen zweiten, einen 
Folgevertrag über die Aufbaustufe (Einzelhandelskauffrau) 
ab, so weist die amtliche Berufsbildungsstatistik (Stichtag 
31 . 1 2.) einen neuen Ausbildungsvertrag aus, der nicht von 
einem Schulabgänger stammt. - Die Zahl dieser Folgeverträge 
läßt sich rechnerisch allerdings annähernd genau feststellen; 
für den Berufsbildungsbericht werden sie darüber hinaus auch 
erfragt und dessen Angaben über die neuen Ausbildungs· 
verträge sind von den Folgeverträgen bereinigt. 

Schwieriger wird die Situation, sobald es gilt, jene neuen 
Ausbildungsverträge zu ermitteln, die von Jugendlichen mit 
dem Ziel abgeschlossen werden, eine zweite berufliche Aus· 
bildung ihrer ersten anzuschließen, beispielsweise eine kauf­
männische an eine gewerbliche. Hier handelt es sich wiederum 
um neue Verträge, die nicht von Schulabgängern abgeschlos· 
sen wurden. Etwa vier bis fünf Prozent der neuen Ausbil­
dungsverträge [17] dürfte auf diese Gruppe entfallen, die von 
keiner amtlichen Statistik berücksichtigt wird. 

Einen wesentlich stärkeren Beitrag zum Unterschied zwischen 
den TleUen Ausbildungsverträgen und den neu eine betrieb­
liche Berufsbildung beginnenden Jugendlichen leisten Auszu­
bildende, die nach Auflösung ihres Vertrages die Ausbildung 
mit einem weiteren Vertrag in einem anderen Beruf oder 
Ausbildungsbetrieb fortsetzen. Es werden hier abermals neue 
Verträge abgeschlossen, die nicht von Schulabgängern stam­
men. - Da etwa die Hälfte der vertraglösenden Auszubilden­
den (1982 knapp 16% eines Jahrgangs) ihre betriebliche Aus· 
bildung weiterführen (ca. 8%) [18], entsteht noch einmal 
eine von der amtlichen Statistik nicht gesondert ausgewiesene 
Zahl neuer Verträge, die zu einer deutlichen Überhöhung der 
Neuabschlüsse beiträgt. 

Die offenkundige Schwierigkeit bei den Neuabschlüssen ist, daß 
sie nicht mit den von der Schule kommenden eine betriebliche 
Ausbildung beginnenden Jugendlichen gleichzusetzen sind. Aus 
diesem Grunde kann weder der Zugang zur betrieblichen Berufs­
bildung fixiert noch der eine betriebliche Berufsbildung begin· 

.nende Anteil eines Jahrgangs ermittelt werden; man bleibt auf 
gröbere Schätzungen angewiesen. -Wenden wir uns vom Anfang 
dem Ende der betrieblichen Ausbildung zu, so treten ähnliche 
Probleme auf. 

Die Abgänger aus der betrieblichen Berufsbildung 

Sieht man einmal �on den Abbrechern ab, also von jener nicht 
erfaßten Zahl von Auszubildenden, die nach einer vorzeitigen 
Vertrags!ösung keinen weiteren Ausbildungsvertrag eingehen, 
dann, so möchte man glauben, ließe sich die Zahl der ihre Aus­
bildung beendenden Jugendlichen genau bestimmen. - Auch 
dies ist ein Irrtum, auch hier ist man auf mehr oder minder 

grobe Schätzungen angewiesen, weil unterschiedliche Gruppen 
VOll Auszubildenden die echten Absolventenzahlen überlagern, 
und der Prüfungserfolg darüber hinaus so unglücklich erfaßt 
wird, daß die Zahl der erfolglos das Ausbildungssystem verlas· 
senden Jugendlichen nicht ermittelt werden kann. 

Eine der leichter auszugrenzenden Gruppen, die zu einer 
Überhöhung der Absolventen beitragen, sind die externen 
Prüfungsteilnehmer. Hier handelt es sich um Personen, die, 
ohne eine vorangehende reguläre betriebliche Ausbildung 
durchlaufen zu haben, zur Abschlußprüfung der Kammern 
zugelassen werden. Es kann sich beispielsweise um Jugendli· 
che handeln, die eine rein schulische Ausbildung beendeten 
oder sich privat auf die Prüfung in einem anerkannten Aus· 
bildungsberuf vorbereiteten. - Nur aus dem Bereich der 
Industrie· und Handelskammern liegen, in jüngster Zeit aller­
dings nicht mehr ausgewiesene, Angaben über die externen 
Prüfungsteilnehmer vor, deren Anteil bis Ende der siebziger 
Jahre etwa sechs Prozent betrug (19). 

Ähnlich wie bei den neuen Ausbildungsverträgen finden sich 
auch unter den Teilnehmern der Abschlußprüfungen Personen, 
die nacheinander mehrere Prüfungen bestehen. Zu diesem 
Kreis zählen insbesondere Jugendliche, die gestufte Ausbil­
dungsberufe durchlaufen. Sie bestehen so viele Prüfungen, 
wie sie Stufen erfolgreich abschließen, im Extremfall also 
drei (Bekleidungsschneider). Solche Mehrfachprüfungen, 
denen ja keine entsprechende Zahl von Abgängern aus dem 
Berufsbildungssystem gegenüberstehen, können jedoch ermit­
telt und somit auch eliminiert werden. 

Eine Eliminierung ist allerdings bei den bereits erwähnten 
Jugendlichen, die mehr als eine, beispielsweise eine gewerb­
liche und eine kaufmännische Ausbildung, durchlaufen, nicht 
möglich. Sie tragen zu einer Überhöhung der Absolventen· 
zahlen in der Größenordnung von etwa 4 bis 5 Prozent bei. 

Die zuständigen Stellen weisen bisher nur die angetretenen 
Prüfungen, jedoch nicht die Zulassungen zur Prüfung aus. 
Daher werden Jugendliche, die ihre Ausbildung in der vertrag­
lich vereinbarten Zeit durchlaufen und zur Abschlußprüfung 
zugelassen werden, sie aber, sei es aus Prüfungsangst oder aus 
anderen Gründen, nicht antreten, statistisch nicht erfaßt. -
Ein Anteil �on knapp zwei Prozent der Absolventen ist für 
diese Gruppe von Auszubildenden zu veranschlagen, die von 
keiner Statistik registriert wird [20]. 

Eine letzte, im Zusammenhang mit der Berechnung des 
Prüfungserfolgs, besonders interessante Gruppe sind die 
Prüfungsteilnehmer, die nach ein- oder mehrmaligem Versuch 
die Abschlußprüfung zu bestehen, erfolglos das Ausbildungs· 
system verlassen [21]. Da sich bestandene und nicht bestan­
dene Prüfungen zu hundert Prozent addieren, mag es etwas 
merkwürdig kHngen, daß die Zahl der endgültig erfolglosen 
Prüfungstellnehmer und damit auch ein Teil der Abgänger aus 
der betrieblichen Berufsbildung unbekannt sein soll. Ein Bei· 
spiel illustriert den Sachverhalt am besten: Wenn es von 
100 Auszubildenden im Beruf des Sattlers keinem beim 
ersten, jedoch 90 beim zweiten Anlauf gelingt, die Abschluß­
prüfung zu bestehen, während 1 0  nach nicht bestandener 
Wiederholungsprüfung das Ausbildungssystem erfolglos ver­
lassen, dann weist die amtliche Berufsbildungsstatistik 
200 PrüfungsteIlnehmer aus, darunter 90 mit bestandener 
Abschlußprüfung. Statt eines Prüfungserfolgs von 90 Prozent 
ergibt sich einer von 45 Prozent (90: 200); über den Anteil 
das System erfolglos verlassender Auszubildender gibt die 
amtliche Statistik keine Auskunft. Eindeutig als Absolventen 
zu identifizieren, sind unter diesen Voraussetzungen nur 
Prüfungsteilnehmer mit bestandener Abschlußprüfung. 

Es gibt, das ist die Quintessenz der vorangehenden Analyse, 
weder hinreichend genaue Angaben über die Zugänge zur betrieb­
lichen Berufsbildung, noch läßt sich die Zahl der Abgänger präzise 
erfassen. Solche Unschärfen sind zwar bei den bestehenden Aus· 
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bildungiVllfhältniSien nicht anzutre�Il, mn ihre Stelle tretefl 
Jedoch andere. 

Die bettehenden Ausbildungsverhlltni .. , 

Die Kammerstatistiken, auf denen die Berufsbildungsstatistik 
basiert. sind in erster Linie Geschäf1Sstatistiken. also Bestands­
statistiken. die Auskunft über ditl im Bezirk bestehenden Aus­
bildungsverhältnisse zu geben haben. Unter diesem Gesichts­
punkt weist denn auch die Beruhbildungsstatistik keinerlei 
systematische Verzerrungen auf: Unabhängig davon, ob die 
Verteilung der Jugendlichen über die Aosbildungsjahre, ihre 
schulische Vorbildung oder ihr Geschlecht erhBt werdeo, es 
lilt9t ein Jeweils korrektes Abbild des Bestandes vor. -Allerdings 
bleibt zu prüfen, ob da,. was Priori,ät tür eine Geschäftsstatistik 
hat: die verzerrungsfreie Abbildung des Bestandes auch Priorität 
tür eine BIldungsstatistik haben muß. Dieser Frage soll aufgrund 
zweier Beispiele nachgegangen werden. 
Es ist bekannt, daß weibliche Auszubildende überdurchschniu­
lieh häufig Berufe mit kürzerer Ausbildungszeit durchlaufen. 
Um die folgenden Aussagen etwas deutlicher zu akzentuieren, 
wird etwas realitiitsfremd angenommen, daß im Bestand gleich 
viele Frauen wie Männer vertreten sind, die Frauen unter sonst 
�ichen Bedingungen aber nur zweijährige, die Männer inde$ 
dreijährige Berufe ergreifen. Betfac:htet man nun innerhalb eines 
Zeitraums von sechs Jahren die Bestände, so ist bei den Frauen 
der Beuand dreimal, bei den Männern zweimal au�echselt 
worden. Es durchliefen also - trotz gleicher Bestandszahlen -
anderthelbmal mehr weibliche als männliche Jugendliche die 

AUSbildung, und es gingen folglich auch anderthalbmal mehr 
Frauen als Männer vom Schulsystem ins betriebliche Ausbil­
dunguY5tem und von dort ins Beschäftigungssystem über [22J. 
Vor die Wahl Q85tellt, den Anteil der Geschlechter im Gesamt­
bestand oder bei den Zu- beziehU!'l9SWelse Abgängern desAusbil­
dungss'{$tems (also bei einem Jahrvang) 1U "lassen. wird man 
unter dem Ä$pekt, eine bildungspoliti$Ch mögliChst gehaltvolle 

AuSS<1fJ8 zu machen, sidlerlich eher ZugJnsten letzterer entschei· 
den. weil der Gesamtbestand wegen unters.chiedlicher Verweil­
dauer einzelne\'" Perwnengruppen rn Ausbildungssystem, nur 
ungenaue Rückschlüsse auf die für ordnungspolitische Entschei­
dungen besonders wichtige Struktur von Bewegungsgrößen zu­
läßt, wie das folgende. diesmal realitiitsgerechte Beispiel noch 
anschaulicher belegt. 
Im Jahre 1982 betrug der Anteil der Hoch�chulberechtigten in 
betrieblicher Ausbildung etwa acht Prozent. Da den Abiturien­
ten die Auibildungszeit in der Regel um ein Jahr verkiirzt wifd, 
durchlaufen sie im Durchschnitt statt drei nur zwei Ausbildungs· 
jahre. Darau, folgt. daß sie gegenüber allen Gruppen, die eine 
un'lerkürlte Ausbildungszeit haben, im Bestand um 50 Prozent 
unterrepräsentiert sind. - Fragt man nicht nach dem Anteil der 
Abiturienten in betrieblicher Ausbildung, sondern nach ihrem 
Anteil an einem die betriebliche Bllfufsbildung durchlaufenden 
Jahrgang, dann ergeben sich nicht acht, sondern zwölf Prozent. 
Derartige Differenzen treten natürlich nicht nur beim Gesamt­
bestand, sondern beim Bestand jedes Berufes auf. In allen Berufen 
sind Jugendliche unterrepräsentiert, die eine verkürzte Ausbil­
dungszeit cilrchlaufen, und damit zusammenhängend natürlich 
auch alle p<»itiven, eine Verkürzung rechtfertigenden Merkmale. 
Die aus unterschiedlichen Auwildungszelten resultierende, recht 
problem.tische Eigenschaft de1 Bestand.s. Merkmalsanteile eines 
AusbildunQ5jahrga� nurverzerrtwtedergeben zu können 123L 
wei$ell �ispielsweise die Zu- und Abgänge der betrieblichen 
Ausbildung nicht auf. Bildung5po1itiKtl verwertbare Aus�gen 
sind daker eher hier zu erwarten. 

Korrektur bestehender Unzulänglichkeiten 

Die BerufsbikJungsstatistik hat sich an die geseulich fixierten 
Aahmenbedingungen zu halten, und Korrekturen, die sich mit 
diesen Bedingungen nicht vereinbaren lassen. sind daher aus.zu-

schließen. Das Berufsbildungstördef'ungsgesetz legt in� die 
genaue Definition vieler Merkmale nient explizit test; zum Teil 
schreibt es aber die Erfas.ung bimer nicht erhobener Merkmale 
deutlich vor, die ihrerseits einer exakteren Abgrenzung bildungs­
politiSCh wichtiger Tatbestände außerordentlich dienlich wären. 
-Alle Merkmalsdefinitionen sowie deren Korrektur haben sich 
allerdings an der zentralen, für das gesamte statistische Instru· 
mentarium geltenden Forderung zu orientieren, daß die erhobe· 
nen Daten zur Ordnung der 8erufsbildung verwendbar sein 
müssen (§ 4 Abs. 1 -3 BerBiFG). 
Einer d;eser Ordnungsmittel in der Berukbildungsbeficht, der 
jedes Jahr die am 30.09, noch bestekenden innerhalb der voran· 
g89angenen zwölf Monate neu abgeschlossenen Ausbildungs· 
... erträge ausweist. Oie Anschlußverträge bei Srufeoausbilduflg5-
berufen �ubsumiert der Bericht nicht unter die neuen Verträge. 
Offenkundig ist es daher keinesfalls die Absicht, alle im juristi. 
lehen Sinne neuen Verträge zu erheben, vielmehr geht es darum, 
den Zustrom von Jugendlichen Ins betriebliche Berufsbildungs­
system zu registrieren. Und das ist unter Ordnungsgesichtspunk· 
ten In der Tat wohl die sinnvollste Form, die neuen Ausbildungs. 
verträge zu erfassen. Nur wird die entsprechende Merkmals· 
abgrenzung nicht cilrchgehllten, denn unter den neuen Verträ· 
gen finden sfctl, wie nachsJewiesen. 'liek!, die nicht von Schul· 
abgängern, sondern von Auszubitdenden StilrTUfIell. Vor allem 
Auszubildende. die nach VertragslöwngBfl weitere Verträge rin· 
gehen, tragen zu einer nicht unbeträdltlidlen Überhöhung der 
neuen Verträge bei. 

Es ist aber möglich, einen großen Teil jener von Auszubildenden 
stammenden neuen Verträge zu Identifizieren. Denn weil Aus­
bIldungszeiten aus vorangegangenen Verträgen in Folgeverträgen 
anrechenbar sind (§ 29 Abs.2 BBiGl, können entsprechende 
Verträge von den Kammern separat erfaßt werden, wie es bei· 
spielsweise bei Anschlußvertrigen in Stufenausbildungsberufen 
schon gelChieht. Sie können auch -ohne die Absichtdes Gesetz· 
gebers zu verfälschen - bei der Ermittlung neuer Ausbildungs· 
verträge einfach unberücksichtigt bleiben. Auf diese Weise ließe 
sich ein wesefltlicher Teil der nicht von Schulabgängern, wndern 
von Auszubildenden herriih rendeo Vertragsabschlüsse eHm;n ieren. 
Wie bereits bellt9t, bestehen nicht nur Unklarheiten uber die Zu-, 
sondern auch über die Ab9iinger der betrieblichen Berufsbildung. 
Korrekt ermitteln lassen sich nur Abgänger, die ihre Abschluß· 
prüfung bestanden. Von der Zahl nicht bestandener Prüfungen 
aut die Zahl der gegebenenfalls auch nach zweimaliger Wieder· 
holungsprüfung erfolglos bleibenden Auszubildenden zu sct1lie· 
Ben, führt indes zu gravierenden Fehlern. 
Eine adäquate Lösung. die endgültig erfolglosen Priifungstell· 
nehmer zu ermitteln, bietet das BerufsbildungsförderungsgeseU, 
wenn es vorschreibt, die WiederholungsplÜfungen zu erlas.sen 
( §  5 Abs. 1 Nr . 3 BerBiFG). Sobald dies geschieht. bnn auch 
die Bestehensquote eine5 Abschlußjahrganges von .twszubilden· 
den sowie die Gesamtstäf1(e der Abgänger relativ genau errechnet 
werden. 
Eine weitere Steigerung der Genauigkeit ließe sich erzielen, 
wenn konsequent solche Prüfungsteilnehmer aus der Prüfungs· 
statistik herausgezogen würden, die, ohne eine vorangegangene 
reguläre betriebliche Berufsausbildung durchlaufen zu haben. 
zur Abschlußprüfung zugelassen werden, also die externen 
PrOfungsteilnehmer. Auch hier bietet das AusbildungspiaU· 
fÖtderungsgeseU die entsprecllende Handhabe. denn es verlangt, 
daß die Art der Priifungs;zula$$ung erfaßt witd (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 
Ber8iFG). Bei den Rehabilitanden und Umschülern ge5Chieht 
dies bereits, sie werden gesondert ausgewiesen. 
Erlaßte man zUgJterletzt, wie gleichfalls gesetzlich vorgeschrie· 
ben, dia Zulassungen zur Abschlußprüfung (§ 5 Abs. 1 Nr.3 
BerBiFG), so ließe sich noch jener Anteil von Auszubildenden 
in der Größenordnung von zwei Prozent ermitteln, der zwar zur 
PrGfung zugelassen wird, sie aber nicht antritt. - Die Summe der 

AUiZubildenden mit bestandener, nicht bestandener und nicht 
.. ngatretener Abschlußprüfung ergäben dann einen am Ende der 
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Lehre das betriebliche Bildungssystem verlassenden Jahrgang 
von Auszubildenden. 
Wegen der unterschiedlichen Ausbildungszeit der Berufe und 
einzelner Gruppen unter den Auszubildenden mit Verkürzungen 
(z. B. Abiturienten) weisen alle im Gesamtbestand erfaßten 
Merkmale der Jugendlichen gegenüber einer jahrgangsbezogenen 
Erfassung systematische Verzerrungen auf, die ein beträchtliches 
Ausmaß erreichen können. Diese Verzerrungen vereiteln nicht 
nur einen realitätsgerechten Vergleid1 mit anderen Statistiken, 
sondern auch einen Vergleich innerhalb der Berufsbildungs­
statistik, beispielsweise zwischen Ausbildungsbereichen oder 
Ausbildungsberufen. Doch wiederum bieten sich gesetl:lich vorge­
schriebene Verfahrensweisen als Abhilfe an. Denn sobald Merk­
male wie schulische Vorbildung, Nationalität oder Geschlecht 
bei den Prüfungsteilnehmern erfaßt werden § 5 Abs. 1 Nr.3 
BerBiFG), weisen sie die für den Gesamtbestand typischen Ver· 
zerrungen nicht mehr auf [24). Es gibt darüber hinaus Merk­
male, deren Anteil im Verlauf der Ausbildungszeit zunimmt, 
oder die erst am Ende der Ausbildungszeit in nennenswertem 
Maße auftreten, zu ihnen gehören die Abkürzung und Verlänge­
rung der Ausbildungszeit. Solche Merkmale im Gesamtbestand 
zu erfassen, führt notwendig zu Ergebnissen, die beinahe wert­
los sind. 

Merkmale, die sich während der Ausbildung nicht verändern, 
wie schulische Vorbildung oder Geschlecht, können im Prinzip 
auch bei den neuen Verträgen erfaßt werden. Das hätte den 
Vorzug, daß sich ein klar strukturiertes Bild der eine betrieb-. 
liehe Ausbildung antretenden Jugendlichen ergäbe [25]. - Hier­
für fehlt allerdings bisher die ge5etzliche Grundlage. Unter die­
sem, vor allem aber unter dem Gesichtspunkt eines möglichst 
ökonomischen Erhebungsverfahrens bietet es sich eher an, die 
gesetzlich vorgeschriebenen Merkmale generell dort zu erfassen, 
wo sie einerseits unverzerrt und andererseits alle' gleichzeitig 
erhoben werden können, d_ h. zum Zeitpunkt der Prüfung. Für 
diesen Zeitpunkt spräche ferner, daß dann detaillierte Informa­
tionen für alle Jugendlichen vorlägen, die eine Ausbildung durch­
laufen haben und den Arbeitsmarkt - in der Regel als Fach­
kräfte - betreten werden, 
Die Mängel der Berufsbildungsstatistik, so ließe sich nachweisen, 
resultieren nicht aus Mängeln des Berufsbildungsförderungs­
gesetzes. Das Gesetz bietet bei konsequenter Anwendung viel­
mehr die Gewähr, daß die erörterten Schwierigkeiten nicht auf­
treten. Die Unzulänglichkeiten entstehen bei der Ausführung 
des Gesetzes, bei der Durchführung der Erhebungen. Würde bei 
der Definition der Erhebungsmerkmale und der Auswahl von 
Merkmalen und Merkmalskombinationen mehr der vom Gesetz 
gebotene ordnungspolitische Aspekt berücksichtigt, dann ließe 
sich die Aussagekraft . der Berufsbildungsstatistik gerade unter 
bildungspolitischen Gesichtspunkten wesentlich steigern, 
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Anmerkungen 

!1) Das enemalige Bunde.institut flir Beruf$bildungsfo�hung halle 
zwar die Aufgabe,die Gegebenheiten und Erforderni.�e der Berufs­
bildung ständig zu beobachten und zu untersuchen (§ 60 Abs. 3 
BBiG a. F..), dieseAufgabe ,chloß jedoch die Erfa51ung ,tatinischer 
Daten eunchließlich fu.. Fonchungszwacke ein, 

[21 Vgl.: (Hrsg.) Der Bundesminister für Bildung und Wi .. en.chaft: 
Grundsatze zur Neuordnung der beruflichen Bildung (Markierungs· 
punkte): Beschluß des BundeSkabinetts vom 15.11.1973. - Das 
vorgesehene BundesamI für Beruhbildung mllte unter anderem 
tluch die Stltistik und Dokumentation der beruflichen Bildung 
übernehmln, iihnliche, auch nicht weiter sPI!zifizierte Aufgaben 
waren auf Landes· und Bezirkll!btn.. wahrzunehmen; S. 'l7f. 

(3) Vgl.: XIX. Rlferentenentwurf einer Nwfassung d� Berufsbildungs­
g'51tzes (BBiG) des Bundesministeriums für Bildung und Wissen­
schaft vom 20.2.1974. In: (Hrog.) Pulte, Peter, und Vorbrücken, 
Karl·Heinz: Berufliche Bildung - 39 Mod�lIe, Meinungen und 
Entwürfe zu einem Reformvorhaben, Dpladen 1974, S. 306. Nach 
dem Entwurf halten die Kammern die Aufgabe, wichtige Daten 
der Blrufsbildung ihres Bezirks zusammenzu�tellen, auszuwerten 
und zu veriiffentlichen sowie den Behörden des Bundes und der 
L�ndtr auf Verlangen mitzuteilen. 

(4) VIII.: Regierung,entwurf d� Berufsbildung'gesetzes (BBiG), Bun­
desrat.drucksache 160/75: sechste. Kapilel: Planung und Statistik, 
�§ 74-84, S. 36-40. 

[51 VgI.: Regierungs..ntwurf de, Beruhbildungsgesetzes (BBiG!, Bun­
desratsdrucksache 160/75; Begründungen zum sech!len Kapitel 
(Planung und Stalistik), S. 143fl. 

[6] Vgl.: Regierungsentwurf des Berufsbildung.ge.etzes (BBiG!, Bun­
desratsdruck!.llche 160175; § 75 Abs.4, § 83 Abi. '1 - vergleiche 
ferner auch § 1'1 Abs. 2 APIFG. 

171 Vgl.: Stellungnahme des Bundes.rates zum Regierungsentwurf des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG), Bundestags<:lrucksache 7/3714, An· 
lage 2, S. 3. 

[81 Siehe Fredebeul, F .-H., Bakl, U., Krebs, H.: Blrufsbildunysförde· 
rungsgeSittz - Kommentar - § 4 Rd. Nr. 1'1, 13, 14. 

[9] Vgl.: Fredebeul, F.·H. et al.: Berufsbildungsförderungsge'etz 
- Kommentar - § 4 Rd. Nr. 13. 

(10] Vgl.: Fredebeul,F.-H. et al.: BeruhbildungsfiirderungsgeSII2 
- Kommentar - § 4 Rd. Nr. '11. 

(11) Es entfielen vor allem die die Ausbildungsstänen und die Koslln 
der Ausbildung betreffenden Angaben (§ 8 Abs.l Nr.l und 

Abs. '1 APIFGl. 
(12] Vgl.: Fntdebeul, F.·H. It al.: BerufsbikJungsfiirderungsgesetz 

- Kommentar - § 4 Rd. Nr. '1'1. 

[131 VgI.: Fredebeul. F.·H. et al.: Beruhbildungsfiirderungsgesetz 
- Kommentar - § 5 Rd. Nr. 17-26. 

[14] Diu Tabellen werden in der Rogel von den Kammern so abgefor· 
eiert, w;' sie vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht werden, 
d . h .  es besteht niCht die MÖgliChkeit, das DaleNT1alerial nach 
anderen GesichtsP\.Jnkten auszuwerten, all sie ber"''' veröffent­
licht werden (außer Regionali,ierung nach Kammerbezirken). 

1151 Der Berufsbildung.bericht der Bundesragierung rechnet - ebwei·· 

chend von der amtlichen Berufsbildungsstlti&tik _ die neuen 
Folgeverträge bei den Stuflnausbildungsblrufen nicht unter die 
neu abgeschlo5'ienen Ausbildungsvertri;ge. 

. 

[161 Hier handelt eS sich um etwa acht Pro�ent eines Jahrgang. von 
Auszubildenden, die nach einer Vertrag.lösung neue Ausbildungs' 
verträge eingehen; und etwa vier bis foof Prozent eines Jahrgangs, 
die nach Durchlaufen einer erslen betrieblichen Berufsausbildung 
eine zweile amchließen. Vgl. auch Anmerkung 1171. 

117] Nach unveröffentlichten Ergebniuen aus dem Projekt 1.036, einer 
Befragung von 30 000 ErwarbJtätigen, hatlen 3,8 Prozent der 
Erwerbstätigen (1979) zwei betriebliche Berufsausbildungen durch. 
laufen; Auswertungen des Mikrozensus ergeben etwa sechs Pro­
zent. 

118] Siehe Der BUndesminister flir Bildung und Winenschaft (Hrsg.), 
Bonn 1983: vgl.: BIßL1DGAAPHIE -- Literatur zum Thema -. 

[191 Vgl.: Deutscher Industri," und Handelstag (Hrsg.): Berufsbildung 
1978/79,5.75. 

1201 Vgl.: Deutscher Industrie- und Handelstag (HrsgJ: Beruf,bildung 
1966/67,S.76. 

['11] Siehe Althoff.H.: Anmerkungen zur Definition und Bere<:hnung 
des Prüfungserfolgs, In: Die beruhbildende Schule, 31. Jg. (1979), 
Heft 1 '1, S. 595. 

['1'11 Faktisch sind die Unterschiede nalürlich geringer: Im Bestand sind 
die Frauen zu 39 Prozent vertreten, unter den Ab· bzw. Zugängern 
(bei einem Jahrgang von Auszubildenden Ilso) zU 43 Prolent 
(198'1). Der Frauenanteil wird bei einer bestand.bezogenen Betrach­
tungsweise immer systematisch unterschäln. - Für die Berechnung 
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d�. Frauenanteils im Bestand und unt�r d�n Ablläng�rn wurde di� 
BBrufiSChulstiitistik h8rarlgBzog�n. Vgl.: St�tiitischel Bundesamt 
(Hrsg.J: Fachserie 11, Biklung und Kultur; Reihe 2 ,  Berufliches 
Schulwesen 1982, S. 35 u. 73. 

[23[ Siehe Althoff , H . :  Mangelnde Aussagekraft der Berufsbildungs· 
stltiltik. In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxil, 1 , .  Jg. 
I 198�), Heft 5, S. ��-�4. 

[241 Exakt ausgedrückt. müßten die bislang beim Gesamtbeotand 
erfaßten Merkmale bei den regulären Teilnehmern der Abschluß­
prüfungen (ohne Wiederholungsprüfungen!) oder, noch be ... er, 
biii den emmalig zur Abschlußprüfurlq zugelassenen Auszubilden· 
den erleßt werden. Es versteht lieh von selbst, daß dilil. Externe 
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zur Abschlußprüfung zugllasSinen Perlorlen in diese Erfassung 
nicht einbezogen werden dürf�n. 

[251 Werden Merkmal. wie schulische Vorbildung, Nationalitiit und 
Geschlecht bei den neuen Verträgen erfaßt,So wären dilN VOr allem 
von NeuabschlÜlSen zu befreien,die von Auswbildenden stammen, 
die nach Vertragslösungtn neu� V .... träge eingehen. Andernfalls 
dürfte eine überhöhung nitdriger Schulabschlü .. e und wahrlCtHtin­
lich auch ausländischer Auszubildender eintreten. Beide sind 
vermutlich unter den Vertragllösungen und dann womöglich auch 
unter den Nlulbschlüssen nach Vertr3gslösungen übarproportional 
vertreten, so daß e� zu Vernrrungen ant&prechender Merkmals­
�nteile kommt. 

Merkmale und Entwicklung der Projektmethode *) 

Organisiertes Lernen ist immer an die didaktische Verarbeitung 
eines Lehrstoffes gebunden. Dieser Prozeß der Lehr- und Lern­
planung verändert die komplexe Wirklichkeit, indem er auswählt 
und vereinfacht. Nicht die Vielfalt der Erscheinungen ist der 
Gegenstand des Lehrens, sondern ihre Grundstrukturen; das 
Allgemeine soll anhand des Exemplarischen gelernt und verstan· 
den werden. Die übertragung des Gelernten auf andere Situatio· 
nen ist dem Lernenden allein vorbehalten. 
Die alte Weisheit Senecas, daß wir nicht für die Schule, sondern 
für das Leben lernen, weist auf dieses Spannungsverhältnis 
zwischen Wirklichkeit einerseits und ihrer Umgestaltung durch 
den Lehr- und Lernprozeß andererseits hin, Dieses wird durch­
aus nicht immer wertfrei gesehen; eine Wortprägung wie etwa 
"Verschulung" mit deutlich negativem Sinngehalt zeigt deutlich, 
daß das Verhältni, von Schule und Lebenswirklichkeit im allge­
meinen Bewußtsein durchaus auch als problematisch verstanden 
wird. 
Lernen ist nicht an PIanmäßigkeit gebunden, Wir lernen auch 
aus der Erfahrung, aus Lebenssituationen, die nicht für Lern· 
zwecke herbeigeführt wurden, sondern die sich einstellen. 
"Durch Schaden wird man klug", "Gebranntes Kind scheut das 
Feuer", so urteilt der Volksmund über -dieses Erfahrungslernen, 
Dieses läßt sich, ebenso wie sein Gegensatz, das theoreti�che 
Lernen, als Grundprinzip verstehen, das in der Geschichte der 
Erziehung immer wieder postuliert wird. 

Geplantes Erfahrungslernen durch die Projektmethode 

Ein entschiedener Vertreter des Erfahrungslernen5, auf den sich 
andere Pädagogen immer wieder berufen, ist Jean·Jacques Rous· 
seau. In seinem Roman "Emi[ oder über die Erziehung" gibt er 
der "Erfahrung als Lehrerin" den Vorzug vor dem Lernen aus 
Büchern und fordert das Selbstfindenlassen von Erkenntnissen 
und Einsichten. Johann Heinrich Pestalozzi ist es, der in seinen 
Schriften und in seinem Wirken den Wert der praktischen Arbeit 
rur die Menschenbildung deutlich macht. Erziehung durch prak­
tische berufliche Tätigkeit ist auch ein Grundgedanke von 
Goethes "Wilhelm Meisters Lehrjahren". 
Zu einem zentralen Begriff ist die Erfahrung in der Philosophie 
von John Dewey geworden. Er gilt zusammen mit seinem Mit­
arbeiter W. H. Kilpatrick als der Urheber der Projektmethode [1). 
Auf Pestalozzi und Dewey beruft sich Georg Kerschen5teiner, 

'1 Entnommen aus einem Mlnuskriptband Z�hnr�dfabrik Fritdrichs· 
h�fen AG und Bundesinstitut für ßaru/sbildung IHrSg.): Die Weiter­
entwOcklung d�r Projtktmethode in der betrieblichen Ausbildu"ll 
1976-1982, Berlin - Friedrichlhafen 198�, s. 1-12 (Veröffentli· 
chung im Rahm�n des vom BIBB betreuten Modellversuchs "ErpfO· 
bung von Maßnahmen ,ur übertragbarkeit von Modellversuchsergeb· 
nissen im außerschulischen Bereich der Berulsbildung"l. 

der in seiner Arbeitsschule vor allem die Charakterbildung durch 
praktische Arbeit in Arbeitsgemeinschaften fördern will [2], Die 
von ihm dargestellten Beispiele für Arbeitsaufgaben würden wir 
nach dem heutigen Sprachgebrauch als Projekte oder Vorhaben 
bezeichnen. 
In Deutschland eingefuhrt hat den Begriff des Projekts Fritz 
Karsen [3). Seitdem hat der Begriff und die Sache, die er 
bezeichnet, vor all�m im Rahmen der Arbeitslehre, Eingang in 
die vorberufliche Bildung gefunden. 
"Denkende Erfahrung" soll nach Dewey die Schule anregen und 
unterstützen [4), Einen Hinweis darauf, wie sie die; tun ;011, 
vermittelt Kilpatrick mit Seiner Definition der Projektmethode: 
sie soll ein "planvolles Handeln aus ganzem Herzen" (whole­
hearted purposeful activity) sein, das in einer sozialen Umgebung 
stattfindet, Diese Definition umfaßt vier wesentliche Kriterien 
eines Projekts, die "denkende Erfahrung" ermÖglichen sollen: 
Lernen durch praktisches Tun (Learning by dolng), Zlelorlentie­
rung und Planmäßigkeit sowie eine Motivation, wie sie sich aus 
dem ganzheitlichen Einsatz menschlicher Kräfte ergibt. Das 
Kriterium "soziale Umgebung" weist darauf hin, daß das Projekt 
in einem Team, in einer Arbeitsgemeinschaft abgewickelt werden 
soll. Die "denkende Erfahrung" soll durch problemorientiertes 
Handeln ermöglicht werden. Dies ist der Sinn der Zielorientie­
rung und PIanmäßigkeit. 
Nelson Louis Bossing postuliert für die Durchführung des Pro­
jekts eine Folge von vier Stufen: Zielsetzung, Planung, Durch­
führung und Beurteilung [5), 
Offensichtlich zielt die Projektmethode auf mehr als nur den 
Erwerb von Kenntnissen und manuellen Fertigkeiten. Einen 
ganzen Katalog von gesellschaftlichen Richtzielen ordnet ihr 
z.B. Nündel zu: Fähigkeit zur Mitbestimmung, zu verantwort· 
lichem sozialem Handeln, zu Einschätzung von Situationen, wm 
Austragen �on Konflikten, zur Rollenflexibilität, zu sinnvoller 
Planung, zur Se[bstbeurteilung, insbesondere zu permanentem 
Lernen [6). Es handelt sich dabei um Schlüsselqualifikationen, 
deren Erwerb Voraussetwng für die Aneignung spezifischer 
Fähigkeiten ist, also etwa sozialintegratives Verhalten (Team· 
bereitschaft), Lern· und Leistungsbereiuchaft, Flexibilität des 
Denkens, Initiative, Kreativität [7). Auf diesen ganzheitlichen, 

"mehrdimensionalen" Lernzielbezug weist auch Borowski hin; 
durch die "Überfachlichkeit des Projekts" werden kognitive, 
emotionale, soziale und psychomotorische Lernbereiche 
erfaßt [8], 

Die Projektmethode in der beruflichen Bildung 

über die Arbeitsschulbewegung hat die Idee des Projektunter­
richts Eingang in unsere allgemeinbildenden Schulen gefunden, 
und zwar im Rahmen der Arbeits[ehre. Der jüngste Entwick­
[ungsschritt war nun der Übergang von der vorberuflichen zur 
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beruflichen Bildung. Bei oberflächlicher Betrachtung erscheint 
dies keineswegs plausibel. Die in Deutschland praktizierte Form 
der Berufsbildung, im wesentlichen also das duale System, 
basiert ja ihrem eigenen Verständnis nach auf dem "learning by 
doing", im wesentlichen auf der Mitwirkung an ArbeiuvoHzügen 
im Betrieb. 
Allerdings hat sich auch hier ein Prozeß der zunehmenden Plan­
mäßigkeit, der Pädagogisierung oder, wenn man so will, der 
Verschulung ergeben. Die Lehrwerkstatt, in GrOßbetrieben der 
Industrie unerläßlich, ist zu einer Art Schule geworden. Eines 
ihrer Kennzeichen ist dies, daß die "Ernstsituation", die eigent­
lich die betriebliche Ausbildung schaffen sollte, zum Teil wieder 
zu einer Schulsituation geworden ist. Manuelle Arbeit in einer 
Lehrwerkstatt z. B. kann zwei Ziele haben, nämlich ein didakti­
sches und ein ökonomisches. Einmal steht das Erlernen urxl Ein­
üben von Fertigkeiten im Vordergrund, das andere Mal die 
He�tellung eines für den Betrieb verwertbaren Produkts. In der 
Werkstatt einer Berufsschule läßt sich allerdings nur das didakti­
sche Ziel realisieren. So überrascht es nicht, daß gerade im 
schulischen Bereich zuerst Versuche mit der projektorientierten 
Ausbildung unternommen und beschrieben wurden; bekannt­
geworden sind vor allem die Versuche in Salzgitter im Zusam­
menhang mit der Erprobung des Berufsgrundbildungsjahres 19J. 
Erwähnt seien etwa die Projekte "Getriebebaukasten" und 

"Lochstreifenstanzgerät". Der erste Betrieb, der die projekt­
orientierte Ausbi ldung systematisch entwickelt und beschrieben 
hat, dürfte das Werk Gaggenau der Daimler Benz AG gewesen 
sein [10]. 

In den Metallberufen hat die Planmäßigkeit vor allem der Grund­
bildung ihre Tradition [1 1]. Die Vermittlung der erforderlichen 
Fertigkeiten ist am zweckmäßigsten in einer Abfolge von Lehr­
gangsblöcken organisierbar. Die einzelnen Fertigkeiten sind 
nicht nurzu zeigen,sondern auch einzuüben. Dabei sind Übungs­
arbeiten auszuführen, deren Ergebnis z. B. im Hinblick auf Maß­
genauigkeit und Qualität durchaus anspruchsvoll sein kann. Wes­
halb solche Übungsstücke trotzdem respektlos oft als "Edel­
schrott" bezeichnet werden, rührt daher, daß ihnen der prakti­
sche Nutzen fehlt. Bestenfalls landen sie in einer Vitrine. Aller­
dings gab urxl gibt es auch Übungsstücke, welche diesen prakti­
schen Nutzen besitzen, so z. B. der schon seit vielen Jahrzehnten 
übliche Hammer, soweit es sich um Metallberufe handelt. Er 
weist eines der Kennzeichen eines Projekts auf und ließe sich 
deshalb als Kleinstprojekt bezeichnen. 
Es gibt noch weitere traditionelle Beispiele aus den Metallberufen, 
so z. B. den Maschinenschraubstock, welcher bereits eine kom­
plexe Arbeit darste llt und sich als Kleinstprojekt bezeichnen 
ließe. 
Als Großprojekt ist etwa die Dampfmaschine zu bezeichnen, 
welche, von GagQlmau ausgehend, in vielen Varianten und Weiter· 
entwicklungen Eingang in die Lehrwerkstätten anderer Betriebe 
und auch in Werkstätten von Berufsschulen gefunden hat. Die 
Durchführung dieses Projekts dauert etwa ein Jahr. Es ist nun zu 
fragen, inwieweit die genannten Beispiele den in der Theorie 
der Projektmethode geforderten Kriterien entsprechen. Zweifel­
los wird durch planmäßiges Handeln ein sinnvolles und verwert­
bares Arbeitsergebnis erzielt, was auch der Arbeitsmotivation 
zugute kommt. Auch die "soziale Umgebung" ist vorhanden; 
allerdings arbeitet jeder für sich allein, es gibt keine arbeitsteilige 
Kooperation. Ein Schritt in diese Richtung sind die autonomen 
Lemgruppen im Rahmen der Gaggenauer Teamausbildung: hier 
findet zwar nicht die Arbeit am Projekt selbst, aber der Erwerb 
des dazu erforderlichen theoretischen Wissens in weitgehend 
selbstgesteuerten Gruppen statt. 

Die Zielorientierung urxl PIanmäßigkeit des Handeins ist zwar 
gegeben, aber nicht in Form der selbständigen Problemlösung. 
Mit zunehmender Komplexität des Projekts jedoch kann der 
Jugendliche hinsichtlich der Reihenfolge einzelner Arbeitsschritte 
der anzuwenderxlen Arbeitsmethoden mitdenken, aber er hat 
wenig Spielraum zur Entscheidung. 

'An diesem Beispiel läßt sich der Unterschied eines Übungs­
stückes aus der Praxis zum Projekt im engeren Sinne verdeut­
lichen. Er liegt vor allem im Grad der Mitgestaltung des lern· 
prozesses durch den Lehrling, im Grad der Selbststeuerung 
also (12). Auch die Kontrolle des Arbeitsergebnisses durch den 
Lehrling selbst ist Mitgestaltung und Selbststeuerung. 
Zweifellos die vollkommenste Form der Selbststeuerung ist 
durch arbeitsteilige Kooperation an einem umfassenden Projekt 
gegeben. Sie läßt sich verwirklichen z. B. in der Form eines 
Gemeinschaftsprojekts, etwa bei der Herstellung eines Boots 
durch eine größere Gruppe. Mehr auf die betriebliche Realität 
bezogen spielt sich diese arbeitsteilige Zusammenarbeit bei Fach· 
stufenprojekten der Zahnradfabrik Friedrichshafen AG ab [13]. 
Eine Gruppe plant die Reihenfolge der Arbeitsgänge, die Arbeits· 
methoden und die Arbeitsteilung gemeinsam und kontrolliert 
das Ergebnis. Sie ruckt damit in die Nähe der teilautonomen 
Arbeitsgruppen . 
In der beruflichen Grundbildung ist diese Selbststeuerung bisher 
kaum bekannt geworden, wenn man einmal von der realen 
Übungsfirma absieht, wie sie bei der Zahnradfabrik Friedrichs­
hafen AG und den Pfaudler-Werken AG in Schwetzingen vor­
handen ist. Im Berufsfeid Metalltechnik jedenfalls absorbiert der 
Erwerb von Fertigkeiten wohl so viel Energie, daß das Planen 
von Problem lösungen zunächst einmal zurückstehen muß. Allen­
falls die Selbstkontrolle des Arbeitsergebnisses läßt sich prak­
tizieren. 
Interaktion im Sinne der Kilpatrick'schen sozialen Umgebung 
gibt es auch in einer Lehrwerkstatt, vor allem in formeller Weise 
unter Beteiligung des Ausbilders. Eine ungesteuerte, aber durch­
aus wirksame Interaktion ergibt sich zwischen den Lehrlingen 
dann, wenn ein Auszubildender dem anderen hilft oder ihn um 
Rat fragt. In einer Prüfungssituation ist allerdings ein solches 
Verhalten nicht zulässig, denn es geht ja darum zu kontrollieren, 
was der einzelne ohne fremde Hilfe leisten kann. In der beruf­
lichen Wirklichkeit nach der Ausbildung allerdings ist gegen· 
seitiger Rat und gegenseitige Hilfe erwünscht, wenn nicht sogar 
unerläßlich. Der Ausbilder in der Lehrwerkstatt kann auf diese 
Verhaltensweise vorbereitend hinwirken, indem er bei der 
projektorientierten Ausbildung, auch wenn es sich um Einzei­
arbeit handelt, eine derartige I nteraktion nicht unterbindet, 
sondern dazu ermutigt. Er darf allerdings nicht so weit gehen, 
daß der Erwerb einzelner Fertigkeiten dadurch beeinträchtigt 
wird. Insofern sind einer Arbeitsteilung in der gewerblichen 
Grundausbildung deutliche Grenzen' gesetzt. Erst in der Fach· 
stufe läßt sie sich realisieren, dann also, wenn die geforderten 
Grundfertigkeiten bereits vorhanden sind und es auf die Trans­
ferleistung ankommt. 
Projektorientierte Ausbildung in der Grundstufe der MetalI­
berufe muß also, zusammengefaßt, folgende Kriterien aufweisen: 

Herstellung eines verwertbaren Produkts, 
Erwerb oder Einübung mehrerer verschiedenartiger Fertig­
keiten {Überfachlichkeit), 
Selbständigkeit beim problemorientierten Handeln (Mitgestal­
tung oder Selbststeuerung bei der Planung und Ergebnis­
kontrolle), 
Soziale Interaktion, mindestens in Form ungesteuerten 
Erfahrungsaustausches, im Idealfall Arbeitsteilung in Gruppen. 

Wenn diese Voraussetzungen gegeben sind, stellt sich das Merk· 
mal einer verbesserten Lernmotivation von selbst ein. Auf eine 
knappe Formel gebracht, ist die projektorientierte Ausbildung 
auf drei Hauptziele ausgerichtet: Erwerb und Förderung von 

Fachkompetenz, 
- Methodenkompetenz, 
- Sozialkompetenz. 
Durch die Verbesserung der Lernmotivation müßte es möglich 
sein, 

ein gegebenes Lernpensum in kürzerer Zeit als bisher zu 
erwerben 
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- oder bei gllichbleibender AuWihiJngszeit die Elldqualifika-
tion nach dem Ausbildung�ozeß zu erhöhen. 

Beide Ziell haben in den VOfüberl�ngeo zur Einfiihrung der 
pro;ektorilOtilrtlO Ausbildung in der Zahnradfabrik Friedrichs· 
hafen AG IZF) eine Rolle gnpielt (14). 

Vor allem in der gewerblichen Fachausbildung ist es im Rahmen 
der fachpraktischen Ver1�fung üblich, daß die lehrlinge außer· 
hilb und innerhalb der Lehrwerkstan Arbeiten ilusfltJren, die 
als produktiv im Sinne der Unternehmensziele zu bezeichnen 
sind. Auch hilr in zu fragen, wo die Grenze zwiscl"len einer 
!WIchen Aufuagsarbeit für den eigenen Betrieb und einem Pro­
jekt zu zienen ist. Der ErnsLCharakter derartiger Tätigkeiten ist 
offensichtlich, was gewiß Rückwirkungen auf die Motivation hat. 
Inwieweit auch Selbständigkeit bei der Planuflg von Problem· 
lösungen möglich Ist, hingt von der Situation im einzelnen ab. 
Arbeitsteiliga Kooperation in Gruppan ist in der Regel insoweit 
gegeben, als der zuständige Ausbilder die Einzelarbeiten verteilt. 
Grundsätzlich ist aber hier eine Selbsttätigkeit der Auszubilden· 
den bei der Planung der Arbeit in der Arbeitsgruppe möglich. 
Die Auftragsarbeit für dan Beuieb kann also zum Projektwerden; 
allerdings erfordert dies dann wesentlich mehr Zeit als üblich, 
und darin warden dann in der Praxis solche überlegungen oft 
scheitern. 

Vorübllfleguf\lllln zur Einfühnlllg der Pro)ektmethode 

Einrugehen in noch aLlf die Amganguiruation und die Ober· 
legungen, �Iche in dem hier geschilderten Betrieb ZF zur Ein· 
fiihrung der projektorientierten AuwildLlng Anlaß gaben. Sie 
war in Daiden Bereichen gekennzeichnet wrch ein ,'praICis· 
defizit". Dieses WQf1 ist sowohl qualitativ als auch quantitativ 
zu VeniteMn; QUa!itatw in der Weise, daß den Obungsarbeiten 
nicht genügend Ernstcharakter zukam, wie es in der Lehrwerk· 
statt der Fall war, oder daß der Zusammenhang der jeweiligen 
Tätigkeit mit dem 8etrieb�nzen nicht geriigend tr�llSpCIrent 
wurde, wie in der kaufmännischen Ausbildung. Motivations­
problemt waren jeweils die Folge, aber auch, wenn auch nicht 
meßbar, Probleme hinsichtliCh der Ausbildungsqualität. Ein 
Praxisdefizit 1m quantitativen Sinne war in der gewerblichen 
Ausbildung dadurch entstanden. daß mit Einführung des Berufs· 
grundbildungljahres in kooperativer Form der Anteil des Berufs· 
schulunterrichts zeitl ich ausg�eitet wurde. Für die fachprakti· 
sche Ausbildung in der Lehrwerkstatt gingen dadurch 320 Stun· 
den im Jahr v,rlor,n. ZusätzliCh mußten auch noch curricLllare 
Umschichtungen vorgenommen werden, indem eine größere 
Berufsfeldbreite in der Grundbildung �nge$trebt werden mußte. 
Die Verbreiterung der Lerninhalte !png auf Kosten der Vertie· 
fLlng. Es ergab sich daraus die Notwendigkeit, mit weniger Zeit· 
aufwand die gleichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln 
wie bisher. 
Auch deI'" technologische Wandel IÖ$te bei den Ausbildungs· 
verantwortlichen die Oberlt9-1ng aus, ilUf weh::heWeise Schlüssel· 
qualifikationen, wie etwa die Fähigkeit zu problemlösendem 
Denken oder die lefnfähigkeit und Lembereit:schaft, entwickelt 
werden könnlen. Zugrunde lag die E imicht. daß in der Lehrlings· 
ausbildung längst nicht mehr alle für das Beruhleben ausreichen· 
den Kenntniue und Fertigkeiten vermittelt werden können; viel· 
mehr wurde davon ausgegangen, d�ß der einzelne befähigt sein 
muß, w�hrend sein.es Berufslebens aus eigenem Antrieb und 
möglicherweise ohne fremde H i lfe fJeue Qualifikationen zu 
erwerben. 
Diese Situation und diese überlegungen führten zur Suche nach 
einer methodischen Verbesserung der Ausbildung; das Re�ltat 
war die Einführung der Projektmethode. 

Junior Achi ..... ment IJAI 

Von der Projektmethode geht ttin Innovationsdruck aus. Nicht 
die Methode selbst, wohl aber ihre Konkreti�ierung in den ein· 
zeln.en Projekten bedingt �tändige Veränderungen. Eine unkr!ti· 

sche Wiederholung einzelner Projekte mit anderen Personen läuft 
den Zielen der Methode zuwider, denn selbstindige$, planvolles 
Handeln mit entsprecflender Motivation i$t nicht möglich ohne 
Kreativität, ohne daß jeweils etwas Neues gtlChaffen wird. Darin 
liegt wohl der Grund, daß in d.,.. ZF auch nach 7jahriger projekt· 
orientierter Ausbildung noch keine Projektmüdigkeit aufge· 
treten ist. 
Neue Projektideen sind notwendig. Auch beim Methodeneinsatz 
können Anregungen nur nützen. Sowohl bei der Einführung als 
auch bei der langjährigen Anwendmg der Projektmethode wäre 
deshalb ein Erfahrungsaustausch zwischen den beteiligten Firmen 
und Institutionen fOrderlich. 
Innerhalb der Bundesrepublik ist dieser Erfahrungsaustausch im 
Gange, das Bundtlslnstltut Nr Berufsbildung und andere Institu· 
tionen aus Wirtschaft und Schule bemühen sich darum. Ganz 
anders sieht 11 im internationalen Maßstab aus. Anregungen sind 
vor allem dort zu erwarten, wo schon sehr lange und in breitem 
Umfang mit der Projektmethode gelernt und gearbeitet wird. 
Unter solchen Voraussetzungen stößt man zwangsläufig auf die 
Junior·Achievement·Bewegung in den USA. 
Diese Bewegung entstand 1919 in Springfield, Massachusetts. 
Sie Ist organisiert als gemeinnützige Gesellschaft mit dem Sitz in 
Stamforrl, ConnectiC1Jt; in allen Staaten der USA operieren 
BOOO Miniaturfirmen, betrieben von 16· bis 18jährigen Schii· 
larn (15!-
Die Liste ihrer Produkte und Dienstleistungen ist fast uniiben.eh· 
bar. Sie schließen Gebrauch$gegerutände ein, wie z.B. Lampen, 
Erdnuß·Au tomaten, SchreibutenJilien·Halter, Brieföffner, Ki�n. 
Radio·Reparaturen gri'lÖreo ebemo zu den Aktivitäten wie die 
Herstellung von Zulieferteilen für die Produktion von Fabriken. 
Eine andere Produktgruppa sind Spiele, wie z. B. Schachfiguren, 
ferner gibt es Geschenkanikel und kunstgewerbliche Erzeugnisse 
aus Holz, Wachs und geblasenem Glas. Verpackurtg und Vertei­
lung von Lebensmitteln und HentellLlrlg von einfachen Gerichten 
in eigenen Cafeteriu ergänzen die Liste. Sogar B .. nken werden 
betrieben, Zeitungen werden hergestellt. Besonders von sich 
reden machte L1nlängst eine Anstalt im Jugendstr�fvol1zLlg, wo 
die Gefangenen einen Versandhandel mit bedruckten T·Shirts 
und Baseball·Mützen aus eigener Produktion betrieben. 
Die einzelnen JA·Gruppen bestehen aus etwa 20 H ighschool· 
Schülern der Oberstufe. Ihre "Arbeitszeit" umfaßt zwei Stunden 
pro Woche, und ;r.war am Abend. Jed'e dieser Firmen wird von 
drei ehrenamtlichen Beratern unterstüUt, und zwar von Fach· 
leutan auf den Gebieten Produktion, Vertrieb und Rechnungs· 
wesen. Die Junioren haben ;eweils ein Geschäftsjahr abzuwickeln 
einschließlich Gründung, Organisation, Produktion, Vertrieb, 
RochnungsweJen; am Schluß steht die Erstellung der Bilanz und 
die Liquidation der Firma. Im nächsten Jahr wird wieder eine 
nl!lJe mit anderen Teilnehmern gegründet. Zur Gn1ndung gehört 
auch die Kapitalbeschaffung; zwar ist jeder Mit3rbeiter auch 
"Belegschaftsaktionär" - es handelt sid1 um formlose, eigetle 
Anteibcheine über jeweils einen geringen Betrag -, aber ohne 
zahlungskräftige Geldgeber IlUS der WlrtKhaft käme das erfO(· 
derliche Betliebskapilal nicht zustande. Am Ende des Geschäfts­
jahrt'S wird eine Dividende ausgeschüttet. Zu den Aufwenwngen 
dieser JLlnlorenfirmen gehören neben dem eingekauhen Material 
auch leasing-Gebühren für Maschinen und Einrichtungen, die 
von Sponsor·Firmen zur Verfü\p!l\I gestellt werden, und ein 
Arbeitslohn an dia Mitglieder. 

Die Dachorganisation Junior Achievement Im:. wird yon 
70000 Förderern finanziell unterstüUt. Sie gliedert sich in 
250 Bezirke. Gemessen en die�en Dimensionen nehmen sich 
ähnliche Ansät2e In anderen Ländern bescheiden aus. Lediljlich 
Großbritannien kann sich mit 400 Junioren·Firmen dieser Art 
mit den USA vergleichen. Unter der Bezeichnung "Young Enter· 
prises" existiert für die europäischen Gruppen eine Dachorgani· 
sation, welche von Zeit zu Zeit europäische Verkaufsmessen für 
Junioren·Firmen veranstaltet. In Deutschland ist die Junior· 
Achievement·Bewe\fJng nicht vertreten. 
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EI fragt sich, ob dies ein bloßer Zufan ist. Immerhin fällt atJf, 
daß die JA-Minlaturtlnnen vor allem in Ländern verbreitet sind, 
die ein duales Berufsbildungssyuem nicht oder kaum Kennen. 
Die ProjeKtmethode Ist hier Schülorn vorbehalten, da es prak­
tisch keine Lehrlinge in unserem Sinne gibt. Bei den Aktivitäten 
der Junioren-Firmen kann man auch nicht von Beruhbildung im 
engeren Sinne sprechen, es handelt sich eher um angelernte 
Tätigkeiten Im Sinne der vorberuflichen Bildung. ErstiKlnlich ist 
trotzdem, bis zu welch hohem Grad von Fertigkeiten dle� 
Junioren offl!flbar gelangen, auch wann man beriicksidltigt, d;t/! 
drei erwCK:hsene katlf" tätige Hilfe leislen. Man darf W<lhl den 
Schluß ziehen, daß die Mitwirl<ung bei einer JA-Gruppe eine 
außerordentlich hohe Llf"nrnotivation erzeugt, welche zu uner· 
warteten Leistullgen befähigt. 

Gerade die urukturellen Unterschiede zwischen JA-Finnen und 
den dout5chen Anwendungen der Projektmethode in der Berufs· 
bildung könnten auf heiden Seiten neue Anregungen vermitteln, 
so daß ein systematischer und gesteuerter Erfahrungsaustausch 
sicherlich nutzbringend wäre. Die MögliChkeiten eines einzelnen ' 
Betriebes sind hier aber begrenzt. Trotzdem gehört es zu den 
Zukunftsper�ektiven der projektorientierten Ausbildung in der 
ZF, einzelne Intormationskontakte zu ilUsländi5Cheo JA-G�p· 
pell henustellen, soweit dies ohne größere MUhe möglich ist. 
Zusammw mit den Impulsen aus dem eigeOerI Betrieb werden 
solche AnrelPJnoen dazu beitragen, daß die Ausbildungsverant· 
worllichen in der ZF innO'lationsfreudig bleiben. 
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lion o.lm. Schwerpunillbildung"; Man"skripldruclc 1980. 

(14) Siehe Fix,W.; 198t; vgl.: BIBLIOGRAPHtE - Literatu' ,um 
Them, -. 

1161 Diese tnforTrnltionen .ind D,uck..:hriflen der Junior Achi""emenl 
Inc. entnommen. 
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Ausbildungsbegleitender Sprachunterricht 
für ausländische Jugendliche 
Erfahrungen aus

.
ModeliversuChen 

In der blldungspolitisdlen oiskuuion wlnl Mulig die Auffassung 
vertreten, dlJß nur solche austindischen JugertdltefMln die Chance 
einer erfolvrek:hen Beru1sausbikfung hilben, die die allgeme"­
biklenclt Schule in der Bundesrepublik DeutschilIOd vollständig 
durchlaufen haben. Da die lIIhlreichen ausländischen .hJgend­
lichen mit höherem Einreisealter 91genwärtig meist keinen 
Zugang zur dualen Regelausbildung finden, ziehen solche Dis­
kusslonsbeiträge die AUsbildungsfähigkait von Spiteinsteigern 
werhaupt nicht in Betracht. Eben lOlche Späteinsteiger nehmen 
zu 65,7 Prozent an den Modellversuchen zur Ausbildung von aus­
ländischen Jugendlichen [1] teil. Eine vttrgleidumde Analy� 121 

hat eJVeben, diIß SpätBinstalgar mit lallgjiihrigem Heimilt5chul· 
be$uc;h �i98f'e Einst:iegsbedlngungen atch für den ausbildungs· 
begleitenden SptachetwU'b haben ab Jugendliche mit &ingerer 
Aufenth.altsdauer In der Bundesrepublik Deutschland und weder 
hier noch im HerkunfUland .bgeschlossener Schulbildung. 

Grundsätzliche Aufgabe eines in die Berufsausbildung Integrier­
ten - ausbildungsbegleitenden - Deutschunterrichts ist es, aus· 
ländischen Jugendlichen sprachliche Hilfen zu geben, die es 
ihnen ermöglichen, die Ausbildungsanforderungen In Praxis und 
Theorie ventehen zu können, um sie, VOfl diesem Verständnis 
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ausgehend, erfüllen zu können. Im Mittelpunkt eines solchen 
Deutschunterrichts stehen somit fachsprachliche Aussagemuster, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß Fachsprache - wie Gemein­
sprache [3] auch - über unterschiedliche Sprachebenen mit 
jeweils spezifischen Aussage-Intentionen (z. B. Handlungsanlei­
tung, Theorieerläuterung) verfügt. Dennoch setzt der ausbildungs­
begleitende Sprachunterricht, unabhängig von sonstigen konzep­
tionellen Varianten, in allen Modellversuchen bei der Gemein­
sprache an. Zwar ist den Jugendlichen gerade hier eine vergleichs­
weise große Ausdrucks- und Verständigungsfähigkeit attestiert 
worden, was jedoch nicht darüber hinwegtäuschen sollte, daß 
sie de facto über höchst unterschiedliche Sprachniveaus [4] 
verfügen. Gemeinsam ist ihnen allen ein grammatisch regelunsi­
cherer Umgang mit der deutschen Sprache, und zwar sowohl 
bei der Wort- wie auch bei der Satzbildung. In diesem Zusam­
menhang ist folgende Feststellung zur Vermeidung von Mißver­
ständnissen wichtig: Ausbildungsbegleitender Sprachunterricht 
kann es sich aus organisatorischen, vor allem aber zeitlichen 
Gründen [5J nicht erlauben, korrekte Gemeinsprache und kor­
rekte Fachsprache in Wort und Schrift in einer Reihenfolge 
nacheinander zu vermitteln. Dieser Sprachunterricht muß die 
Verknüpfung beider Sprachstrukturen leisten, ihre Übergänge, 
Unterschiede transparent machen und neben vielem anderen, 
insbesondere Techniken für ein weiterführendes selbständiges 
Lernen, vermitteln. Bevor didaktischen UmsetzungsmÖQlichkei­
ten einer solchen Verknüpfung nachgegangen wird, sollte zu­
nächst gefragt werden, worin die Gemeinsamkeiten bzw. Abwei­
chungen zwischen Gemein- und Fachsprache liegen und weshalb 
die Gemeinsprache notwendiger Ausgangs- und ständiger Anknüp­
fungspunkt für den ausbildungsbegleitenden Deutschunterricht 
sein muß. 

Betrachtet man die Grammatik, d. h. das der Formen- und Satz­
bildung zugrunde liegende Regelsystem, kann leicht festgestellt 
werden, daß sie sämtliche deutschsprachlichen Aussagemuster 
- sei es irgendeiner Fachsprache, sei es in der gebräuchlichen 
Umgangssprache - strukturiert. Nur muß einschränkend hinzu­
gefügt werden, daß Fachsprachen sich üblicherweise solcher 
grammatischer Elemente bedienen, die in der Umgangssprache 
gerade nicht üblich sind. Wenn man demgegenüber den Wort­
schatz (die lexik) in Betracht zieht, läßt sich ebenso leicht 
feststellen, daß zwar vielfältige Überlappungen vorhanden sind 
- auch ,Widerstandspreßschweißen' ist ein durch und durch 
deutsches Wort -, daß sich hier aber dennoch, unabhängig von 
fremdsprachlichen Fachtermini, ein Sprach bereich auftut, zu­
dem selbst eine hervorragende Beherrschung der Gemeinsprache 
keinen unmittelbaren Zugang eröffnet. 
Fachsprachen sind somit als Sprach(sub)systeme zu charakteri· 

sieren, die unter Verwendung prinzipiell gleicher grammatischer 
und weitgehend verwandter lexikalischer Sprachelemente vor 
dem Hintergrund spezifischer Aussageinteressen abweichende 
Aussagestrukturen entwickeln. Als ein solches vorrangiges Aus­
sageinteresse wird immer wieder das zu erreichende Höchstmaß 
an Präzision und Funktionalität hervorgehoben, weshalb unter 
dieser Zielvorgabe getätigte Aussagen formal standardisiert sind, 
Die besondere Eigenart - und damit Schwierigkeitsschwelle -
fachsprachlicher Aussagestandards indabei,daß komplexe Sach­
verhalte nicht sprachlich entzerrt dargestellt werden, z. B. durch 
nähere Bestimmungen von Inhalten i n  Nebensätzen, sondern in 
komplexen Aussagemustern fachlich fehlerfrei und eindeutig 
abgebildet werden sollen. Hierzu gehören, um nur einige der 
markantesten Merkmale fachsprachlicher Ausdrucksformen zu 
nennen, z. B. bei der Wortbildung drei- und mehrgliedrig zusam­
mengesetzte Substantive (Widerstand-s·preß-schweißen), wobei 
besonders häufig substantivierte Verben (Preß-schweißen) als 
verdinglichte und damit personenunabhängige Tätigkeiten be­
nutzt werden. Dieser Entpersonalisierungstendenz bei der Wort­
bildung entsprechen nun Satzkonstruktionen, die die tätige 
Person unerwähnt lassen und im Passiv beschreiben, welche 
Tätigkeit au5geführt werden muß 16]. Wie bereits erwähnt, 
tauchen in fachsprachlichen Aussagen im Regelfall keine Neben-

sätze auf, und selbst ein einfaches Satzgefüge nach dem Muster 
,Wenn die Zündung eingeschaltet ist, . .  .' wird vermieden. Viel­
mehr geschehen Präzisierungen und Funktionsbestimmungen 
durch attributive Charakterisierungen. Das Muster wÜl"de nun 
lauten: ,bei eingeschalteter Zündung'. Grammatisch bedeutet 
das; Das Verb ,einschalten' wird in der Form eines verselbstän­
digten Partizips 2 zur Situationsbestimmung benutzt. Noch 
häufiger wird sogar das i n  der Gemeinsprache nahezu unge­
bräuchliche Partizip 1 zur attributiven Charakterisierung heran­
gezogen, z. B. schmierölfÖTdernde Pumpe, zu beachtende Höchst­
geschwindigkeit. 

Ohne die an dieser Stelle bloß beispielhafte Darstellung fach­
sprachlicher Aussageformen fortsetzen zu müssen, dürfte hinrei­
chend deutlich sein, daß junge Ausländer, selbst mit keinesfalls 
schlechten Gemeinsprachkenntnissen und sogar Kenntnissen 
über fachlich relevante Inhalte, allein in den Fachsprachmustern 
lIegende Zugangsschwierigkeiten haben. Entgegen der noch 
immer verbreiteten Annahme, daß zweisprachige Fachvokabel· 
Listen [7] ausreichende Hilfen geben, um ihre Verstehensproble­
me zu besei tigen, sind in den Deutschunterrichten der Modell­
versuche zwei grundlegende Mißverständnis-Bereiche festgestellt 
worden. Dabei handelt es sich zum einen um die fachtermino­
logie, wobei sich fremdsprachliche Termini nicht als die vor­
rangige Schwierigkeit erweisen, sondern gerade die deutsch­
sprachlichen Zusammensetzungen [8]. Da sie im Gegensatz zu 
deutschen Auszubildenden keinen sprachlichen Assoziatio·ns­
hintergrund haben und somit die Bedeutung von Wortteilen 
nicht aus dem Sprachgebrauch ableiten· oder zumindest erahnen 
können, müssen die Wörter unter Anleitung aufgeschlüsselt und 
dann als Ganzes gelernt werden. Zum anderen ist es der Satzbau, 
der zwecks Vermeidung fachlicher Fehlerquellen darauf zielt, 
Information und Informationszweck exakt und interpretations­
frei zu fassen, weshalb die "Informationsstruktur von Fach­
texten . . .  sich überwiegend in Informationsträger , Bedingungen, 
Beziehungen und Aussagemodifikationen zergliedern" läßt [g]. 
Ebenso wie beim Fachwortschatz müssen sprachliche Aufschlüs­
selungshilfen zur sinnhaften Zergliederung �on Fachtexten 
gegeben werden, und zwar mit dem längerfristigen Ziel, die 
Jugendlichen zu "immer selbständigere(n) und eigenständi· 
gere(n) komplexe(n) Verstehens- und Formulierungsleistungen" 
zu bringen [10]. Dabei sind, wie immer wieder betont wird, 
sowohl die Verstehens- und Sprachanforderungen der Fachpraxis 
wie auch der ·theorie einzubeziehen. 
Die wiederkehrenden Hinweise auf fachliche und fachsprach­
liche Anforderungen aus Praxis und Theorie weisen auf eine 
Differenz hin, die sich nicht bloß auf unterschiedliche Lern· 
erwartungen, sondern auch auf zu erbringende Lernleistungen 
sehr unterschiedlicher Art erstreckt [11]. Während es ausländi· 
schen Auszubildenden relativ schnell und leicht gelingt, den 
fachlichen und fachsprachlichen Anforderungen der praktischen 
Ausbildung gerecht zu werden, haben sie im fachtheoretischen 
Unterricht, der in größeren Betrieben erteilt wird, und natürlich 
in der Berufsschule meist erhebliche Verstehens- und Verständi· 
gungsschwierigkeiten. Die Ursache hierfür liegt einmal darin, d�ß 
das fachpraktische ,Iearning by doing' oftmals gekoppelt ist mit 
reduzierter Fachsprache, dem sich wiederholenden ,Fach- bzw. 
Werkstatt jargon' [12]. Dem Erlernen und Trainieren praktischer 
Fähigkeiten und Fertigkeiten einschließlich einer mehr oder 
weniger stereotypen Sprachreproduktion stehen auf der anderen 
Seite - im betrieblichen Unterricht wie in der Berufsschule -
fachtheoretische lerninhalte gegenüber, die zudem auf der 
Ebene der standardisierten Fachsprache dargeboten werden, wo­
beI die erfolgreiche Vermittlung dieser Lerninhalte nicht nur an 
das sprachliche Verstehen geknüpft ist, sondern insbesondere 
auch an entsprechende produktive Sprachleistungen. Zusätzlich 
erschwerend wirkt sich die Tatsache aus, daß die Lernorte 
Betrieb und Schule im Zusammenhang stehende praktische und 
theoretische Lerninhalte vielfach stark zeitversetzt behandeln, 
so daß sich die Lernangebote nicht gegenseitig verdeutlichen 
können {13]. Überspitzt ausgedrückt, stellt sich die Dualität der 
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Berufsausbi ldung nicht nur in Form zweier Lernorte, sondern 
auch in Form zweier Sprachanforderungen dar. Die betriebliche 
Unterweisung führt nicht automatisch zu einer Erweiterung der 
sprachlichen Kompetenz; im Gegenteil besteht namentlich für 
Jugendliche, die vor Eintritt in die Berufsausbildung bereits über 
eine relativ gute gemeinsprachliche Ausdri.icksfähigkeit verfüg· 
ten, die Gefahr der sprachlichen Retardierung [14]. Auch der 
Berufsschulunterricht vermag nicht ohne weiteres, die gezielte 
(Fach-)Spracherweiterung voranzutreiben: Der fachtheoretische 
Unterricht bezieht die standardisierte Fachsprache nicht als 
eigenständigen Lerninhalt ein, sondern setzt sprachlichen Zugang 
zu Fachinhalten als selbstverständlid1 voraus. Aufgrund dieser 
Sprachbarriere dringen die ausländischen Auszubildenden - auch 
in weniger sprachabhängigen Fächern - häufig gar nicht erst zur 
eigentlichen fachlichen Aufgabenstellung vor. Angesichts dieses 
Auseinanderklaffens von vorhandener überwiegend gemein· 
sprachlicher Kompetenz und den Anforderungen an Verstehens­
und Ausdrucksfähigkeit der ausländischen Jugendlichen in der 
Berufsausbildung ist ein ausbildungsbegleitender Deutschunter­
richt erforderlich, der in seiner Mittlerfunktion twischen Fach­
praxis und Fachtheorie beide lernprozesse bewußt versprach­
licht. Passive und aktive (Fach-)Sprachkompetenz muß so weit 
vorangetrieben werden, daß fachpraktische Inhalte vor dem 
Hintergrund des Begreifens fachtheoretischer Zusammenhänge 
unabhängig vom ,Fach- und Werkstatt jargon' mündlich und 
schriftlich verbalisiert werden können. In Kooperation mit den 
übrigen lernangeboten und namentlich der sozialpädagogischen 
Beratung und Betreuung stellt sich im ausbildungsbegleitenden 
Deutschunterricht die wichtige Teilaufgabe, die ausländischen 
Auszubildenden - parallel und flankierend zur fachlichen Quali­
fikation - zu anerkannten Kommunikations- und Interaktions­
partnern in der Arbeitswelt zu qualifizieren. 
Im folgenden sollen drei inhaltlich unterschiedlid1e Vermittlungs­
formen [15] charakterisiert werden, wobei angemerkt werden 
muß, daß die tatsächlichen Durchführungsformen nicht der­
maßen trennscharf voneinander abweichen: 

F o r m  1 :  

ist ein sprachliches Förderangebot, das seine vorrangige Aufgabe 
in der Vermittlung der Infonnationsstrukturen von Fachtexten 
sieht: Indem die grammatische Struktur des Fachtextes aufge· 
schlüsselt wird, werden Informationsträger, Beziehungen und 
AU5sagemooifikationen verdeutlicht. Eingeschlossen sind hierbei 
Ableitungen komplexer Fachtermini, wie z. B. Meßschieber aus 
den umgangssprCIchlichen Wörtern ,messen' und ,schieben'. Da 
Fachtermini und Fachtexte primär fachliche Aussagen enthalten, 
geht dieser Förderunterricht davon aus, daß Fachinhalte vorab 
gelernt werden, und verzichtet deshalb auf ihre fachtheOfetische 
Interpretation, um nicht durch eigene Verbalisierung fachtheo' 
retischer Zusammenhänge ausländische Auszubildende zu verun· 
sichern bzw. selbst zur Fehlerquelle zu werden. 

F o r m  2 :  

ist ein sprachliches Förderangebot, das gleichzeitig den zusätz· 
lichen fachtheoretischen Unterricht enthält, indem es grund­
sätzlich auf fachtheoretischen Inhalten aufbaut und somit die 
Verbindung zwischen Fachpraxis im Betrieb und Fachtheorle 
in der Berufsschule herstellt. Ausgangspunkt hierfür ist die Ober­
legung, daß ausländische Auszubildende über ein umfangreiche­
res fachtheoretisches Hintergrundwissen als Deutsche verfügen 
müssen, um bei sprachlichen Defiziten die erforderlichen fach­
lichen Inhalte reproouzieren zu können. Im Mittelpunkt steht 
hierbei die Vermittlung fachtheoretischer Inhalte, überspitzt 
ausgedrückt, ist es eher Fachunterricht, der über exemplarisches 
Lernen und Visualisierungen Sprache trainiert. 

F o r m  3: 

ist ein sprachliches Förderangebot, das über die Vermittlung von 
Sprachstrukturen hinaus sozialkundliche Themen in den Mittel-

punkt stellt. Hierbei wird das Fach ,Wirtschafts· und Sozial­
kunde' berufsschulbegleitend aufgearbeitet sowie individuelle 
Probleme ausländischer Jugendlicher als Minderheit in unserer 
Gesellschaft angesprochen. Ein so angelegter Sprachunterricht 
zielt auf Training von Sprachstrukturen, Erweiterung des Wort­
schatzes, Nachhilfeunterricht zur Berufsschule und motivatio· 
nale Stützung der Jugendlichen. Aufgrund der Einbeziehung 
individueller Probleme in den Unterricht muß ein solches Förder­
angebot auf aktuelle Problemsituationen reagieren können. 
Dlese drei Ausprägungen von ausbildungsbegleitendem Sprach­
unterricht begründen sich aus den jeweiligen Organisationsstruk­
turen und Rahmenbedingungen der Modellversuche: 
Während die Form 1 auf einer vorgeschalteten adäquaten Ver­
mittlung von Fachtheorie und Fachvokabular aufbauen kann 
und somit in Großbetrieben praktiziert wird, muß die Form 2, 
ausgehend von der Versuchsstruktur ,Kooperationsverbund' den 
Schwerpunkt auf die Vermittlung von Fachtheorie unter Einbe­
ziehung ihrer Versprachlichung legen. Voraussetzung für einen 
solchen Fachtheorie-/Fachsprachunterricht sind relativ homo­
gene Berufsgruppen, zumindest gleiche Berufsfelder. 
Die Form 3 basiert wiederum auf anderen Voraussetzungen: Die 
an der Kooperation beteiligten Kleinbetriebe bilden in Berufen 
unterschiedlichster Berufsfelder aus, so daß keine homogenen 
Lerngruppen eingerichtet werden können und deshalb das 
gemeinsame Thema ,Wirtschafts- und Sozialkunde' Grundlage 
des Sprachunterrichts ist. 
Im Gegensatz zur Form 1 ,  in der ausschließlich die Qualifikation 
eines Deutschlehrers benötigt wird, ist in beiden anderen Formen 
entweder Teamteaching (Oeutsch-/Fachtheorielehrer, OeutiCh­
lehrer/Sozialpädagoge) oder doppeltqualifiziertes Personal erfor­
derlich. 

Anmerkunll"n 

[ 1 ]  Auf der Grundlage
'
des Modlllv"suchsprogramms "zur Förderung 

der Ausbildung von ausländischen Jugendlichen in �nlTkennten 
Ausbildungsberufen" leufen derzeit 21 ModelivlTsuche Izwli wei· 
tere sind inzwischen abgeschlossen). die vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft finanziert, vom BIBB betreut und über­
regional ausgewertet werden. Einbezogen sind mit etwa 80 Prount 
(N - 831) fast ausschließlich Türken. 

[2) Grundlage dafür war linl quantitative Erhebung. in der Daten zu 
den sozi06konomischen und bildungsmäßigen Einganl1Svorlusset· 
zungen der beteiligten Jugendlichen zu Beginn der Ausbildung 
ermittelt wurden. 

[31 Als Gemeinsprache werden hier die derzeitig in Wort und Schrift 
allgemein verbindlich standardisierten Sprachmust'iT bezeichnet. 

(4] W. Surek weist darauf hin, daß nicht nur verschiedene LlTner, 
sondern derselbe Lerner ,,zur gleichen Zeit . . .  ganz verschiedene 
NivellUs dir Sprlchblherrschung lrepriiuntiert). Ein Sprecher. der 
eben noch etwas richtig gesprochen hat. macht im nächsten 
Moment etwas falsch. Richtige und falsche Variante benutzt er mit 
derselben Häufigkeit und Spontaneität" und in dem Bemühen, 
möglichst schnell all ... auszudrücken. Vgl. hierzu: Surek, W. In: 
8ergerhoff. P.; Dahms. W.; Schäffner. L.; Hannover 1982: 1191.: 
BIBLIOGRAPHIE - Literatur zum Thema-. 

[51 Um der in der Berufsschule benutztan formalisierten Fachsprache 
von Anfang an zuminden ansatzweise folgen zu könnln, müssen 
ausbildungsbegleitende Förderangebote bems Sprachebenen gleich­
zeitig einbeziehen. 

[6] Zum unpersönlichen PaSSiv führt der Grammatik-Dudln aus: Es 
.,hat vielfach keine eigentliche passivische Bedlutung. Es drückt 
dann ein aktivisches Verhalten oder gar .ine Inergische Aufforde­
derung aus." Der Große Duden, Bd.4, S. 116,  Mannhlim, 1959. 

[7) Ohne die zum Teil äußerst kritische Diskussion nusbHdungsorien· 
tierter bilinguallr Materieliln aufgreifen zu wollen, soll en dieser 
Stelle lediglich dir Auffassung begegnet werden. bloße Überset­
zungen von Fachtermini slien unter Verzicht auf die grammati­
sche. d.h. si"ngebende Textstruktur als ,sprachlich vorentlastende 
Verstehenshilfen' geeignet. 

[8] Dabei handelt es sich nicht, wie häufig angenommen, ausschließ· 
lich u m  zusamml!Ol/esetzll Substantive. Ein sprachlicnes Problam 
glekllen Umfangs bilden die durch Affixe (Vor' und Nachsilbenl 
in Bedeutung und Form zu Virirldarnd.n Verben. wie z. B. ziehen· 
abziehen, nechziett.n, überziehan, ziallbar. 

(9) Surek, W. In: Bergarhoff, P.; Dahms, W.; Schäffner. L.: Förderung 
der Ausbildung ausliindischar Jugendlicher in anerkannten Ausbil-
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du,,!!sberufen bei der Volkswagenwerk AG uOO der WABeo Fahr· 
zuugbremsen GmbH. liannover. 3. F.chbericht der Winenschaft· 
lichen Begle'itung. Hannover 1983,5.46. 

[10[ a . a . 0  . •  5_32. 
[ 1 1 ]  Solche Zugangsschw ierigktitln zur Fechtheorie haben allerdings 

nicht nur lusliiOOilche, sondern auch deutsche benechteiligte 
Jugendlkhe. insbeSOndere ohne Haupuchulabschluß. In Modell­
versuchen zeigt sich, dllß die Stütz· und Förder�ngabot. vielfach 
euch für deutsche Auszubildende erforderliCh wären und sie in 
Einzelfällen einbezogen werden_ 

[121 Fach· bzw. Werkstatt jargon bedient sich oftmals ein&r bildhaften 
Sprache (,Werkst�ttlyrik·). So wird z.B. im Einzelh�ndel "zu 
Weihnachten verstärkt Schokol�de gefehren" und im Met�llb"eich 
die .,spannprauI" anstelle des S.,.,nneiwns benutzt. 

[13] Um diesen Mißstand zu beheben. erarbeiten in den Modellversu­
chen bei VW und WABCO in Hannover Ausbilder und Werk lehrer 
auS beiden Betrieben gemeins.m mit den Unt",richt erteilenden 
Berufuchullehrern ein Vermittlungs konzept für die zeitgleiche. 
zuminden aber zeitnahe Behandlung von Au.bildungl1hemen in 
Betrieb und Schule, Da. Abstimmungs-/Verzahnungskonzept wird 
für die Berufe Betrieb"schlosser. Dreher, Rohr; nstallateur erarbeitet. 

1141 Die Aussage einer türki.ehen Auszubildenden im Modellverluch 
der Mannheimer Abendekedemie verdeutlicht diese Situfttion: 

Christi ne Ussel / iise G. Lemke I Dietmar Zielke 

"Seit ich nicht mehr zur Schule gehe. �erlern� ich die Sprache. Im 
Geschäft wird nicht viel geredet. aullerdem immer das gleiche . " 

[15]  Der derzeitige Durchführung •• tand der Modellversuche gellattet 
keine differenziertere Darstellung der Sprachverm;ttlungsformen. 
Sob;lld weitergehende Sprechmaterialien entwickelt und erprobt 
vorlilgen, werdln Empflhlungen zur Umle1zul"l\l in die Ausbil· 
dungspruis gegeben w&rden können. 
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Sozialpädagogische Arbeit in der Berufsausbildung 
benachteiligter Jugendlicher *) 

1 Einleitung 

"Sozialpädagogik" wird man als Stichwort auch in neueren 
Werken der "Ausbilderllteratur" �ergeblich suchen. Dies muß 
um so mehr �erwundern, als jugendspezifische Fragen in den 
Ausbildereignungsverordnungen enthalten sind und dementspre· 
chend Themen, wie z. B. "die Jugend als gesellschaftliche 
Gruppe", fester Bestandteil von Handbüchern zur Qualifizierung 
der Ausbilder sind. Ein Rlickgriff der Ausbilderliteratur auf die 
Sozialpädagogik, deren zentraler Untersuchungs- und Arbeits­
gegenstand die Probleme des Hineinwachsens der jungen 
Generation in die industrialisierte Gesellschaft ist, unterbleibt 
jedoch [1 J. Erklärlich wird dies allerdings vor dem Hintergrund 
der historischen Entwicklung. Danach fußt das pädagogische 
Rüstzeug der Ausbilder traditionellerweise auf Erkenntnissen 
der Berufs· und Wirtschaftspädagogik als Bezugswissenschaften, 
während die Sozialpädagogik bisher primär pädagogische Aktivi­
täten außerhalb des schulischen Bildungswesens wahrgenommen 
hat und damit speziell auch auf Zielgruppen ausgerichtetwar, die 
den Anforderungen des Bildungssystems nicht entsprechen [2]. 
Erst in jüngster Zeit, ausgehend von dem bildungspolitischen 
Postulat "Ausbildung für alle" einerseits und der Erfahrung 
andererseits, daß es Jugendliche gibt, die der betrieblichen Aus· 
bildung offensichtlich nicht gewachsen sind, wurde verstärkt 
nach Möglichkeiten gesucht, die Eingllederungsschwierigkeiten 
dieser Jugendlichen zu beheben, Und es entstand der Gedanke, 
ob nicht auch die Sozialpädagogik hierzu einen Beitrag leisten 
könne. 
Um dieser Frage systematisch nachzugehen, lag es nahe, sich des 
für pädagogische Fe[dforschung entwickelten Instruments des 

0) Bei ditsem Aufsatz hendelt el sich um eine glhirne F8nung des Bei· 
trag. Zielke; Lis..,l; Lemke .. Sozialpädagogische Arbeit und ihr Bei­
trag zur Berufsausbildung beMchteiligter Jugendlich"," , In: Li .. el. C.; 
Lemke, lise G.; Zielke, D. iHrsg.J: Sozialpädagogische Arbeit in der 
beruflichen Erstausbildung benachteiligter Jugendlicher. Konzepti­
onen und Erfahrungen aus Modellversuc�n. BundMins-titutflir Berufs­
bildung (Hrsg.): Berlin 1984 IModell�ersuche zur beruflichen Bildu ..... 
lieft 20). 

"wissenschaftlich begleiteten Modellversuchs" zu bedienen. Seit 
1977 wurden bzw. werden insgesamt 15 solcher Modellversuche, 
unter dem Rahmenthema "Berufsvorbereitung und Berufsausbi[· 
dung jugendlicher Problemgruppen (Lernschwache und Lern· 
beeinträChtigte)" [3J, durchgeführt, die vom Bundesminister für 
BildUng und Wissenschaft finanziell gefördert und vom Bundes­
institut für Berufsbildung fachlich betreut werden. Ein wesent· 
liches Element dieser Modellversuche, die in den meisten Fällen 
in außerbetrieblichen Einrichtungen durchgeführt werden, ist 
die Einbeziehung der Sozialpädagogik in die Ausbildungspraxis. 
Der folgende Beitrag stützt sich auf die dort gewonnenen 
Erkenntnisse und Erfahrungen Und versucht, konzentriert auf 
den speziellen Aspekt der sozialpädagogischen Arbeit, daraus ein 
erstes Resümee zu ziehen. 

2 Sozialpädagogik und Berufsausbildung 

2.1 S O Z i a l p ä d a g o g i k  u n d  i h r e  t r a d i t i o n e l l e n  
A u f g a b e n f e [ d e r  

Sozialpädagogik ist, wie die "Berufs- und Wirtschaftspädagogik", 
eine pädagogische Spezialdisziplin. Ihr Erkenntnisinteresse richtet 
sich schwerpunktmäßig auf den heranwachsenden jungen Men­
schen unter den Bedingungen der modernen lndustriegese[[schaft. 
Sie unterscheidet sich von Sozialisationsforschung (HURREL· 
MANN/UUCH 1980, S. 7ft und WENZEL!GRlEGER 1977, 
S. 1 14) und von jugendsoziologischer Auftragsforschung 
(KREUTZ 1974, S. 1 1 )  darin, daß sie nicht auf einer Beschrei­
bung und Erk[ärung bestehender Sozialisationsbedingungen 
stehen bleibt. Vielmehr liegt ihr Beitrag darin, theoretisch 
Erkanntes in pädagogisch begründete Handlungsvol[züge umzu­
setzen. Sie ist also, wie die Schulpädagogik, eine grundsätzlich 
anwendungsorientierte Disziplin. 
Ihren historischen Ausgangspunkt hat die Sozialpädagogik im 
19. Jahrhundert als Reaktion auf soziale Mißstände (MOTTEK 
1971, S. 231), zunächst in Form von karitativer Hilfe und 
schließlich als staatliches Handeln (JOHANSEN 1978, s. 1 1 2f.). 

Eine über diesen vom Schutz· und Versorgungsdenken geprägten 
Ansatz hinausgehende Begründung für sozialpädagogisches Han-
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dein leitete sich dann aus der zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
entstehenden kulturkritischen Reformbewegung ab, die mit 
ihrem pädagogischen Selbstverständnis auch einen "Anspruch 
jedes Kindes auf Erziehung . . .  den Eltern und dem Staat gegen­
über" (HASENCLEVER 1978, S. 21) formuliert hat. 

Diese Ursprunge, die karitative Hilfe ("Armenpflege"), das päd­
agogische Selbstverständni.s und damit die Parteinahme für den 
Hilfsbedürftigen einerseits - staatliches Handeln, das orientiert 
war an möglichst reibungsloser Befriedigung der Hilfesuchenden 
andererseits - markieren bis heute das grundlegende Spannungs­
verhältnis, in dem sozialpädagogisches Handeln und d. h. konkret 
auch die Tätigkeit von Sozialarbeitern bzw. Sozialpädagogen 
steht (FINGERLE 1982, S. 77). 
Deren bevorzugtes Betätigungsfeld, die Jugendhilfe, hat sich in 
vielfältigen Formen als ,,Jugendwohlfahrt" ebenfalls im 19. Jahr­
hundert herausgebildet. Ihre Aufgaben wurden erst zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts als etwas Zusammengehörendes erkannt 
(HASENCLEVER 1 978, S. , 2). 1922 erhielt sie mit dem Reichs· 
gesetz für Jugendwohlfahrt - dem Vorläufer des geltenden 
Jugendwohlfahrtsgesetzes - eine umfassende Rechtsgrundlage. 
Seitdem hat sich in Deutschland neben der Familienerziehung, 
neben der öffentlichen Erziehung in den Schulen - und fast voll· 
ständig getrennt von der Berufsausbildung - ein eigenständiger 
Erziehungs· und Bildungsbereich entwickelt, für den als Ober· 
begriff ,.Jugendhilfe" steht. Zur Jugendhilfe gehören vielfältige 
Tätigkeitsfelder, u.a. die Jugend' und Erziehungsberatung; 
Kindergärten bzw. Horte; politische Bildung; Sportund Erholung; 
internationaler Jugendaustausch; Jugendschutz, Erziehungshilfe 
(z. B. Unterbrin�ng von Kindern und Jugendlichen in Heimen; 
Adoptionen); Jugendgerichtshilfe (z. B. Übernahme von El]llitt· 
lungsaufgaben und Teilnahme bei Gerichtsverhandlungen)' aber 
auch die "Jugendberufshilfe", die bislang als sozialpädagogische 
Betreuung in berufsvorbereitenden Maßnahmen ihren Nieder· 
schlag gefunden hat (WEI DACHER 1976, S. 53ft.). 

2.2 D i e  S i t u a t i o n  b e n a c h t e i l i g t e r  J u g e n d l i c h e r  
a l s  A u s g a n g s p u n k t  f ü r  s oz i a l p ä d a g o g i s c h e s  
H a n d e l n  i n  d e r  B e r ufsau s b i l d u n g  

Es waren nicht zuletzt die Erfahrungen aus der Praxis der Jugend· 
berufshilfe. die Anstoß .zu der überlegung gaben, ob es nicht 
durch Einbeziehung sozialpädagogischer Sachkompetenz gelin· 
gen könnte, auch solchen Jugendlichen eine reguläre Berufsaus· 
bildung zu ermöglichen, die an bzw. unter "regulären" Ausbil· 
dungsbedingungen scheitern. Es sind dies Jugendliche mit 
Wissenslücken , Lernschwierigkeiten, Verha Itensauffä lli gkeiten, 
Sozialisationsdefiziten. von den Arbeitsämtern häufig als "

schwer 
vermittelbar" eingestuft und im gegenwärtigen Sprachgebrauch 
als benachteiligte Jugendliche bezeichnet. 
Sozialstatistische Merkmale, die wiederholt durch Untersuchun· 
gen wissenschaftlicher Begleitungen von Modellvenuchen zutage 
gefördert wurden (vgl. z. B. STURZEBECHER und KLEIN 1983, 
S. 1 26ff.) und die die Benachteiligungen erhellen, sind u. a.: Her· 
kunft aus sozial schwachen Familien; auffällig hohe Geschwister· 
zahlen; Arbeitslosigkeit der Eltern; Unvollständigkeit der Fami· 
lien; beengte Wohnverhältnisse; Geldmangel; Drogenprobleme 
(insbesondere Alkohol ); ganz allgemein ein anregungsarmes 
Milieu. Daß es diesen Jugendlichen in der Regel nicht gelingt, 
einen Ausbildungsplatz zu finden und sich in der Ausbildung 
selNt erfolgreich zu behaupten, erscheint angesichts dieser 
Charakterisierung, hinter deren sachlich nüchterner Aufzählung 
sich manch familiäres und individuelles Elend [4] verbirgt, 
erklärlich; denn dort werden Eingangsqua\ifikationen voraus· 
gesetzt, die die benachtei ligten Jugendlichen aufgrund ihrer bis· 
herigen Sozialisation nicht erwerben konnten (BRATER 1983, 
S. 63f.). Die Erwartungen der Betriebe stehen ganz offensicht· 
llch in einem krassen, unversöhnlich erscheinenden Gegensatz 
zu den Vorstellungen und Verhaltensweisen der Jugendlichen 
(ebenda, $. 66). Sie einfach ihrem Schicksal zu überlassen, hieße, 
die Prinzipien der Chancengleichheit und sozialen Gerechtigkeit, 

die Menschenrechte, denen sich unsere Verfassung verpflichtet 
fühlt, zu verleugnen; denn letztendlich liegen die Ursachen für 
diese Schicksale auch vor allem in gesellschaftlichen Verhält· 
nissen. 
Die These derer, die für den Bildungsbereich Verantwortung 
tragen, ist, daß auch und besonders diese JugendliChen über den 
Weg einer Berufsausbildung eine berufliche Perspektive und da· 
mit gleichzeitig eine Lebensperspektive ermöglicht werden muß. 
Die entscheidende Besonderheit einer Berufsausbildung für 
benachteiligte Jugendliche liegt darin, zumindest zu Beginn, sich 
auf Auszubildende einstellen zu müssen, die keine "Selbstläufer" 
sind, sondern die immer wieder und zum Teil gravierend mit den 
Wertvorstellungen und Leistungsanforderungen der Arbeitswelt 
kollidieren. Hier liegt der Ansatzpunkt für sozialpädagogische 
Arbeit. Ihr Beitrag besteht darin, zwischen den Anforderungen 
der Arbeitswelt und den Voraussetzungen der Jugendlichen 
vermittelnd und ausgleichend zu wirken als Voraussetzung da· 
für, daß die Jugendlichen überhaupt in der Ausbildung bleiben 
und in ihr auch bfi!�tehen können. 

3 Sozialpädagogische Arbeitsfelder im Rahmen 
der Modellversuche zur beruflichen Erstausbildung 
benachteiligter Jugendlicher 

Kennzeichnend für die Arbeit in den Modellversuchen - und 
damit auch die folgenden Ausführungen bestimmend - ist, daß 
die Einbeziehung sozialpädagogischer Sachkompetenz in der 
Regel dadurch zu erreichen versucht worden ist, daß Sozial· 
pädagogen herangezogen wurden, diesen also die sozialpädagogi· 
sche Funktion des Vermitteins und Ausgleichens zufiel [5]. 

In der Ausbildungspraxis der Modellversuche beschreiten dabei 
die Sozialpädagogen drei verschiedene Wege: 

Sie wecken beim Ausbildungspersonal Verständnis für die 
individuelle und soziale Lage-der Jugendlichen. 
Sie beeinflussen die Ausbildung dahingehend, daß in ihr auf 
die individuelle und soziale Lage der Jugendlichen angemSH8n 
eingegangen wird. 

Sie untenwtzen die Jugendlichen direkt, z. B. durch Beratung 
in Konfliktsituationen, bei der materiellen Existenzsicherung 
und bei der Beschaffung von Zimmern bzw. Wohnungen. 

Zusammenfassend betrachtet, haben sich in den Modellversuchen 
folgende typische Aufgabenfelder der Sozialpädagogen heraus· 
kristallisiert: 

3.1 A n s p r a c h e  u n d  A u s w a h l  d e r  J u g e n d l i c h e n  

Zunächst mußten zielgruppenspezifische Strategien zur Anspra· 
ehe der Jugendlichen entwickelt und eingesetzt werden, da sie 
vorhandene Beratungsangebote oft nicht in Anspruch nehmen. 
Die notwendigen Informations· und Motivationsgespräche wer· 
den in der Regel von Sozialpädagogen durchgeführt. In dem sich 
anschließenden Auswahlverfahren besteht die spezifische Auf· 
gabe der Sozialpädagogen darin, darauf zu achten, daß sowohl 
die persönlichen und sozialen, aber auch die ausbildungsspezifi· 
schen Voraussetzungen der Interessenten berücksichtigt werden. 

3.2 P l a n u n g  u n d  D u r c h fü h r u n g  d e r  A u s b i l d u n g  

Auf vielfältige Weise wird versucht, eine Verknüpfung von fach· 
licher Ausbildung und sozialpädagogischer Arbeit herzustellen 
indem sozialpädagogische Sicht· und Handlungsweisen in die 
Ausbildungspraxis integriert werden. 
Sozialpädagogisch orientierte Ausbildung kann durch Ausbilder 
selbst erfolgen, wenn sie durch entsprechende Fortbildung dar­
auf vorbereitet sind; oder sie wird durch die Beteiligung von 
Sozialpädagogen an der Ausbildung erreicht. Sozialpädagogen 
sind dann oft Ausbildungs· oder Lerngruppen zugeordnet, in 
denen sie in unterschiedlicher Weise mitarbeiten, z. B. durch 

teilnehmende Beobachtung, 
Beratung von Ausbildern, Lehrern und Auszubildenden der 
Ausbi Idungsgruppe, 
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� Planung, Durchführung und AuSwertung von Ausbildungs-
projekten gemeim.am mit Ausbildern und lehrern. 

Ein besonderes Gewicht kommt dabei der gegenseitigen Beratung 
innerhalb des Ausbildungsteams zu. Sie erfolgt in der Form 
regelmäßiger Besprechungen, in denen Ausbildungsprobleme 

. einzelner Jugendlicher besprochen und lösungsmöglichkeiten 
erarbeitet sowie didaktische und methodische Vorgehensweisen 
entwickelt werden. 

3.3 S t ü t z u n t e r r i c h t  

I n  der beruflichen Erstausbildung benachteiligter Jugendlicher 
wird neben dem Berufsschulunterricht zusätzlicher Stützunter­
richt angeboten. Der Stützunterricht dient zur Vor- und Nach­
bereitung des Berufsschulunterrichts, zur Prüfungsvorbereitung 
und zur Aufarbeitung von schulischen Defiziten, die bereits in 
die Ausbildung mitgebracht wurden·. Abhängig von der Ausbil­
dungskonzeption und den Rahmenbedingungen des jeweiligen 
Trägen haben sich verschiedene Formen dersozialpädagogischen 
Arbeit in diesem Bereich entwickelt. Sie reichen von der Moti­
vierung der Auszubildenden zur Teilnahme am Stützunterricht 
bis zur eigenverantwortlichen Durchführung. 

3.4 B e t r i e b l i c h e  A u s b i l d u n g s p h a s e n  

Werden im Rahmen einer außer·/überbetrieblichen Ausbildung 
Betriebspraktika oder längere Betriebsphasen durchgeführt, 
erfordert dies ebenfalls die Mitarbeit von Sozialpädagogen an 
der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung. Denn die 
Auszubildenden müssen auf die Anforderungen der betrieblichen 
Arbeitswelt nicht nur in fachlicher, sondern auch in sozialer 
Hinsicht vorbereitet und die Betriebe müssen über die mit der 
Ausbildung benachteiligter Jugendlicher verbundenen Erforder­
nisse informiert werden. Dies kann zum einen in der Form regel­
mäßig durchgeführter Betriebsbesuche geschehen, um eventuell 
auftretende Konflikte aufgreifen zu können, zum anderen durch 
kontinuierlich stattfindende fortbildungsorientierte Gespräche 
für betriebliche Ausbilder zu bestimmten ThemensteIlungen. 
Der Kontakt zu den Auszubildenden wird dabei ebenfalls durch 
regelmäßige Treffen aufrechterhalten. 

3.5 B e r a t u n g  d e r  A u s z u b i l d e n d e n  

Ein weiterer Schwerpunkt sozialpädagogischer Arbeit liegt in 
der Beratung der Jugendlichen. In den Modellversuchen wurde 
die Erlahrung gemacht, daß das Eingehen auf individuelle 
Schwierigkeiten einigen Jugendlichen überhaupt erst das Durch· 
halten der Ausbildung ermöglicht und daß die Ausbildung immer 
dann gefährdet ist, wenn sich die Auszubildenden in einer Krisen­
situation befinden. Als sinnvoll hat sich eine in den gesamten 
Ausbildungsprozeß integrierte Beratung unabhängig von be­
stimmten Sprechstundenzeiten erwiesen. Die Beratung erfolgt in 
den Formen der Einzel· und Gruppenber�tung. 
Die Inhalte individueller Beratung erstrecken sich zwangsläufig 
auf die gesamte lebenssituation. Sie schließt die sich aus der 
Beratung ergebenden Aktivitäten notwendigerweise mit ein. Als 
Beispiel sei hier eine itark beengte und/oder konfllkthafte 
Wohnsituation genannt, mit deren Problemlösung der Auszubil­
dende überfordert ist und die sich in einer passiven Haltung 
gegenüber den Ausbildungsanforderungen äußert. Hier muß der 
Beratungsprozeß die lösung des ursächlichen Problems mit ein· 
schließen. 
Demgegenüber liegt der Schwerpunkt der Gruppenberatung in 
der Auseinandersetzung mit Problemen des Ausbildungsalltags. 
Gruppenberatung wird in der Regel durch kontinuierliche Grup­
penbesprechungen praktiziert. Inhalte der Gruppenbesprechun· 
gen sind die Arbeitsplanung, -durchführung und -nachbereitung 
sowie andere mit der Ausbildung zusammenhängende Fragen 
(Berufsschule, Mitbestimmungsfragen usw.). Den Auszubilden· 
den sollen die didaktischen Vorgehensweisen der Ausbilder 
verständlich werden. I n  den Gruppenbesprechungen können sie 

ihre fachlichen Interessen einbringen und zugleich demokrati­
sche Verhaltensweisen einüben. 

3.6 F r e i z e i t a r b e i t  

Die Frage, ob es zulässig ist, daß sich Sozialpädagogen als Ver­
treter der Ausbildu ngsstätten in den Freizeitbereich der Jugend­
lichen einmischen, wurde in den Modellversuchen diskutiert und 
dahingehend beantwortet, daß dieser Bereich aus der Kenntnis 
über die Lebensbedingungen der Jugendlichen und im Interesse 
einer umfassenden Förderung nicht ausgeklammert werden darf. 
Denn es wurde deutlich, d�ß deren Schwierigkeiten, die Freizeit 
sinnvoll zu gestalten, komplex sind und sich die Ziele von Frei- · · 
zeitarbeit auf verschiedenen Ebenen zu bewegen haben: 

Den Jugendlichen sollen, indem sie mit einer breiten Palette 
von Freizeitaktivitäten bekanntgemacht werden, sinnvolle 
Gestaltungsmöglichkeiten aufgezeigt werden, um damit die 
Erweiterung ihrer HandlungsmÖQlichkeiten zu unterstützen. 
Vorhandene Kommunikations- und Interaktionsblockaden 
sollen aufgelöst und vorhandene Isolationsgefühle abgebaut 
werden. 

Potentielle Ängste gegenüber den Mitarbeitern in der Ausbil­
dung sollen durch den Kontakt in dem Freiraum "Freizeit" 
aufgelöst werden. 
Die Motivation für das Durchhalten der Ausbildung soll durch 
die Möglichkeit einer Reflexion der Ausbildungssituation 
gefördert werden. 

I n  den Modellversuchen werden zwar verschiedene Formen der 
Freizeitarbeit nebeneinander praktiziert, wie beispielsweise Ein­
zelveranstaltungen, Arbeitsgruppen, Bildungsseminare zu politi· 
schen und sozialen Themen sowie Exkursionen mit unterschied· 
lichen Zielsetzungen. Gemeinsamer Bezugspunkt ist jedoch die 
Verknüpfung von Ausbildung und Freizeit. So I iegt der Schwer· 
punkt der Arbeitsgruppen darin, die eigene Betroffenheit in der 
Ausbildung beispielsweise an Themen wie "Frauen in gewerblich­
technischen Berufen" oder "Integration der ausländischen Mit­
auszubildenden" zu reflektieren. Gemeinsame Exkursionen sollen 
der beruflichen Qualifikation dienen. 

3.7 E l t e r n a r b e i t  

Das Verständnis von Elternarbeit und die praktizierten Formen 
lassen z.Z. zwei Haupttendenzen erkennen: Es wird versucht, 
die Eltern zur Unterstützung der Ausbildung ihrer Kinder zu 
gewinnen. Ihnen werden verstärkt Gesprächs- und Beratungs­
angebote gemacht. Eine andere Konzeption geht davon aus, daß 
Konflikte, wie in der betrieblichen Ausbildung üblich, direkt mit 
den Auszubildenden zu klären sind. Beratung der Ettern findet 
nur in eng begrenzten Ausnahmefällen statt (z. B. drohender 
Ausbi Idu ngsabbruch). 

4 Herausbildung verschiedener 
Konzeptionen 
sozialpädagogischer Arbeit 

In der bisherigen Ausbildungspraxis der Modellversuche haben 
sich bestimmte Schwerpunktsetzungen sozialpädagogischer 
Arbeit herauskristallisiert, die in der folgenden übersicht skiz­
ziert werden. Dabei muß berücksichtigt werden, daß sich die 
beschriebenen Ansätze in der Praxis überschneiden können. Als 
Grundlage für die Herausbildung unterschiedlicher sozialpädago­
gischer Konzeptionen können 

das Selbstverständnis des einzelnen Sozialpädagogen, 
die spezifischen Merkmale der Jugendlichen, 
die äußeren Rahmenbedingungen der Ausbildung, 
das Selbstverständnis des Trägers, 
der Grad der Zufriedenheit mit der praktizierten Berufsaus­
bildung, 
die Erfahrungen mit der sozialpädagogischen Arbeit ange­
sehen werden. 
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Sozialpäd· 
agogische 
Konzeption 

Sozialpäd­
agogische 
Betreuung 

Umschreibung 

Wahrnehmung 
$OZ;alpädagogischer 
Aufgaben neben 
der eigentlichen 
AuSbildung 

Ausbildungs- Inhaltliche Vef' 
bezogene 
Sozialarbeit 

Integrierte 
Sozialarbeit 

Sozialpäd. 
otyOgisch 
orientierte 
B�rufs· 
ausbildun!ij 

knüptung sozial· 
pädagogIscher 
Aktivitäten mit 
Fragestellungen 
und Inhalten der 
Ausbildung 

Wahrnehmung von 
AuSbildungs· 
aufgaben durCh 
Sozialpäc!agogtn 

Ourchgingi!Je 
BetÜ(:f(.sicht9Jng 
SOlIlipidagogischer 
Handlungsmaximen 
in Planung und 
Durchführung der 
Ausbildung 

Sozialpädagogische Betreuung 

Beispiele ruf Aufgaben 

Durchführung von 
Sprechstunden für Aus­
zubildende 
Wochenendseminare fiif 
ÄuWJbildende 
Eltermll'beit 
Betreuung von Wohn-
""PP'" 

Rollenspiele als Vorstel­
lungsgt!spräche 
Freizeitaktivitäten <lls 
praktische Anwendungs­
beispiele für Berufswissen 
berufskundliche Exkur­
sionen 

Zumindest vertrettJngs­
wei5e Wahrnehmung von 
Unterweisungsaufgaben 
in der Aulbildung 
Durchfiihrung von StUtz· 
unterricht 
Obernahme von Teilcmf· 
gaben bei Ausbildungs­
projekten 

Teilnehmende Beobach· 
tung am Ausbildungs· 
-""'" 
Vermittlung sozialpäd· 
agogischer Denk· und 
Handlungsweisen im 
Ausbildungsteam 
Planung und Durchfüh· 
rung der Ausbildung unter 
Berücksichtigung sozial· 
pädagogischer Handlungs· 
maximen 

Bei der sozialpädagogischen Betreuung werden sozialpädagogi· 
sche Aktivitäten additiv zur jeweiligen berufsbildenden Maß· 
nahme durchgeführt, die Ausbildung selber wird dadurch nicht 
verändert. 

Ausbildungsbezogene Sozialarbeit 

Auch die lI!Usbildungsbe:zoge:OII Sozialarbeit hai in gewisser Weise 
additive Funktion, es wird jedoch versucht. sozialpädagogische 
Aktivitäten uod bewähm sozialpid&gogische Methoden nach 
Möglichktit so auszurichten, daß sie einetl Bezug zur Ausbildung 
her\tellen. 

Integrierte Sozialarbeit 

Integrierte Sozialarbeit meint, daß die Sozialpädagogen in die 
eigentliche Ausbildung ainbezogen sind. Sie leisten nicht nur 
flankierende Beiträgt, londern sie übernehmen echte AusblI· 
dungsauf!ijaben. Voraussetzung d�für ist allerdings, daß die 
Sozialpädagogen eine entsprechende fachliche Qualifikation 
haben. 

Sozialpädagogisch orientierte Berufsausbildung 

Sie ist eine Berufsausbildung, in der das Ausbildungspersonal in 
Planung und Durchfilhrung der Ausbi ldung sozialpädagogische 

Geskhtspunkte wrchgängig anwendet. In der .Ausbildungspnlxis 
wird diMe Form so'Zlalpidagogischer Arbeit bislang erst ansatz· 
weise erreicht. 
Der VoIlnändigkeit halber seien �i weitere Konzeptionen 
sozialpädagogischer Arbeit in der Beruhausbikking efWähnt: 
D� ist die SOliaipidagoglsche Arbeit als Heimerziehung im 
Jugendhi1ftbereich, dit! voo Eniehern geleistet Mrd, und die 
sozialpädagogische Arbeit als Mitwirkung in der Ausbildungs· 
planung (z, B. dUrch Auswahl und Überarbeitung curriculner 
Materialien rur den Einutz in der Ausbildung, vg!. HENSGE 
1982,S. 191ft.). 

5 ZUlammenflswng 

Neben einer AUOlldu ngsvorbereitung, einer adressatengerecl1ten 
fachprakti$chen Ausbildung, zusäulichem fachtheoretj�chen 
Unterricht und einer intemiven Weiterbildung des Ausbildungs· 
personals gehört die sozIalpädagogische Arbeit zu den Merk· 
malen einer besonclerl gestalteten Berufsausbildung für benach· 
teiligte Jugendliche in den vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
betreuten Modellversuchen. Sie hat $ich als ein wichtiger Faktor 
erwiesen und wird deshalb zunehmend als fester Bestandteil der 
Arbeit mit benachteiligten Jugendlichen betrachtet, wie die 
verschiedenen Fördermaßnahrnen und ·programme von Bund 
und ländern auf diesem Gebiet zeigen 16]. 
Die mit den Modellversuchen in Gang gesetzte Entwicklung, 
durch die Einbeziehung 5Ozialpädagogischer Denk· und Hand· 
IDnQ$Wilben die Berufsausbilwng voo benac:htei'�n Jugend· 
lichen zu fördern, kann jedoch nicht als abgeschlossen betrachtet 
wer-den. Zum einen werden unter längerfristigem Aspettt ver· 
stärkt Überlegungen an'Zustellen sein über die Möglichkeiten. 
auch betriebliche Ausbildungen rur benachteiligte Jugendliche 
zu erschließen, und die hierfür erforderlichen Voraussetzungen 
inhaltlicher, perwoellar und organisatorischer Art 17J. Zum 
anderen gilt dies aber ilUcn für die Arbeit in den Einridltungen, 
die als Modellversuchsträger aktiv an der bisherigen Entwicklung 
beteiligt waren. So in z. B. die Herausbildung der sozialpädago· 
giscl"l orientirtrten AusOlIdung ein Prozeß, der sich nid"lt in jedem 
Vorhaben vollzogen hat, und es ist nicht auszuschließen, daß 
sich in der Auseinandersetzung zwischen dem traditionellen 
Rollenverständnis der Ausbilder - das stark von hohen Anfor· 
derungen an "klassische" Arbeitstugenden bei den Jugendlichen 
geprägt ist (lN FORMATIQNSDIENST 1983, S.7)  - und dem 
Selbstverständnis der Sozialpädagogen - bei denen eher die Vor· 
aussetzungen und Bedürfnisse der Jugendlichen handlungsleitend 
sind - die erreichten Integrationsansiitze wieder l:urückbilden 
oder neue Vorgchensweisen erarbeitet werden. Diesen Prozeß 
weiter 'Zu verfolgtln, die Weiterentwicklung der bisherigen Ansät'Ze 
durch konstruktive Beiträge 'ZU befördern und durch reflektierte 
Pra",iserfahru.., abzusichern, bleibt eine wichtige Aufgabe für 
alle, die auf dem Gebiet der Beruf58usbildung bef'lachteiligtrtr 
Jugendlicher arbeiten. 

Allme<ku ...... 
11 1  OieHf Sael"'e,"alt 91lt ell,'ding1 oenert'lI fu, das 6i1du� in 

der 8undeu9publlk OeolS<:htand (Hornstein t981. S. 3641. DM wird 
teinen UrlP!'ung da,in haben. daß die wn der Sozialpädagogik seit 
JollnWlnttn gefor�rtt .,IOl�lpidagcllisch oriemisrle Sd!lIl," ""*" 
,in r..:lik'* Umdenk.., bei eU deMn lIrloro.rlich macht, die Schule 
zu -"" ,nIWOfIBf'l haben. 

121 Zum V .. hiltfli, �� Beruh .• Wirtschllfts· und Sozialpidagoyik 
sieht �"'rlu Baum;ardt 1967. S. 86fl. Ern seit Ende der 60er Jeh ... 
und mit der Sch!rlfu"Ij \IOn Ge58mtschu lan ill fürdle Sozialpiidagogik 
d" "otu," A,beitl"leld . .schul'Oli�l ... bei!" erschlo$5en worden. 
Durch lit 1011 die "Erriehun9skompetenz der Schule vor allem gegen· 
uber Ichwllri",n, 9tfitudllln OOergllr devianlen Jugendlichen erhöht 
_rden" !TillmlM 1983,S. 557). 

131 Zur KurzbelChralbul'\Q von Zielen, Frl\IHtellungen und Ergebn issen 
der Modellverluche vgl. die BroschUr.: Bundesinstitut für Berufs· 
bildung (Hrsg.l: Modellve'luche in der eußerSChulischen Berufs· 
bildung 1983184. 8"lln 1984. s. 87_1 04. 
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14] Vgl. 111 ein Beispiel den B.richt eir>e$ Sozi�j�mtes über die Lebens· 
situation .inas Jugandlichen im Modellversuch der Arbeitstheraplu, 
ti$Chen Werkstatt in Hannover lAbel u.a. 1983, S. 214f.l. 

[51 Zur Beschreibung der unterschiedlichen sozi�lpädagogi$Ch.n Kon· 
zeptionen und institutionellen BItd;ngungen vgl. die Einzelbeiträga 
des Sammelbandes Linel, C.; .Lemke, IIse G.;  Zielke, D. (Hrsg.J: 
Sozialpädagogische Arbeit in der beruflichen Erstausbildung benach· 
teiligter Jugendlicher. Konzeptionen und Erfahrungen aus Modell· 
versuchen. Bundesimtitut für Beruhbildung IHrsg.l: Berlin 1984 
IModeliversuche zur beruflichen Bildung. Heft 201. 

[6] Vgl. al. Beispiel das ,,Programm des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft flir die Förderung der Berufsausbildung von 
ben�chteiligten Jugendlichen"'. welches die Finanzitrung .iner 
Berufsausbildung unter Einbezull von Fördermaßnahman zUm Ab· 
bau 'von Bildung:;defi�iten und einer sozialpädagogischen Betreuung 
vorsieht. 

17] Ein erSler möglicher Schritt in diese Richtung ist mit dem Angebot 
ausbOldungsbegleilender Hilfen. die das O.g. Förderprogramm vor­
sieht,getan. 
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Walter Glandorf I Klaus Lehning I Lothar Sechtling 

Berufsausbildung für 
verhaltensauffällige und lernschwache Jugendliche 
in Heimerziehung - Ausbildung begreifbar machen 

Mit dem Ziel, Ausbildung für verhaltensauffällige und lern· 
schwache Jugendliche begreifbar zu machen, führt der Lal)des­
woh[fahrtsverband Hessen vom 1.6.1983 bis zum 31.1.1987 in 
drei verbandseigenen Einrichtungen - den beiden Jugendheimen 
Kar[shof in Wabern, Staffelberg in Biedenkopf und dem Fort­
bi[dungszentrum Mammolshöhe in Mammolshain - den Modell­
versuch: "Berufsausbildung im Jugendhilfebereich - Curricu[um­
entwicklung und Fortbildung der Ausbilder" durch. Der Modell­
venuch wird vom Bundesinstitut für Berufsbildung und vom 
Hessischen Minister für Wirtschaft und Technik gefördert. Die 
fachliche Batreuung liegt beim Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Berlin. Die wissenschaftliche Begleitung wird durch die Gesamt­
hochschule Kassel, Fachbereich 02/Berufspädagogik, Poly­
technik, Arbeitswissenschaft, gewährleistet. 

Ausgangslage für den Modellversuch: 

Die beiden Jugendheime sind Einrichtungen der Jugendhilfe, in 
denen jeweils etwa 90 Jugendliche zwischen 14 und 20 Jahren 

betreut und gefördert werden. Die Verhaltensauffälligkeiten der 
Jugendlichen sind der Grund für ihren Heimaufenthalt (Rechts­
grundlage ist überwiegend Freiwillige Erziehungshilfe (FEH) und 
Fürsorgeerziehung (FE)).  Lernschwächen liegen bei nahezu 85% 
der Jugendlichen �or (sie sind Haupt- und Sonderschulabbrecher). 
Die Verwendung der Begriffe: verhaltensauffällig und lern· 
schwach wird von uns nicht als Festschreibung �erstanden, son­
dern als Aufgabe: auf Verhaltensweisen und lernschwächen 
wollen wir so reagieren, daß ein erfolgreicher Ausbildungs· 

abschluß und die soziale Wiedereingliederung der Jugendlichen 
erreicht werden können. 

Unseres Erachtens ist eine qualifizierte, sozialpädagogisch orien­
tierte Berufsausbi ldung ebenso wie die sozialpädagogische Arbeit 
im Wohngruppen- und Freizeitbereich unabdingbare Vorausset­
zung für den Erfolg der Erziehungsbemühungen in den beiden 
Jugendheimen. Nur in enger Zusammenarbeit zwischen den 
Ausbildungswerkstätten, der sozialpädagogischen Betreuung und 
den Berufsschulen können mit den Jugendlichen und für sie die 
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Voraussetzungen für die Eröffnung einer langfristigen und belast­
baren Berufs- und damit Lebensperspektive geschaffen werden. 
In heiminternen Ausbildungswerkstätten und externen Berufs­
schulen müssen die Jugendlichen den ständig steigenden Anfor­
derungen [ 1 1  des dualen Ausbildungssystems nachkommen. 
Trotz langjähriger Erfahrungen beider Jugendheime mit Erzie­
hung und Berufsausbildung verhaltensauffälliger und lern­
schwacher Jugendlicher wird es zunehmend schwieriger, die 
wachsenden Bildungs- und Sozialisationsdefizite der Jugend­
lichen aubuarbeiten, vorzeitigen Ausbildungsabbrüchen und 
erfolglosen Abschlußprüfungen entgegenzuwirken. 

Da in beiden Jugendheimen für die Aufnahme der Jugendlichen 
und den Beginn einer Berufsausbildung Kriterien der Jugendhilfe 
maßgebend sind, muß die "Berufsreife" oft noch im Verlauf der 
Ausbildung vermittelt werden. Darüber hinaus sind verschiedene 
Jugendliche durch besondere familiäre Belastungen, ausstehende 
Gerichtsverhandlungen und richterliche Auflagen zusätzlichen 
Sp(lnnungslagen ausgesetzt. 

Da eine unvermittelte Konfrontation dieser Jugendlichen mit 
den Anforderungen des dualen Ausbildungssystems in der Regel 
das "AUS

" 
für sie bedeuten würde [2], wollen wir ihnen die 

A u s b i l d u n g  b e g r e i f b a r  m a c h e n .  Die hierzu not­
wendige Intensivierung der fachpraktischen und fachtheoreti­
schen Ausbildung sowie die der sozialpädagogischen Betreuung 
wird auf drei Interventionsebenen durchgeführt: 

1 CUlTiculumentwicklung: 
/ / 

Konzeption, Erprobung und Fortschreibung werkstattspezi­
fischer Ausbildungspläne, die so angelegt werden, daß die 
Besonderheit der Jugendlichen berücksichtigt werden kann. 
Strukturierung der Ausbildungsinhalte nach ihren tatsäch· 
lichen inhaltlichen Bezügen. 

Ausbi Idu ngsgesprächsprotoko lief Au sbi ldu ngsfah rpläne als 
Mittel einer kontinuierlichen Ausbildungs- und Erziehungs­
planung. 
Erarbeitung und Erprobung individueller Lernhilfen, insbe· 
sondere für die fachtheoretischen Anteile der Ausbildung in 
Werkstatt und Berufsschule. 

2 Fortbildung der Ausbilder: 

Elf einwöchige Fortbildungslehrgänge für die neun am Modell· 
versuch beteiligten Ausbilder und neun Ausbilder aus anderen 
Heimen mit eigenen Ausbildungswerkstätten im verbands· 
eigenen Fortbildungszentrum (FZM) 
Technische Fortbildung für die Ausbilder. 

3 Vertiefung der ZU5ilmmenarbeit zwischen 
Beruf5ilusbildung und 
sozialpädagogischer Betreuung: Leben - Wohnen - Arbeiten 
im Jugendheim: 

Ausbi ldu ngsgesprächsprotokol lef Ausbi Idu ngsfahrpläne als 
Mittel einer kontinuierlichen Ausbildungs- und Erziehungs­
planung 

Werkstattgespräche 
Praxisgespräche I integrierte Mitarbeiterfortbildung für Aus· 
bilder und Erzieher. 

1 Curriculumentwicklung 

Der Modellversuch arbeitet in vier Werkstätten: Elektrowerk­
statt, Maler und Lackierer, Schlosser und Teilezurichter, Tischler. 
Die Ausbildungsordnungen bzw. Ausbildungsrahmenpläne, die 
institutionellen Rahmenbedingungen der Werkstätten und die 
Kenntnisse und Erfahrungen der Ausbilder sind der Ausgangs­
punkt für die Entwicklung, Erprobung und Fortschreibung 
werkstattspezifischer Ausbi ldungspläne. 

Die Ausbilder und je ein(e) Berufspädagoge{in) erarbeiten 
gemeinsam eine Strukturierung der Ausbildungsinhalte nach 
ihren tatsächlichen inhaltlichen Bezügen, d. h. einen eigenen 
betrieblichen Ausbildungsplan. Hierbei heißt ,Ausbildung 
begreifbar machen' für uns, daß - entsprechend den Besonder­
heiten der Jugendlichen - die Gewichtung der Lerninhalte, also 
die zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten und das Lern­
tempo von den Ausbildern individuell festgelegt werden. Erhöhte 
Bedeutung gewinnt dieses Vorgehen insbesondere bei der Grund­
ausbildung, ohne deren erfolgreichen Abschluß der Vlll!itere 
Ausbildungserfolg bereits vorzt!itig in Frage gestellt ist. 

Der betriebliche Ausbildungsplan steckt den verbindllehen 
Rahmen für eine projektorientierte Berufsausbildung ab [31: 
Verschiedene Projekte und produktive Aufträge werden in und 
außerhalb der Werkstatt durchgeführt, die hierbei erlernten 
Kenntisse und Fertigkeiten auf der Struktur der Ausbildungs· 
inhalte vermerkt. Auf dieser Grundlage überlegen dann die an 
der Ausbildung Beteiligten gemeinsam, welche Kenntnisse und 
Fertigkeiten durch andere Lernformen, wie Unterweisungen, 
Lehrgänge, Werkstücke, vermittelt werden müssen. So werden 
die Planung der Ausbildung, die Reflexion über deren Ausfüh­
rung und die Planung neuer Ausbildungsschritte zum kontinu­
ierlichen Prozeß, dessen Resultat eine individuell gestaltete 
Berufsausbildung ist. 

Die erheblichen Defizite der Jugendlichen im fachtheoretischen 
Bereich sind eine wesentliche Barriere für den Erfolg der Ausbil­
dung. Eine intensive Zusammenarbeit zwischen Ausbildern, 
Berufspädagogen und Berufsschullehrern (soweit möglich), d. h. 
eine engere Verzahnung zwischen den fachtheoretischen Inhal­
ten der Ausbildung und der Ausbildung in den Werkstätten ist 
unabweisbar notwendig. Über die vorhandenen Kontakte der 
Ausbilder zu den jeweiligen Berufsschullehrern der Jugendlichen 
hinaus müssen verbindliche Absprachen zur Zusammenarbeit 
von Werkstatt- und Er;l!ehungsbereich mit den Berufsschul­
lehrern getroffen werden. Geplant sind etwa vierteljährliche 
Besuche der Lehrer in den Werkstätten der Jugendlichen und 
kontinuierliche Besuche der Ausbilder in den Schulen. Diese 
Besuche sollen sich nicht auf die - meist kurzen - Pausen· 
gespräche beschränken. Einige Ausbilder besuchen z . B .  ganze 
Unterrichtsstunden. Dieser enger werdende Kooperations­
zusammenhang ermöglicht, daß individuelle Lernhilfen im 
Werkstattbereich rechtzeitig geplant und durchgeführt werden. 
Die heim interne 5Chulische Nachversorgung arbeitet hier inten­
siv mit dem Modellversuch zusammen. Individuelle Lernhilfen 
und Nachhilfekonzepte werden im Verlauf unseres 3. Fort­
bildungslehrganges im Juni '84 erarbeitet, anschließend im 
Ausbildungsalltag erprobt und erweitert. 

Im Hinblick auf den Übergang der Jugendlichen ins Erwerbs­
leben werden werkstattbezogene Zertifikate bzw. Bescheinigun­
gen über Teilqualifikationen, z. B. Schweißlehrgänge, Kabel·TV­
Lehrgänge entwickelt. Ein Führerscheinerwerb für alle Auszu· 
bildenden wird angestrebt. 
Gerade für die Jugendlichen, die aus unterschiedlichen Gründen 
(Abbruch der Ausbildung oder Nichtbestehen der Lehrabschluß­
prüfung) keinen Gesellenbrief erhalten, können der Führerschein 
und Bescheinigungen über Teilqualifikationen sehr nützlich sein. 

2 Fortbildung der Ausbilder 

Die Ausbilder sollen sich - auf Grundlage ihrer meist langjähri· 
gen Erfahrungen und Kenntnisse in der Berufsausbildung von 
verhaltensauffälligen und lernschwachen Jugendlichen weiter­
bilden. 

2.1 F o r t b i l d u n g s l e h r g ä n g e  i m  F Z M  

Das Programm wendet sich an eine Stammgruppe von neun Aus­
bildern aus den Werkstätten, in denen der Modellversuch arbei­
tet und die Parallelwerkstätten im "Karlshof" und im "Staffel-
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berg", sowie an Ausbilder anderer hessischer Heime mit eigenen 
Ausbildungswerkstätten (2 Ausblldungsleiter, 7 Ausbilder!. 
Durch die praxisbezogenen Lehrgänge sollen die Ausbilder wei­
tere sozialpadagogische Vorgehensweisen kennenlernen, damit 
sie bei der Vermittlung fachpraktischer und fachtheoretischer 
Kenntnisse und Fertigkeiten gezielt und systematisch vorgehen 
können. Ihre Handlungskompetenz als Erzieher der Jugendlichen 
soll erweitert werden. Vorrangiges Ziel der Lehrgange ist die 
sozialpädagogische Strukturierung der Ausbildung. Die fach· 
didaktischen Vermittlungsschritte für die Umsetzung der indivi· 
duell gestalteten Berufsausbildung werden vor Ort entwickelt. 

2.2 P r a x i s g e s p r ä c h e l  
P r a x i s i n t e g r i e r t e  F o r t b i l d u n g  

Ein wesentlicher Bestandteil der Fortbildungskonzeption des 
Modellversuchs sind die (zunächst) 14tägigen Praxisgespräche, 
die in den beiden Jugendheimen stattfinden. Direkt vor Ort also 
sollen die Inhalte der Lehrgänge umgesetzt, im Ausbildungsalltag 
auf ihre Brauchbarkeit hin geprüft werden und Verbesserungen 
und Erleichterungen in der praktischen Arbeit bewirken. Diese 
praxisintegrierte Fortbildung, an der neben den Ausbildern 
(Kerngruppel, Erzieher und Mitarbeiter des Modellversuchs teil· 
nehmen werden, soll auch bestimmend für die weiteren Lehr­
gänge im FZM sein. Es ist vorgesehen, daß mindestens ein Mit· 
arbeiter der Leitung an der praxisintegrierten Fortbildung teil­
nimmt. 

2.3 T e c h n i s c h e  W e i t e r b i l d u n g  

Um ein gtltes Ausbildungsniveau zu gewährleisten, ist eine tech· 
nische Weiterbl idung der Ausbilder notwendig. So wird z. B. ein 
Elektroinstallateur, der vor etwa zehn Jahren seine Gesellen· 
prüfung absolvierte. bei der Lösung der praktischen und theore· 
tischen Aufgaben einer Facharbeiterprüfung Anno 1983 vermut­
lich feststellen müssen, daß er nicht auf dem heutigen Kenntnis· 
stand ist. Im Rahmen des Modellversuchs sollen die Ausbilder 
der Werkstätten, in denen der Modellversuch arbeitet, entspre­
chende Fortbildungsangebote der Kammern und einiger Industrie' 
unternehmen wahrnehmen, um ein der raschen technischen 
Entwicklung entsprechendes Ausbildungsniveau sichern zu 
können. So nahmen im März 1984 die Ausbilder der Elektro· 
werkstatt an einem Antennenlehrgang: Antennenbau und Breit· 
bandkommunikationsanlagen (Kabelfernsehen) teil. In diesem 
einwöchigen Kompaktlehrgang wurden der herkömmliche 
Antennenbau und die neue Kabeltechnologie durch Vorträge 
und Übungen theoretisch und praktisch erarbeitet. Zum Lehr· 
gangsende legten die beiden Ausbilder vor einem von der Bundes· 
post anerkannten Prüfer eine Prüfung ab. Die im Ausbildungs­
rahmenplan geforderten Kenntnisseund Fertigkeiten "Antennen­
bau und Empfangsanlagen" werden nun auf dem neuesten Stand 
qualifiziert vermittelt. Die Jugendlichen können ein Zertifikat 
erwerben, das ihnen bei der Stellensuche nützlich sein kann. da 
diesbezüglich eine verstärkte Nachfrage nach qualifizierten 
Arbeitskräften zu erwarten ist. 

3 Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen 
Berufsausbildung und 
sozialpädagogischer Betreuung: 
Leben - Wohnen - Arbeiten im Jugendheim 

Die Bedeutung der Berufsausbildung für die Betreuung der 
Jugendlichen und umgekehrt die Notwendigkeit und die Mög· 
lichkeiten. durch sozialpädagogisches Handeln deren Berufs­
ausbildung zu unterstützen, sind unumstritten. 1m folgenden 
werden zwei Mociellversuchsaktivitäten in diesem Arbeitsschwer­
punkt skizziert. Andere Aktivitäten wie Werkstattgespräche, 
Beratung der Jugendlichen, der Ausbilder und Erzieher, Freizeit· 
aktivitäten im Rahmen des Modellversuchs und die Arbeit der 
Fotowerkstatt können hier nicht dargestellt werden. 

3.1 P r a x i s g e s p r ä c h e l  
i n t e g r i e r t e  M i t a r b e i t e r f o r t b i l d u n g 

In den beiden Jugendheimen finden 14tägig bzw. dreiwöchig 
Praxisgespräche (etwa zweistündig) mit folgendem Teilnehmer­
kreis statt: Fortbildungsgruppe der Ausbilder, Erzieher der 
Wohngruppen, in denen Jugendliche des Modellversuchs leben, 
Mitarbeiter aus der Leitung der beiden Einrichtungen und Mit· 
arbeiter des Modellversuchs. Bei den Praxisgesprächen geht es 
um die Entwicklung von Handlungsstrategien zu bestimmten, 
aktuellen und latenten Konflikten, wie: Probleme bei der 
Berichtsheftführung (Zuständigkeite-n - Betreuung), Gestaltung 
der Pausenräume I des Werkstattmilieus, Probleme der Arbeits­
kleidung / Arbeitssicherheit, die Erprobung der Ausbildungs' 
gesprächsprotokolle und die Erstellung von Ausbildungsfahr· 
plänen. Erzieher, Ausbilder, Mitarbeiter der Leitung und des 
Modellversuchs treffen hier gemeinsame Absprachen und beraten 
über Maßnahmen zu deren Umsetzung. Darüber hinaus dienen 
die Praxisgespräche der nochmaligen Reflexion bzw. Übertragtlng 
der Inhalte der Fortbildungsveranstaltungen im Fortbildungs· 
zentrum Mammolshöhe in den Wohn- und Ausbildungsbereich. 
Von jeder Sitzung wird ein Protokoll erstellt, damit die gefaßten 
Beschlüsse weiterhin reflektiert und umgesetzt werden. 
Durch regelmäßige Kontakte und Gespräche mit Ausbildern und 
Erziehern können die Sozialpädagoginnen des Modellversuchs 
die gemeinsam entwickelten Handlungsstrategien kontrollieren 
und gegebenenfalls relativieren. Im Verlauf der bisherigen Praxis­
gespräche hat sich gezeigt, daß eine strukturierte Vorbereitung 
und Durchführung (Zeitplanung, rechtzeitige Bekanntgabe der 
Themenschwerpunkte, Informationsblätter, Wandzeitungen, 
Protokolle) notwendig ist. 

3.2 A u s b i l d u n g s g e s p r a c h s p r o t o k o l l e l  
A u s b i  I d u n g s f a h  r p l  ä n e  

Die Ausbildungsgesprächsprotokolle wurden in einem Berliner 
Modellversuch [41 entwickelt und praktiziert. In den Jugend· 
heimen ergänzen sie - in modifizierter Form - die bisherige 
Ausbildungs- und Erziehungsplanung. Vorhandene Überschnei· 
dungen sollen nach einer längeren Erprobungsphase ausgeräumt 
werden. Zur Zeit wird 'geprüft, ob und wie die Ausbildungs' 
protokolle in die dreimonatliche Erziehungsplanung einbezogen 
werden können. 
Das Ausbildungsgespräch!iprotokoll gibt eine differenzierte Ein· 
schätzung des Ausbilders über einen Jugendlichen wieder. Es 
dient als Grundlage für eine individuelle Ausbildungsplanung. 
Darüber hinaus soll das Ausbildungsprotokoll zur Grundlage für 
die ständige Reflexion zwischen AU!ibildern. Erziehern und 
Jugendlichen werden. Bei der anschließenden Erstellung eines 
Ausbildungsfahrplanes erfährt der Jugendliche die Einschätzung 
des Ausbilders über seine Wohnsituation. sein Arbeitsverhalten, 
seine praktische und theoretische Aufgabenbewältigtlng sowie 
sein Sozialverhalten in der Werkstatt. An der Durchführung der 
Gespräche sollten Ausbilder und Berufspädagoge(in) sowie 
ein(e) Erzieher!in) beteiligt sein. Die Gespräche werden von der 
Sozialpädagogin organisiert und durchgefÜhrt. 

Anm�.kung�n 

[ 1 ]  Vgl. hi� .. u; "Kann:e nur Kanalarbeiter w",-den". Spiegel-Serie über 
die Misere der Oer�flichen BildurIg in der Bundesrepublik Deutsch­
land. In: Der Spiegel, Nr. 27, 28, 29. 30, 31 JulilAugom 1983. 

[2] Vg!. hierzu: Lemke. II,e G.I Zielke, D.: Möglichk�iten und Probleme 
der BeruhausbildurIg von benachteiliQten Jugendlichen. In; Berufs· 
bildung Ir. Wi .. enschaft und Praxis. 1 1 .  Jg. 119821, Heft 1 .  S. 10-15. 

13] Oie "on den Mitarbeitern des Modell"",-suchs entwickelten Positio­
nen zur projektorientierten Berufsausbildu rtg können ebenso wie die 
werk$tattsPezifischen Ausbild�ngSpläne i m  Rahmen dieses Aufsatzes 
nicht d�rQestellt we.-d!!n. (Interessent�n wenden sich bitte an den 
Modellversuch). 

14) Wimchaft,modellv",-,uch .Ausbildung in anerkftnnten Au$bildurtgs· 
berufen im Jugendhilfebereich". durchgeführt vom Berliner Senator 
für Schulwesen, Jugend und Sport, wissenschaftlich begleitet von 
OipL-lrIg. P. Collingro �nd fachlich betreut im Bundesinstitut für 
Berufsbildung. 
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AUS DER ARBEIT DES BIBB 

Dietrich Harke I Hans Freibichler 

Problemdiagnose in der beruflichen Weiterbildung 
die Fragebogen zu Lernproblemen Erwachsener (FLE) 

Mit der in den letzten Jahren vorgenommenen Akzentverlagerung 
der öffentlich geförderten beruflichen Weiterbildung lIuf die 
Zielgruppe der Arbeitslosen sind auch die Probleme der Lehr­
gangsteilnehmer deutlicher geworden. Einen wichtigen Teil 
machen dabei Lemprobleme aus, auch wenn in letzter Zeit die 
reduzierta finanzielle Förderung und die ungewissen Arbeits­
marktaussichten für Lehrgangsabsolventen zunehmend die 
Weiterbildungssituation belasten. In diesem Beitrag wird ein vom 
Bundesinstitut veröffentlichtes Instrument zur Problemdiagnose 
vorgestellt: die Fragebogen zu Lernproblemen Erwachsener 
(FLE). Ausgangssituation, Konzept, Einsatzbereiche und ente 
Erfahrungen mit dem neu entwickelten Instrument werden 
zusammenfassend dargestellt. 

Die Situation in der beruflichen Weiterbildung 
als Entwicklungshintergrund der FLE 

Die zunehmende Konzentration der beruflichen Weiterbiklung 
auf die Zielgruppe der Arbeitslosen oder von Arbeitslosigkeit 
Bedrohten hat das Lehren und Lernen in den Lehrgängen der 
Fortbildung und Umschulung schwieriger gemacht. Es traten 
einerseits Probleme verstärkt in Erscheinung, die seit langem für 
das Lernen im Erwachsenenalter als typisch angesehen werden, 
zum anderen sind auch Schwierigkeiten zu beobachten, die 
enger mit den Besonderheiten dieses Adressatenkreises und den 
�ußeren Bedingungen der Weiterbildung zusammenhängen. 

Die Lernsituation vieler Teilnehmer und der veränderte Bedin­
gungsrahmen für berufliche Weiterbildung lassen sich schlaglicht· 
artig durch folgende Punkte kennzeichnen: 

o geringe Lernvoraussetzungen der Teilnehmer hinsichtlich 
Schul- und Berufsausbildung sowie erhebliche Heterogenität 
der Gruppenzusammensetzung, 

o negative Lernerfahrungen, psychosoziale Folgen längerer 
Arbeitslosigkeit und Unsicherheit in der sozial ungewohnten 
Rolle eines Lernenden, 

o fehlende Berücksichtigung der verschlechterten Teilnehmer­
voraussetzungen bei der Durchführung abschlußbezogener 
Lehrgänge - in einzelnen Fällen sogar erhöhte Belastungen 
durch Lehrgangsverkürzungen oder höhere Wochenstunden­
zahlen bei gleichem Stoffpensum, 

o verschlechterte finanzielle Förderung der Teilnehmer seit 
I nkrafttreten des Arbeitsförderungsk onsol idieru ngsgesetzes 
(AFKG) von 1982 und des Haushaltsbegleitgesetzes 'Ion 
1983, 

o höchst unsichere Arbeitsmarktaussichten und berufliche 
Zukunftserwartungen für Absolventen vieler Bildungsmaß· 
nahmen. 

Diese Merkmale wirken sich stark auf die Motivation, das Lern­
verhalten und die Lernerfolge aus und stützen die Annahme, daß 
die Lernschwierigkeiten in den letzten Jahren zugenommen 
haben, obwohl keine repräsentativen Daten, sondern nur Unter­
suchungsergebnisse oder Erfahrungsberichte aus einzelnen Berei· 
ehen der beruflichen Weiterbildung vorliegen. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß etwa 20 .bis 30 Prozent der Lehrgangs­
teilnehmer erhebliche Probleme mit dem Lernen haben (vgl. 
BADER 1982; HARKE 1980; HDLLA 1980 sowie KRETSCH· 
MANN 1980). Auch die Abbrecherquoten sind in den letzten 
Jahren deutlich gestiegen. In den vorwiegend für Arbeitslose ge· 

dachten öffentlich geförderten Bildungsmaßnahmen liegen sie 
meist Liber 30 Prozent. 

Angesichts dieser Situation erscheint es geboten, den Lern­
problemen .und damit zusammenhängenden SChwierigkeiten 
verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Ein erster Schritt dazu 
ist eine frühzeitige, genaue Erfassung der Probleme und Aus­
lösefaktoren im einzelnen Lehrgang, um daraus gezielte Maß­
nahmen zur Problemreduzierung abzuleiten. Zu diesem Zweck 
hat das Bundesinstitut das im folgenden beschriebene diagnosti­
sche Instrument der F LE bereitgestellt. 

Das Konzept der Fragebogen zu Lernproblemen 
Erwachsener (FLE) als ein Instrument der Problemdiagnose 

Vom Bundesinstitut für Berufsbildung wurde gemeins.am mit 
dem Forschungszentrum der Stiftung Rehabilitation Heidelberg 
ein Instrument zur Problemdiagnose für Lehrgänge der Weiter­
bildung entwickelt und 1982 veröffentlicht (HARKE u. F R E I ­
BICHLER 1982): die Fragebogen z u  Lernproblemen Erwach· 
sener (FLE). 

Die FLE sind in erster Linie als Arbeitshilfe für die Bildungs· 
praxis gedacht - vor allem für die Hand von Lehrkräften. Es 
handelt sich um ein Instrument der Gruppendiagnostik, mit 
dessen Hilfe Informationen zu folgenden Komplexen gewonnen 
werden können. 
o Art und Häufigkeit einzelner Probleme im jew�iligen lehr­

gang 

o Hinweise auf "Problemfälle", d. h. auf solche Teilnehmer, die 
durch den Lehrgang sehr stark belastet sind und bei denen 
gegebenenfalls die Gefahr eines vorzeitigen Lehrgangsabbruchs 
besteht 

o Mögliche Hintergrunde oder Auslöser von Lernproblemen: 
hierbei werden sowohl die individuellen Bedingungen und die 
Lebenssituation der Teilnehmer als auch Gesichtspunkte des 
Unterrichts, der Lerngruppe und der Bildungseinrichtung 
in die Analyse einbezogen. 

Mit diesen Daten erhält der Verwender eine Entscheidungs­
grundlage für notwendige Vorgehensweisen zur Verringerung der 
Probleme. 

Neben dieser Funktion als Praxishilfe können die FLE aber auch 
als ein Instrument der Berufsbildungsforschung genutzt werden. 
In den wenigen auf Probleme des Lernens in beruflichen Erwach­
senenbildungsmaßnahmen bezogenen Untersuchungen, wie z. B. 
VÖLLER (1974), SCHMI E L  u. VON SCHROETER (1977), 
BADER (1982) sowie SIEBERT, DAHMS u. KARL (1982), 
werden jeweils andere für die jeweilige Untersuchung entwickelte 
Fragebogen verwendet. Damit ist kaum ein Vergleich der ver­
schiedenen Ergebnisse möglich, denn bereits Art und Umfang 
des erfaßten Problemfeldes sowie die Kategorisierung der 
Schwierigkeiten weichen stark voneinander ab. 

Mit den F L E  ist nun ein Instrument vorhanden, das ein breites 
Spektrum der für das Lernen in der beruflichen Weiterbildung 
wesentlichen Schwierigkeiten und wichtigen Bedingungen erfaßt. 
Damit wäre es der Forschung möglich, die für einzelne Lehr· 
gangstypen oder Berufsbereiche gegebenenfalls typischen Lern· 
probleme zu ermitteln, kritische Bedingungskonstellationen auf­
zudecken und die verschiedenen Resultate miteinander in Ver· 
gleich zu setzen. 
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Als dritte Verwendungsmöglichkeit der FlE ist die Nutzung für 
die Fortbildung von Lehrkräften zu nennen. Oie in den Fragen 
enthaltenen operationalisierten Problembeschreibungen können 
gut dazu dienen, konkrete Erscheinungsformen von Lernschwie· 
rigkeiten, Problemverknüpfungen und mögliche Entstehungs­
ursachen zu verdeutlichen. Darüber hinaus ist es möglich, die 
wesentlichen Merkmale des lehrverhaltens und Unterrichts 
sowie des Lernumfeldes anhand der Fragebogen darzustellen. 

Aufbau und Ein5lltzbereiche der FLE 

Die FLE bestehen aus drei Fragebogen: 
1 .  dem Dozentenbogen (für Lehrkräfte) 
2. dem Teilnehmerbogen 1 ( Lehrgangseinschätzungsbogen) 
3. dem Teilnehmerbogen 2 (problemeinschäuungsbogenl. 
Die Grundidee ist: lehrkräfte erhalten durch die ausgefüllten 
Teilnehmerbogen 1 und 2 differenzierte Einschätzungen des 
eigenen Unterrichts und der Lehrgangsbedingungen sowie der 
Probleme der Teilnehmer. Sie vergleichen diese mit ihrer eigenen, 
im Dozentenbogen vorzunehmenden Beurteilung dieser Kom­
plexe. Durch die vorhandenen übereinstimmungen oder Diskre­
panzen werden Interaktionen und Lernprozesse in Gang gesetzt 
und Schlüsse auf notwendige Veränderungen möglich. 
Die drei Fragebogen decken folgende Inhaltsbereiche ab: 
1) Der Dozentenbogen umfaßt mit 32 Fragen vor allem: Lern­

probleme einzelner Teilnehmer und der Gruppe; Schwer­
punkte der Unterricht$gestaltung und Belastungen des 
Dozenten; erschwerende und wünschenswerte Rahmenbedin· 
gungen sowie Fragen zum Fach und zur Beurteilung der FLE. 

2) Der Teilnehmerbogen 1 (Lehrgangseinschätzungsbogen) ent­
hält 65 skalierte Aussagen; die meisten von ihnen werden 
vier Dimensionen des Unterrichts zugeordnet: 
1 .  Präsentation (Stoffdarbietung) 
2. Lernunterstützung 

3. Beziehung zwischen Dozent und Teilnehmern 
4. Höhe der Anforderungen. 

Eine weitere Dimension bildet das Klima in der Lehrgangs­
gruppe; daneben werden noch Gesichtspunkte der Lern· 
organisation und Bildungseinrichtung aus Teilnehmersicht 
erfaßt. 

3) Der Teilnehmerbogen 2 {Problemeinschätzungsbogenl enthält 
75 skalierte Aussagen, von denen die meisten zu sechs fakta­
renanalytisch abgesicherten Arten oder Dimensionen von 
Lernproblemen gehören: 
1 .  Probleme der Stoffverarbeitung 
2. Probleme der Lern- und Arbeitstechniken 
3. Probleme mit Prüfungs- und Leistungsangst 
4. Probleme im Bereich der Selbstunsicherheit 
5. Probleme mit der Selbstkontrolle des Lernverhaltens 
6. Probleme im Bereich der Leistungsmotivati on. 
Weitere noch erfaßte Einzelaspekte sind z. B. die berufliche 
Bedeutung des Lehrgangs oder das Auftreten privater und 
finanzieller Probleme im Zusammenhang mit der Weiter­
bildung. 

Die Fragebogen wurden unter Verwendung vorhandener Instru· 
mente aus dem Hochschulbereich und allgemeinen &::hulbereich 
(vor allem BRAUN u.a. 1977, DREESMANN 1976, KAHL 
1977, MODICK 1977, SCHOTT 1973, TREIBER u.a. 1977, 
WINTELER 1977) sowie aus der beruflichen Rehabilitation 
(z. B. HEIM 1978 oder LUDWIG u. FISCHER 1975) ent· 
wickelt und in einem mehrstufigen Verfahren erprobt und 
überarbeitet. I n  die Erprobung der einzelnen Fassungen waren 
insgesamt über 100 Lehrgänge der Umschulung, Fortbildung 
und Rehabilitation mit über 1500 Teilnehmern und mehr als 
150 Lehrkräften einbezogen. Die statistische Absicherung er­
folgte über Faktoren- und Itemanalysen sowie Varianz· und 
Diskrimi nanzanal ysen. 

Als Einsatzbereich der Fragebogen sind vor allem mittel· und 
längerfristige berufsbildende Maßnahmen (ab ca. 6 Wochen) der 
Fortbildung und Umschulung geeignet. Besonders nützlich dürfte 
das Instrument für Lehrgänge mit höheren Anteilen lernunge­
wohnter, bildungsbenachteiligter Personen sein oder für Lehr· 
gänge mit hohen Abbruchquoten ohne ausreichende Abklärung 
der Ursachen. 
Hauptverwender der FLE werden die Lehrkräfte sein: Sie sind 
unmittelbar mit den Problemen der Lernenden konfrontiert, 
können diese mit Hilfe der Fragebogen genauer eingrenzen und 
sie durch ihre Unterrichtsgestaltung und den laufenden persön­
lichen Kontakt wesentlich beeinflussen. Aber auch für Psycho­
logen, Sozialpädagogen oder weiteres Beratungs- und Betreuungs­
personal in Einrichtungen der beruflichen Erwachsenenbildung 
dürften die Fragebogen von Interesse sein: 
o Sie können die Fragebogen für eine Zusammenarbeit mit oder 

Fortbildung von Lehrkräften nutzen_ Aufgrund ihrer psycho­
logisch-diagnostischen Kompetenz wäre es ihnen auch mög­
lich, Lehrkräfte auf die Verwendung der FLE vorzubereiten 
und sie bei der Dateninterpretation zu beraten. 

o Für Zwecke der Individualdiagnostik kann von ihnen insbe­
sondere der Teilnehmerbogen 1 (problemeinschätzungsbogen) 
als ein Grundraster eingesetzt werden. Die gewonnenen 
Daten können dann durch · weitere diagnostische Methoden 
gegebenenfalls ergänzt werden. 

Erste Erfahrungen mit den 
Fragebogen zu Lernproblemen Erwachsener (FLE) 

Nach Veröffentlichung der Fragebogen Ende 1982 zeigte sich 
eine erfreulich große Resonanz: Innerhalb eines halben Jahres 
wurden etwa 220 Informationsfassungen (jeweils ein Exemplar 
der drei Fragebogen) sowie etwa 150 Ei nsatzfassungen (Klassen­
satz mit 25 Exemplaren zur Gruppendiagnostik) beim Bundes­
institut für Berufsbildung angefordert. Die hohe Zahl zeigt deut­
lich das große Informationsbedürfnis und den erheblichen 
Problemdruck, dem viele Institutionen der beruflichen Erwach­
senenbildung ausgesetzt sind. 
U m  einen etwas genaueren Eindruck davon zu bekommen, wie 
dieses Konzept von der Bildungspraxis aufgenommen wird, 
wurde direkter Kontakt mit etwa 15 Bildungseinrichtungen 
aufgenommen. In einigen kürzeren Seminarveranstaltungen 
wurden ergänzende Informationen zu diesem Ansatz gegeben, 
Erfahrungen ausgetauscht und den Fragen nachgegangen, aus 
welchen Grunden die FLE angefordert wurden, wie damit gear­
beitet wurde und welche flankierenden Maßnahmen sinnvoll 

"'" 
Ausbildungsvertrag 

Diese DarStellung ist dem BI Bß-Poster "Berufsausbildung 
in Betrieb und Schule (Duales System)" entnommen, das 
beim Referat Presse- und Veröffentlichungswesen des 
Bundesinstituts für Berufsbiklung zu beziehen ist. 
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und gegebenenfalls notwendig sind. um eine möglichst effiziente 
Nutzung dieses Instruments zu ermöglichen. 
All Ergebnis dieser Untersuchungen können fol�nde Aussagen 
gemacht werden: 

Auch wenn die FLE vorwiegend für die Hand der Lehrkräfte 
gedacht sind, dürfte tür ihre Einführung zunächst die Gruppe 
der Entscheidungsträger (leiter der Institutionen, einzelner 
AUlblldungdlereiche oder pädagogiSChe Leiter) maßgebend 
sein. Di, Erfahrungen zeigen, daß die FLE nur dann breiteren 
Eingang in die Bildungspraxis findefl und zu Konsequenzen 
struktu,..Uer Art führen. wenn die EntscheidullgSträger der 
Thftmatik "lernprobleme" und dln" Fortbilwng ihres lehr­
personals gegeniiber aufge5Chlouen sind oder werden und 
erkennen, dilß sie mit den FlE ein praktikilbles Hilfsmittel 
erhalten, um die Situation im Lehrgang differenzierter als 
bisher einzuschätzen. 
Dem großen Informationsbedürfnis und erheblichen Problem· 
druck steht bei den meisten Lehrkräften eine weitgehende 
Unsicherheit und Unvertrautheit in der Anwendung von 
InsulJmenten der pädagogiJehen Diagnostik gegenüber. Die 
schriftlichen Informationen zu den F LE reichten häufig ruT 
Elnfilhrung nicht aus - dabei in zu beriicksichtigen, daß die 
Lehrkräfte in der Regel keine pädagog;$l:;he Ausbildung 
haben. Für Oozenteß/Theorielehrer ist der Zugang zU cSem 
Kategoriensyrtem der FLE weniger schwierigah für Ausbilder! 
Meister: eei letzteren traten häufiger Schwierigkeiten 8\Jf, 
sich ohne fremde Hilfe mit dem Konzept, mit den Einsatz­
modalItäten und der Auswertung vertraut zu machen. 
Als eine Hemmschwelle für den Einsatz der FLE erwies sich 
In verschiedenen Fällen der Zeltaufwend - weniger für die 
DurChfOhrung in der Klasse als fOr die manuelle Auswertung 
der Gruppendiagnostik (etwa 2 bis 4 Stunden!. In diesem 
Zusammenhang wurde häufiger Interesse en den vom Bundes­
innitut vorge�henen DV-Auswerrungshllfen geäußert. Für 
künftige Verwender stehen ab 1984 benunerfreundliche Aus­
wertungsprogramme für verbreitete Mikrocomputertypen 
und Gr08reehnef zur Ve.-füw.Jng, die den Zeitaufwand erhlb­
lieh reduzteren und die Aussagegel\iluigkeit erhöhen. 
Bei der Diskussion der F LE und der Thematik "lemprobleme" 
wurde von Lehrkräften häufiger die Dringlichkeit der Behe' 
bung elementarer Mängel in der beruflichen Weiterbildung 
unterstrichen; Mangelhafte Teilnehmerauswahl durch das 
Arbeitsamt, unzureichende finanzielle Förderung mit fehlen­
dem Lernanreiz sowie schlechte oder unklare Arbeiumar1c:t­
aussiChten ffir Absolventen. Bemühungen, Lernprobleme zu 
erfassen und anzugehen, werden bei dieser Sicntweise erst 
dann als stärker erfolgverspr-echend anQe$6hen, wenn gleich­
zeitig auch Verbesserungen in den vorgenannteO Problem· 
bereichen erreicht werden können. 
BII dln Informations· und Beratungsaktiviti'iten in BildUngs· 
einrichtungen haben sich die vom BIBB entwickelten "Fall­
stUdien zu lernproblemen" als sehr erlolgreich erwiesen. Sie 
bieten einen geeigneten Weg, um die meist nicht pädagogisch 

r:?< - - - - - - - - - - - - - - � 

1 *) Die "Fragebogen zu lernproblemen Erwachsener" wer- I 
den vom Bundesinsti1lJt für Berufsbildung in zwei Fas· I I sungen gelidert: 

I I, Informationsfa:s:sung (gebundene$ 1 bemplar mit Textteil und Abdruck 
I aller Unttlrlagen) 0 DM 13,- I 
I Einlltzfassung (Informationsfassung I I und Unterlagen für 3 Einsäue I bei Je 25 Teilnehmern 0 DM 42,-

I Bitte richten Sie Ihre Bestellung an das Bundesinstitut I 
I für B&rufJbildung - Pra�erat - Fehrbemner Platz 3, I 
L
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ausgebildeten lehrkräfte der beruflichen Erwachsenenbildung 
zu einer differenzierten Analyse von Lehr- und lernsituatio· 
nen anzuleiten, sie zu den FLE als einem Inm-ument der 
Problemdiagnose hinzuführen und ihnen mögliche Vorgehens­
weisen zur Problem[ösung zu vermitteln. Die ergänzend dazu 
entwickelten Hintergrundmaterialien zu einzelnen Bereichen 
(zu Fragen der lernmotivation, der Leistungsangst, zu Ver­
ständnisproblemen und den ASp&k:ten der Unterrichtsgest.l­
tung �ie des Gruppen· und Innitutionsklimasl dürften 
dazu beitragen, die meist komplexeren Zusammenhänge und 
Wechselwirkungen zwischen Lernenden, Lehrenden und 
$UukturelVorganisatorischen Bedingungen der Lernumwelt 
bei der Problementstehung zu erkennen und zu beeinflussen. 
Um eine intensive Auseinandersetzung der L�rkräfte mit der 
Thematik "Lernproblem." und den entwickelten Konzepten 
zu bewirken, sollten die schriftlichen Hilfen durch personale 
Maßnahmen der Lehrkräftelnforrnatlon bzw. ·fortbildung 
ergänzt werden. Bisher durChgeführte Seminare zeigen, daß In 
der Gruppensituation durch das Vorgehen erfahrener Leiter 
und die Interaktion zwischen dtm Lehrkräften wichtige Sensi­
bilisierungs- und Lernprozesse ausgelost wurden, die eine gute 
Grundlilge für weitere Aktivitäten bilden. Erfahru� mit 
Bl!I"atungerl einrelne.- Institutionen zeigaß, dllß mit den FLE 
eine Abstimmung der Lehrkräfte auf ein gmleinwnes Ziel. 
auf Basis-Einstellungen erreicht werden kann. Wesentlich 
dabei ist, daß das weit verbreitete iooiviooumzentrierte Erklä­
rungsmU5ter, daß die Ursachen für lernprobleme nur bei den 
Teilnehmern liegen, aufgebrochen wird und die gesamte Lehr· 
und Lernsituation einschließlich des Lehrerverhaltens, der 
Gruppenstruktur und der B.dlngungen des Lernumfeldes In 
die Betrachtung einbezogen wird. 
Ober die Verwendung der FlE durt:h profes&ionelle Berater, 
wie Psvchologen oder SoZialpädagogen, liegen dem Bundes­
institut biöher nur wenige Informationen vor - es wurden 
hierzu auch keine speziellen Untersuchungen vOf"genommen. 
Wo die F LE zur Einzelfalldiagoostik herangezogen wurden, 
haben sie sich als aussagekräftiges Instrument zur schnellen 
Sichtung (Screening) der Problemsi1lJation einzelner Teil­
nehmer, Lehrkrafte oder ganzer Lerng-uppen erwiesen. Es 
kann dann in Gesprächen oder teilnehmender Beobachtung 
den jeweiligen Ursachen und Ansatzpunkten weiter nach­
gegangen werden. 

Es besteht Einigkeit bei allen mit diesen Fragen Befaßten dar­
über, daß eine Diagnose der lernprobleme allein nicht ausreicht, 
um die EnUtehung von Problemen zu vermeiden bzw. vorhan­
dene Probleme zu lösen - Diagnose ist eine notwendige, aber 
niCht allSfeichende Bedingung des Abbauet von Lemproblemen. 
Oiagnonik muß Folgen haben! In vielen Bildungseinrichtungen 
bnteht Interesse an Möglichkeiten und Hillen zur Lernförderung 
bei Lernprobtemeo, und auch die wichtige Rolle der Fortbildung 
des Lehrpersonals auf diesem Gebiet wird häufiger unterstrichen. 
Betont wird aber auch der problemV&rstärkende Effekt der redu· 
zierten finanziellen Förderung und ck!r ungewissen Arbeitsmarkt· 
chancen für das Lernen und das Lehren und die Notwendigkeit 
für die Verantwortlichen, auch an diesen Punkten Veränderun· 
gen vorzunehmen. 
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tatsachen · hinweise · ergebnisse · materialien · anregungen 

Liebe LeseriImen, 
liebe Leser, 
in einer kürzlich durchgeführten 
Repräsentativumfrage wurden 
Elternmeinungen über die 
zukunttsträchtigsten Ausbildungs­
wege ihrer Kinder erforscht. Auf die 
Frage, welcher Schulabschluß ihrer 
Meinung nach die beste Vorausset­
zung bietet, um später einen 
Arbeitsplatz zu bekommen, nann­
ten 51 % das Abitur; nur 7% gaben 
den Hauptschulabschluß an. Das 
Abitur hält eben zwei Wege offen, 
nämlich in Studium und Beruf. Der 
Weg über die Hauptschule und eine 
abgeschlossene Berufsausbildung 
in den Beruf wird entsprechend 
niedriger bewertet. 

Der Hauptausschuß des Bundes­
instituts für Berufsbildung, Bera­
tungsorgan der Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der beruf­
lichen Bildung, hat in der Frage der 
Gleichwertigkeit beruflicher und 
allgemeiner Bildung Nägel mit 
Köpfen gemacht. Seine Forderun­
gen, an die Bundes- und an die 
Länderregierungen gerichtet, las­
sen in ihrer Konkretheit auch jenen 
keinen Ausweg, die die Gleichwer­
tigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildung lediglich als konsequen­
zenlose Parole vor sich hertragen: 

1. Wer eine mindAstens zweijäh­
rige BerufsauslJildung erfolg­
reich abschließt, erhält den Mitt­
leren Bildungsabschluß (Real­
schulabschluß, Fachoberschul­
reife) zuerkannt. 

2. Wer die Meisterprüfung im 
Handwerk oder die Industrie­
meisterprüfung oder eine ent­
sprechende Fortbildungsprü­
fung im kaufmännisch-verwal­
tenden Berufsfeld (z. B. Fach­
wirt) erfolgreich besteht, erhält 
die Zugangsberechtigung zum 

Ein Instrument zur gezielten Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: 

Bildungsmaßnahmen im 
Auftrag der Arbeitsämter 
Berufliche Weiterbildung als Instrument gegen die Arbeitslosigkeit 
wird von den Arbeitsämtern immer stärker eingesetzt. Die regionalen 
Unterschiede sind jedoch beachtlich: Während in einem Arbeitsamt­
bezirk nur knapp 1 % der Arbeitslosenin den von denArbeitsämtem in 
Auftrag gegebenen Bildungsmaßnahmen qualifiziert wurden. waren 
es in einem anderen gut23 %. Diesisteines der Ergebnisse einer Unter­
suchung des Bundesinstituts für Berufsbildung. in der erstmals die 
Bildungsmaßnahmen der 142 Arbeitsämter. die sogenannten ' Auf­
iragsmaßnahmen" für das Jahr 1982 nach Arbeitsamtbezirken und 
ausgewählten Merkmalen der Bildungsmaßnahmen analysiert 
werden. 
In der Förderung der beruflichen 
Bildung nach dem Arbeitsförde­
rungsgesetz (AFG) wird zwi­
schen 'Auftragsmaßnahrnen' und 
'freien Maßnahmen' unterschie­
den. Bei den freien Maßnahmen 
handelt es sich um das von Bil­
dungsträgern initiierte Angebot, 
das die Arbeitsverwaltung für die 
von ihr geförderten Teilnehmer 
nutzen kann. Bei Auftragsmaß­
nahmen liegt dagegen die Initia­
tive für die Organisation und 
Gestaltung des Bildungsangebo­
tes bei der Arbeitsverwaltung. 
Die Untersuchung geht auf die 
Entwicklung, die Merkmale und 
Probleme von Auftragsmaßnah­
men ein: 

• Im Zusammenhang mit der 
schrittweisen Verlagerung der 
AFG-Förderung auf die 
Arbeitslosen, die von Arbeits­
losigkeit Bedrohten sowie die 
Arbeitnehmer ohne Berufsab­
schluß (Haushaltsstrukturge-

setz 1976, ArbeHsförderungs­
Konsolidierungsgesetz 1982, 
Haushaltsbegleitgesetz 1984) 
nahm der Anteil der (in der 
Regel) arbeitslosen . Teilneh­
mer an Auftragsmaßnahmen 
stark zu. 1982 wurde nahezu 
jeder zweite AFG-geförderte 
Teilnehmer in Auftragsmaß­
nahmen weitergebildet. 

[J Durch den Einsatz von Auf­
tragsmaßnahmen verstärken 
sich die Einflußmöglichkeiten 
der Arbeitsverwaltungauf den 
Weiterbildungsmarkt; gegen­
über der Nutzung des freien 
Angebots wird ihr Einfluß auf 
Planung, Organisation und 
Durchführung von Bildungs­
maßnah men direkter (wie 
z. B.  auf die Gestaltung des 
regionalen Bildungsangebots 
und der Infrastruktur für Wei­
terbildung oder die Auswahl 
und Kontrolle der Teilneh­
mer). _ 

aus: "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" IlI! 1 
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Studium an einer Fachhoch­
schule. 

Die Forderungen gehen von der 
Feststellung aus, daß eine Gleich­
wertigkeit nur tür Ungleichartiges 
gefordert werden kann. Sie betonen 
damit den eigenständigen Bil­
dungs wert der beruflichen A us- und 

. Weiterbildung, der in der Bildungs­
geschichte vielfach belegt ist. Sie 
verfolgen damit die gesellschaft­
liche Aufwertung der Facharbeiter-, 

. Gesellen- und Kaufmannsausbil­
dung. Wer auf Festreden gern den 
Satz "Ehrt eure deutschen Mei­
ster . . .  " verwendet, kann nun zei­
gen, wie ernst er es damit meine 

Sollten die Kultusminister dieser 
Empfehlung folgen, könnte die 
berufliche Bildung eine echte Alter­
native zur gymnasialen Bildung 
werden: 
Wenn tür Eltern deutlich wird, daß 
auch der Weg über die berufliche 
Bildung ihren Kindern alle Chan­
cen einschließlich des Studiums 
offen hält, müssen sie sie nicht um 
jeden Preis im Lebensalter von 
10 Jahren aus Sorge um die Zukunft 
ins Gymnasium treiben. 
Der Weg über die Hauptschule, eine 
abgeschlossene Berufsausbildung, 
die Bewährung im Beruf und die 
M eisterprü!ung könnten auch dann 
genutzt werden, wenn am Ende 
doch ein Studium angestrebt wird. 
In diesem Jahr hören wir, daß über 
40% der Abiturienten nicht sofort 
studieren wollen. Viele von ihnen, 
und zwar ein gutes Viertel, sind 
unschlüssig, ob sie überhaupt stu­
dieren sollten. Die Frage liegt nahe: 
Hätten sie überhaupt das Gymna­
sium gewählt, wenn ihnen der Weg 
zum Studium auch über die beruf­
liche Bildung offengestanden 
hätte? 
Folgten die zuständigen slaatlichen 
Stellen der Empfehlung des Haupt­
ausschusses, so ergäben sich auch 
andere, seit langem vergeblich 
erhoffte Änderungen: 
- Die über Ausbildung und Beruf 

zur Hochschule strebenden jun­
gen Menschen müßten sich nicht 
mehr in allgemeinbildenden 
Abendkursen bescheinigen las­
sen, daß allgemeine Bildung 
doch einen höheren Wert hat als 
berufliche. 

- Die Hochschulen müßten sich in 
ihrem Lehrangebot auf eine neue 
an den Bildungsgütern der 
Arbeitswelt qualifizierte Hörer-

IIl/2 

schaft einstellen. Deren Engage­
ment und Kritikfähigkeit könnte 
dazu beitragen, die Hochschu­
len näher an die Praxis, an die 
Wirtschafts- und Berufswelt 
heranzuführen. Eine Über/lu­

·tung der Hochschulen durch 
Handwerks- oder Industriemei­
ster braucht niemand zu 
befürchten. Was diese Studen­
ten von der Hochschule forder­
ten wäre eine an den Bedur/nis­
sen der Praxis orientierte akade­
mische Aus- oder Weiterbil­
dung. 

Weiterkommen wird man nur 
gemeinsam! Eine Reihe von Län­
dern, so Niedersachsen, Baden­
Württemberg, BerUn, Hessen, Nord­
rhein-Westfalen hat sich auf den 

: Weg gemacht, die Gleichwertigkeit 
beruflicher Bildung in kleinen 
Schritten zu erreichen. Sie müssen 
nun die entscheidenden Schritte bei 
der GLeichstellung der Abschlüsse 
und beim Hochschulzugang tun. 
Eine anachronistische Hürde bietet 
nach wie vor das öffentliche Lauf­
bahnrecht. Hier ist der Bund am 
Zuge. 
Auch die Wirtschaft ist gefordert: 
Die außerschulische berufliche Bil­
dung im dualen System und in der 
betrieblichen Weiterbildung kann 
noch erheblich attraktiver gestaltet 
werden. Zusatzangebote zur Aus­
bildung, wie sie beispielsweise die 
überbetrieblichen Berufsbildungs­
stätten des Handwerks bieten kön� 
nen, eröffnen auch Kleinbetrieben 
bessere Aus- und Weiterbildungs­
möglichkeiten. Der Handwerksge­
selle mit zusätzlichen kaufmänni­
schen Qualifikationen, der Kauf­
mann mit zusätzlichen Kenntnis­
sen und Fertigkeiten in neuen Tech­
nologien; es gibt vielfältige Mög­
lichkeiten, die man nutzen sollte. 
Eine klarere Konturierung der kauf­
mannischen Fortbildungsmöglich­
keifen, ähnlich der Meisterebene in 
Industrie und Handwerk, würde 
ebenfalls dazu beitragen, die 
betriebliche Alternative zum Stu­
dium attraktiver zu gestalten. 
Für die Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung im dualen 
System ist die Frage der Gleichwer­
tigkeit von außerordentlicher 
Bedeutung. Der gegen Endeder80er 
Jahre einsetzende Wettbewerb zwi­
schen den Bildungseinrichtungen 
in Betrieben, Schulen und Hoch­
schulen wird nicht zuletzt dadurch 

entschieden werden, welcher gesell­
schaftliche Stellenwert -dem: beruf­
lichen gegenüber dem gymnasialen 
und akademischen Bildungsweg 
eingeräumt wird. Der Hauptaus­
schuß des Bundesinstituts für 
Berufsbildung hat den Weg zur Auf­
wertung der beruflichen Bildung 
gewiesen. Jetzt ist es an der Politik, 
diesen Weg zu gehen. 

Dr. Hermann Schmidt 
- Generalsekretär -

• Die mit den Auftragsmaßnah­
men gegebenen Steuerungs­
möglichkeiten der Arbeitsver­
waltung im Bereich der beruf­
lichen Weiterbildung können 
nur realisiert werden, wenn 
von seiten der Arbeitsverwal­
tung ein Mehr an Zeit, Perso­
nal, Fachkompetenz und 
Informationen für die Pla­
nung und Gestaltung von Auf­
tragsmaßnahmen eingesetzt 
wird. 

Der quantitative Überblick über 
die Auftragsmaßnahmen des J ah­
res 1982 zeigt unter anderem, daß 

11 jeweils circa ein Drittel der 
Teilnehmer auf Umschulung, 
Anpassungsfortbildung sowie 
auf Informations-/Ubungs­
und Trainingsmaßnahmen 
entfallen; 

• die privaten Träger mit über 
einem Drittel der Teilnehmer 
die meisten weiterbilden, 
gefolgt von den Arbeitneh­
merorganisationen mit einem 
Viertel der Teilnehmer; 

11 die Maßnahmeziele vor allem 
im Bereich der Fertigungs­
berufe sowie bei den Verwal­
tungs- und Büroberufen lie­
gen; 



G für ein Viertel der Teilnehmer 
keine Prüfung stattfindet und 
über ein Drittel durch die 
Maßnahmeträger geprüft 
wird; nur für eine Minderheit 
sind die Kammern (IHK/ 
HWK) prüfende Stellen; 

tiJ der Schwerpunkt bei den 
Kurzzeitmaßnahmen liegt; 
nur ein gutes Fünftel der Teil­
nehmer nimmt an Maßnah­
men teil, die über ein Jahr 
dauern. 

Auf dreißig, z. T. farbigen Karten 
wird die Teilnehmerstruktur für 
die einzelnen Arbeitsamtsbe­
zirke nach Maßnahmearten, Trä­
gern, Berufsbereichen, Prüfen­
den Stellen sowie nach Dauer 
und Kosten der Maßnahmen mit 
Hilfe von Diagrammen ver­
anschaulicht. Zum Teil werden 
die Ergebnisse der Teilnehmer­
analyse vor dem Hintergrund der 
regionalen Arbeitslosenquote 

- dargestellt. Auf der Grundlage 
der Ergebnisse für die Landes­
arbeitsamtsbezirke Nordrhein­
Westfalen und Baden-Württem­
berg wird die Beteiligung von 
Männern und Frauen an Auf­
tragsmaßnahmen verglichen. 

Der Bericht "Berufliche Weiter­
bildung und Arbeitslosigkeit. Bil­
dungsmaßnahmen im Auftrag 
der Arbeitsämter" von Edgar 
Sauter, Günter Waiden, Richard 
von Bardeleben, Heinrich Krü­
ger, Helena Podeszfa, Andrea 
von Simons und Brigitte Sowade 
ist als Heft 47 der Reihe "Materia­
lien und statistische Analysen zur 
beruflichen Bildung" erschienen 
und beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung, Referat Presse­
und Veröffentlichungswesen, 
1000 Berlin 31,  gegen eine 
Schutzgebühr zu beziehen. 

s 
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Tarifliche Ausbildungs­
vergütungen 1983 
Bei 587,- DM pro Monat lagim letzten Jahr die durchschnittliche Aus­
bildungsvergütllng bezogen auf die gesamte Ausbildungszeit. Dies 
ergab eine Untersuchung des BIBB, in der rd. 170 stark besetzte Aus­
bildllngsberufe tarifvertraglichen Ausbildllngsvergütungen zugeord­
net wurden. 

In den erfaßten Berufen sind 93 % aller am 31.12. 1982 registrierten 
Auszubildenden vertreten. 10 % dieser Jugendlichen erhalten Ausbil­
dungsvergütungen von weniger als 450,- DM, mehr als drei Viertel 
(78%) zwischen 450,- DM und 700,- DM und 12% mehr als 
700,- DM. 

Die niedrigsten Ausbildungsver­
gütungen werden im Damen­
schneiderhandwerk mit 
191,- DM und im Friseurhand­
werk mit 305,- DM gezahlt. In 
diesen typischen Mädchenberu­
fen werden rd. 5 % der erfaßten 
Lehrlinge ausgebildet. 

Für knapp 6 %  der Auszubilden­
den liegen die Vergütungen über 

Prozentuale Verteilung 
der erfaBten Auszubildenden 
auf in DM-Intervalle 
gestaffelte Ausbildungs­
vergütungen nach 
Ausbildungsbereichen 
1983 

200 300 

900.- DM. Dies gilt vor allem für 
die gewerblichen Lehrlinge im 
Bergbau und im Bauhauptge­
werbe sowie die angehenden Ver­
sicherungskaufleute. Die Spitze 
der Vergütungsskala nimmt der 
Bergmechaniker mit einer 
monatlichen Vergütung in Höhe 
von 1008,- DM ein. 

-

Berufe 

Handel 

1000 DM 
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Wie aus den Abbildungen 1 und 2 
deutHch hervorgeht, bestehen 
relativ große Unterschiede im 
Vergütungsniveau der Ausbil­
dungsbereiche. In Industrie und 
Handel werden mit653,- DM die 
höchsten Vergütungen erreicht, 
während im Handwerk mit 
durchschnittlich 512,- DM die 
niedrigsten Vergütungen zu ver­
zeichnen sind. Damiterhalten die 
Auszubildenden in Industrie und 
Handel um 28% höhere Ver­
gütungen als die Auszubildenden 
im Handwerk. 

Die durchschnittlichen Ausbil­
dungsvergütungen in den 10 am 
stärksten besetzten Ausbildungs­
berufen sind in Abbildung 3 dar­
gestellt. 
Es ist zu berücksichtigen, daß die 
angegebenen Werte Durch­
schnitte über die jeweilige Aus­
bildungsdauer sind, und daß auf­
grund des bestehenden Tarif­
systems regionale und branchen­
spezifische Abweichungen auf­
treten können. 

BtiWie/Kö 

Durchschnittliche 
Ausbildungsvergütungen nach 
Ausbildungsbereichen 1983 

- in DM -

� � 
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Kompetenter Umgang mit CNC-Werkzeugmaschinen: 

Lernen mit Hilfe von ClfC­
Simulatoren 
Es ist unbestritten: Zusätzliche 
Kenntnisse und Fähigkeiten sind 
erforderlich, um mit den CNC­
Werkzeugmaschinen kompetent 
umzugehen. Diese neuen Quali­
fikationen lassen sich zu einem 
guten Teil (und viel kostengün­
stiger) mit Hilfe von CNC-Simu­
latoren vermitteln. Zu diesem 
Schluß führt ein vom BIBB 
gemeinsam mit Ausbildungs­
betrieben durchgeführtes Pro­
jekt zur Entwicklung von Ausbil­
dungsmitteln für die CNC-Tech­
nik. Jetzt wurde begonnen, diese 
Idee umzusetzen. 
Ein handelsüblicher Personal­
computer mit CNC-Tastatur und 
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grafisch-dynamischer Darstel­
lung der Werkstückbearbeitung 
bildet den "Kern" des Simulators. 
Er soll letztlich so ausgelegt wer­
den, daß mit ihm das Einrichten 
und Programmieren, derTestlauf 
und die automatische Fertigung 
an CNC-Dreh- und Fräsmaschi­
nen grundsätzlich gelernt wer­
den kann und damit der Aus­
zubildende auf den Umgang mit 
realen Produktionsmaschinen 
gut vorbereitet wird. Und nicht 
nur dies: Mit CNC-Simulatoren 
lassen sich unterschiedliche For­
men der Arbeitsorganisation und 
der Kooperation leichter in der 
Ausbildung verwirklichen und 

Die Ausbildungsvergütungen 
in den 10 am stärksten 
besetzten Ausbildungs­
berufen 1983 

- in DM -

üben. So trägt er auch auf dieser 
Ebene zur Qualifizierung bei. 

Für das Drehen liegt bereits ein 
technisch und didaktisch interes­
santes Simulationsprogramm 
vor, das demnächst in einem 
ersten Durchlauf ebenfalls von 
Auszubildenden erprobt werden 
soll. Dann - im anschließenden 
Projekt - wird der Ausbau des 
CNC-Simulators (FertigstelIen 
des Drehens und Erarbeitung der 
Fräs-Simulation) fortgesetzt und 
schließlich seine Leistungsfähig­
keit für die Ausbildung systema­
tisch überprüft werden. 

(Weitere Informationen: Chri­
stian Buchholz (BIBB/5.2, 030 
86 83 421) 

Lr 
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Hilfe bei der Anerkennung von Aussiedlerzeugnissen: 

Studie über berufliche 
Bildung und ber,dUche 
Qualifikation in der DDR 
In den vergangenen fünfzehn Jahren sind weit über 200 000 Personen · 
aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland einschließlich Ber­
Ho (West) zugezogen. Allein im laufenden Jahr ist die Zahl bereits auf 
über 2S 000 angestiegen. Nahezu ein Drittel waren Erwerbspersonen. 

Wenn auch keine Angaben über deren Altersstruktur und Bildungs­
niveau vorliegen, so lassen doch die verfügbaren Zahlen erkennen, 
welchen Umfang die Verfahren zur Anerkennung der in der DDR 
erworbenen beruflichen Qualifikationen angenommen haben. Diese 
Anerkennung ist wesentliche Voraussetzung für die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Eingliederung des aus der DDR zugezogenen 
Personenkreises. Grundlage für die Anerkennung bildet gemäß § 92 
des Bundesvertriebenengesetzes die Gleichwertigkeit der in der DDR 
abgelegten Prüfungen mit entsprechenden Abschlüssen in der Bun­
desrepublik Deutschland. 

Eine Studie über die berufliche 
Bildung und die berufliche Quali­
fikation in der DDR hat das Bun­
desinstitut für Berufsbildung 

jetzt veröffentlicht. Die Studie 
soll dazu beitragen, die Tätigkeit 
der Anerkennungsbehörden in 
der Bundesrepublik zu erleich-

Projektausbildung - Modell­
versuch bei den 
Hoesch-Hüttenwerken 
Seit dem 1. Dezember 1982 füh-

, ren die Hoesch-Hüttenwerke 
einen Modellversuch: .,Leittext­
system für wechselnde, projekt­
artig aufbereitete ausbildungs­
gerechte Fertigungsaufgaben" 
für die Ausbildung der Betriebs­
und Maschinenschlosser durch. 
Das Ausbildungssystem der 
Hoesch-Hüttenwerke hat die 
Besonderheit, daß nach einer 
Lehrgangsausbildung im 1. Jahr 
in den beiden Lehrwerkstätten 
von den Auszubildenden richtige 
Arbeitsaufträge für die Hütten­
werke oder sogar externe Auf­
traggeber .ausgeführt werden. 

Die Lehrwerkstatt arbeitet 
hierzu als eigenständige Schlos­
serei und verfügt zusammen mit 
den Sozialbetrieben über eine 
eigene Konstruktionsabteilung. 

Angeregt durch das Leittext­
system in der Ausbildung der 
Stahlwerke-Peine-Salzgitter AG 
(Lehr-Lern-System Hobby­
maschine) wird bei Hoesch ein 
Leittextsystem entwickelt, das 
nicht an bestimmte Produkte 
gebunden ist, sondern die selb­
ständige Arbeitsabwicklung für 
unterschiedliche Arbeitsauf­
träge anleiten kann. 

terno Sie gibt einen Überblick 
über die Entwicklung des Bil­
dungswesens in der DDR, insbe­
sondere über das System der 
beruflichen Bildung, wobei Fra­
gen behandelt werden, wie 

- das Recht auf Bildung, 
- von der Schule zum Ausbil-

dungsvertrag, 
- die Systematik der Ausbil­

dungsberufe, 
- Grundberufe und berufliche 

Grundlagenfächer, 
- Inhalt und Organisation der 

Berufsausbildung, 
- das Prüfungswesen, 
- das Handwerk in der DDR, 
- die Ausbildung zum Meister in 

Industrie und Handwerk. 

Abschließend erfolgt ein Ver­
gleich der beiden Qualifikations­
ebenen des Facharbeiters und des 
Meisters in Industrie und Hand­
werk unter den Gesichtspunkten­
der §§ 92 und 71 des Bundes-

Die Leittexte dienen zum einen 
der Wiederholung und Vertie­
fung der Grundfertigkeiten, zum 
anderen dem Zeichnungslesen, 
der Arbeitsplanung und der Kon· 
trolle. Von diesen Leittexten 
erhofft man sich nicht nur eine 
weitere Systematisierung der 
bewährten Ausbildungskonzep. 
tion, sondern darüber hinaus 
auch die Förderung der Selbstän­
digkeit der zukünftigen Fach­
arbeiter. 
Es wird damit gerechnet, daß ab 
1985 Leittexte auch an anderen 
Ausbildungseinrichtungen zur 
Erprobung weitergegeben wer­
den können. Der Modellversuch 
wird vom Friedrichsdorfer Büro 
für Analyse und Planung in 
Sozial- und Bildungsbereichen 
wissenschaftlich betreut. 

DW 
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vertriebenengesetzes und des § 7 
Absatz 7 der Handwerksord· 
nung. 

Den in der Bundesrepublik 
Deutschland für die Anerken­
nungder in der DDR erworbenen 
beruflichen Zertifikate zuständi­
gen Behörden wird unter 
Berücksichtigung der im einzel­
nen erläuterten Auslegungskrite­
rien des Begriffs "Gleichwertig­
keit" eine Gleichstellung mit ent­
sprechenden Qualifikationen in 
der Bundesrepublik unter der 
Voraussetzung empfohlen, daß 
der Antragsteller als Ausgleich 
für längere Ausbildungszeiten in 
der Bundesrepublik den Nach­
weis über entsprechende Zeiten 
berufSpraktischer Bewährung 
führt. 

Der umfangreiche Anhang der 
Studie enthält als Hilfsmittel für 
die mit der Anerkennung Befaß­
ten erstmals alphabetische Ver­
zeichnisse aller Ausbildungs­
berufe ab 1960 mit vielen zusätz­
lichen Informationen; darüber 
hinaus Verzeichnisse der Hand­
werksberufe, Verzeichnisse der 
Fachrichtungen der Meister in 
Industrie und Handwerk sowie 
Auszüge aus einschlägigen, für 
die Berufsbildung in der DDR 
relevanten Gesetzestexten . . 

Die Broschüre ist im Rahmen der 
Veröffentlichungen des Bundes­
instituts über Ausbildungsgänge 
.und -abschlüsse in sozialisti­
schen Staaten - CSSR, Ungarn, 
UdSSR, Jugoslawien und Polen­
erschienen und kann, wie diese, 
gegen eine Sc�utzgebühr bezo­
gen werden beim Pressereferat 
des Bundesinstituts für Berufs­
bildung, Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Berlin 3 1  - Telefon: 030 -
8683280. 

G 
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Schuhmacher: 

Größerer Berufserfolg für 
die im Beruf Verbliebenen 
Für ausgebildete Schuhmacher, die trotz des Bedeutungsverlusts die­
ses Berufs in den 50er und 60er Jahren "bei ihrem Leisten geblieben 
sind", hat sich der Verbleib im Ausbildungsberuf offenbar ausgezahlt. 
Sie rangieren bei einer Reihe von Meßwerten, die die verschiedenen 
Aspekte des Berufserfolgs erfassen, deutlich vor ihren Kollegen, die 
nach der Ausbildung den Beruf gewechselt haben. 

Der Berufswechsel - bei den 
Schuhmachern haben 63 Prozent 
von allen Erwerbstätigen, die 
eine Schuhmacherlehre abge­
schlossen haben, angegeben, sie 
hätten inzwischen Ihrem erlern­
ten Beruf den Rücken gekehrt -
fand in der Regel nicht aus freien 
Stücken statt. Viele fanden als 
Schuhmacher keine Arbeit mehr. 
Oder sie verdienten im Vergleich 
zu anderen Arbeitsplätzen zu 
schlecht. Die Industrie lockte mit 
guten Löhnen. So sind viele aus­
gebildete Schuhmacher als Un­
oder Angelernte in der industriel­
len Produktion tätig. Und sol­
che Industriearbeitsplätze sind 
durch hohe körperliche Bela­
stungen, durch hohen Leistungs­
druck (Streß) und Monotonie 
gekennzeichnet. Nur wenigen 
gelingt der Aufstieg in eine Vor­
gesetztenposition. Und bei der 
fortschreitenden Rationalisie­
rung sind gerade diese Arbeits­
plätze besonders gefährdet. 
Dies ist nur ein Beispiel aus einer 
Analyse über Ausbildungsberufe 
und beruflichen Erfolg, die das 
Bundesinstitut für Berufsbil­
dung vorgelegt hat. Dabei wur­
den auf der Basis einer 1979 
gemeinsam mit dem Institut für 
Arbeitsmarkt- -und Berufsfor­
schung (lAB) der Bundesanstalt 
für Arbeit durchgeführten reprä­
sentativen Erhebung bei ca. 
30.000 deutschen Erwerbsperso­
nen die Berufswege und die 
aktuelle Beschäftigungssituation 
der Personen untersucht, die eine 
betriebliche Berufsausbildung 
abgeschlossen haben. 

Insgesamt 69 der am stärksten 
besetzten Ausbildungsberufe 
wurden miteinander verglichen. 
Als Maßstäbe dienten Dimensio­
nen wie Sicherheit des Arbeits­
platzes, beruflicher Aufstieg, Ein­
kommen, Flexibilität, die Arbeits­
bedingungen und Arbeitsbela­
stungen sowie Arbeitszufrieden­
heit. Die Bedeutung des Berufs­
wechsels spielt bei der Analyse 
eine wichtige Rolle. 
Das Bild, das gezeichnet wird, 
bezieht sich - das sei einschrän� 
kend gesagt, auf die Verhältnisse 
der Nachkriegszeit. Ein nicht 
unerheblicher Teil der 
Erwerbstätigen des Jahres 1979, 
die eine abgeschlossene Berufs­
ausbildung im dualen System 
(Lehre) vorweisen können, hat 
diese Qualifikation sogar vor 
Gründung der Bundesrepublik 
erworben. Die in den letzten Jah­
ren auftre"tenden Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt und die stark 
gestiegenen Ausbildungszahlen 
haben noch keine Berücksichti­
gung gefunden. Doch kann man 
aus den Erfahrungen der Vergan­
genheit wichtige Hinweise für 
zukünftige Entwicklungen und 
Möglichkeiten erhalten. 
Die Studie von RoIf Jansen und 
Thomas Clauß "Betriebliche 
Berufsausbildung und beruf­
licher Erfolg", Berichte zur 
beruflichen Bildung, Heft 65, ist 
gegen eine Schutzgebühr zu 
beziehen beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 3 1 . ' 

'an 
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Schaubilder erläutern Entwicklung in der 
Berufsbildung 

Die Verteilung der Auszubildenden 
auf Ausbildungsbereiche 
1950-1982 
- in Tausend -

Ausländer im Bundesgebiet 
zwischen 1974 und 1982 
-in 1!Io -
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Schaubilder über die Ent· 
wicklung der beruflichen Bil· 
dung in den vergangenen Jahren 
hat jetzt das Bundesinstitut für 
Berufsbildung veröffentlicht. Sie 
erläutern z. B. die Tendenzen bei 
der Verteilung der Auszubilden· 
den auf die Ausbildungsbereiche 
Industrie und Handel, Hand· 
werk, Freie Berufe, Öffentlicher 
Dienst und Landwirtschaft seit 
1950, die Konzentration der Aus· 

zubiIdenden in den Ausbildungs· 
berufen, die schulische Vorbil· 
dung der Auszubildenden, die 

. seit 1976 neuabgeschlossenen 
Ausbildungsverträge, die demo· 
graphische Entwicklung und vie� 
les andere mehr. (siehe Beispiele) 

Die Broschüre "Berufsbildung in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land, Schaubilder zu Ent· 
wicklungstendenzen im Ausbil· 
dungs· und Beschäftigungs· 
system" umfaßt insgesamt 
45 Grafiken. Sie ist beim Bundes· 
institut für Berufsbildung, Refe· 
rat Presse· und Veröffentli· 
chungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 3 1 ,  gegen 
eine Schutzgebühr zu beziehen. 

Wer 
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Fachkräftenachwuchs -
Zahlen machen Furore 
Zahlen entwickeln oft ein eigenes Gewicht, vor allem, wenn sie in die 
politische Diskussion eingehen: Von 5: 1 auf 1,5 : 1 soll sich das Ver­
hältnis zu Lasten des Fachkräftenachwuchses und zugunsten der 
Hochschulabsolventen bis zu Beginn der90er Jahre verschieben. Eine 
dra

"
matische und in der Tat bedenkliche Entwicklung - wenn sie so 

stimmt. 

Nehmen wir die Daten: 

• Ende der 70er Jahre bewegte 
sich die genannte Relation bei 
4 :  1 (1977: 470 000 Absolven­
ten des dualen Systems, Fach­
arbeiter, Gesellen, Kaufleute; 
120 000 Hochschulahsolven­
ten). 

• Mit den ersten geburtenstar­
kenjahrgängen - die bekannt­
lich zuerst die berufliche Bil­
dung erreichten und wegen 
der längeren vorherigen 
Schulzeit erst mit einer min­
destens dreijährigen Verzöge-
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rung die Hochschule - stieg 
die Relation auf 5 :  1 (1983: 
630 000 Absolventen des dua­
len Systems zu 135 000 Hoch­
schulabsolventen). 

• Nach dem Auslaufen der 
geburtenstarken Jahrgänge im 
dualen System (16-20jäh­
rige), wenn gleichzeitig die 
geburtenstärksten Jahrgänge 
die Hochschulen verlassen, 
sinkt die Relation auf ca. 3 : 1 
(580000 zu 200 000). Dieses 
zeitliche Zusammentreffen 
des "Berges von Hochschul-

absolventen" mit dem "Tal von 
betrieblich Ausgebildeten" 
liegt etwa in der Zeit von 1991 
bis 1994. 

Aufbedrohliche 1,5 : 1 kann man 
nur kommen, wenn man für 
Anfang der 90er Jahre von ledig­
lich rund 300 000 Absolventen 
des dualen Systems pro Jahr aus­
geht. Dies setzt einen Rückgang 
in diesem Bereich voraus, der 
weit über die demographische 
Entwicklung hinaus geht: Das 
duale System verlöre entgegen 
der langfristigen Tendenz gegen­
über anderen Bildungsgängen 
erheblich an Gewicht. Eine 
solche Entwicklung erscheint 
wenig realistisch. 

Noch eins: Wegen der zeitlichen 
Phasenverschiebung von Ausbil­
dung im dualen System und 
Hochschulausbildung dürfen 
nicht die Relationen in denjewei­
ligen Jahren verglichen werden, 
sondern nur die der jeweiligen 
Geburten-Jahrgänge. Tut man 
dies, so sieht alles viel undrama­
tischer aus: 

1 .  Seit Ende der 70er Jahre ist 
eine deutliche Verschiebung 
zugunsten der Absolventen 
des dualen Systems bei einem 
Abbau der Ungelerntenquote 
zu verzeichnen. 

2. Zwar nimmt auch der Teil der 
Hochschulabsolventen am 
Jahrgang zu, aber bei weitem 
nicht in dem Umfang, wie die 
Abiturientenzahlen zunächst 
erwarten ließen, 

3, Wegen der sehr positiven Ent­
wicklung im dualen System 
ergibt sich für die Dekade der 
80er Jahre insgesamt eine 
Relation von Fachkräften zu 
Hochschulabsolventen wie in 
den 70er Jahren von unverän­
dert 4 : 1. 

krAx 
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ZUR DISKUSSION 

Die berufliche Weiterbildung in Österreich nach dem 
Arbeitsmarktförderungsgesetz 

Das 1969 verabschiedete Arbeitsmarktfördetungsgesetz (AMFG) 
bildet die wichtigste Grundlage zur Durchführung der Arbeits· 
marktpolitik. Mit der Vollziehung des Gesetzes ist die Arbeits· 
marktverwaltung betraut, die mit ihren Maßnahmen im Sinne 
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Erreichung und Aufrecht· 
erhaltung der Vollbeschäftigung sowie zur Verhütung von 
Arbeitslosigkeit beizutragen hat. 

Die Arbeitsmarktförderung 

Einen wesentlichen Schwerpunkt des Gesetzes bilden die Aus· 
führungen zur Berufsberatung und Arbeitsvermittlung. Die 
gesetzlichen Richtlinien stellen hier vor allem auf die Freiwillig· 
keit der Inanspruchnahme dieser Dienste sowie deren Unentgelt· 
lichkeit und Unparteilichkeit ab. 
Einen weiteren Schwerpunkt des Gesetzes bildet ein umfangrei· 
ches 8eihilfensystem, durch das arbeitsmarktpolitisch erwiinschte 
Verhaltensweisen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern erreicht 
werden sollen. Im Unterschied wr 8undesrepublik besteht für 
die Gewährung der Beihilfen keinerlei Rechtsanspruch. Das 
AM FG wurde seit seinem Bestehen mehrmals novelliert. Die 
ersten drei Novellen brachten eine Erweiterung der arbeitsmarkt· 
politischen Instrumente im Hinblick auf regional· und struktur· 
politische Maßnahmen. 
Obwohl von der Mitte der 70er Jahre einsetzenden weltweiten 
ökonomischen Krise Österreich zunächst verschont blieb, war 
abzuschätzen, daß über kurz oder lang auch in Österreich mit 
steigender Arbeitslosigkeit zu rechnen sei. Dies führte dazu, daß 
der Arbeitsmarktpolitik erhöhte Bedeutung bei der Erfüllung 
des wirtschaftspolitischen Zieles der Voll beschäftigung zukam. 
Dies zeigte sich einerseits in einer zum Teil beträchtl ichen 
Erhöhung der zugeführten Mittel und andererseits in einer mehr· 
fachen Novellierung des AMFG. Die vierte Novelle im Jahre 
1976 brachte eine Verbesserung der Informationsmöglichkeiten 
der Arbeitsmarktverwaltung (AMV), und zwar die Verpflichtung 
zur rechtzeitigen Meldung über beabsichtigte Freisetzungen und 
der Einführung von Kurzarbeit sowie die Verpflichtung zur 
Meldung offener Stellen an die AMV. Die fünfte Novelle aus 
1978 ermöglichte der AMV den Zugriff auf zusätzliche finanzi· 
elle Mittel. Mit der sechsten Novelle aus dem Jahr 1979 wurde 
eine neue Beihilfe eingeführt, und zwar in der Form der Haftungs· 

übernahme für von 8etrieben aufgenommene Kredite zur Siehe· 
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Zugleich wurde das Frühwarnsystem durch die Erweiterung des 
Kreises der anzeigepflichtigen Betriebe und die Sanktionierung 
von Verstößen gegen die Verständigungspfl icht durch die 
Unwirksamkeit der davon betroffenen Kündigungen ausgebaut. 
Die achte Novelle aus 1982 brachte eine Erweiterung der Förde­
rungsbeihilfen und setzte zusätzliche Bundesmirtel zur Finanzie· 
rung derselben frei. Die neunte Novelle aus 1983 brachte Förde· 
rungsmöglichkeiten für arbeitsmarktpolitische Betreuungsein· 
richtungen, �ine Erweiterung der Förderung von Lehrausbildungs· 
plätzen sowie die Förderung von selbstverwalteten Unterneh· 
men. Im RClhmen dieses Beitrages ist besonders die Mobilitäts· 
förderung von Interesse. 

Die Mobilitätstörderung 

Die unter diesem Titel laufenden Maßnahmen erfassen sowohl 
die berufliche als auch die geographische Mobilität, wobei der 
Schwerpunkt allerdings auf der ersteren liegt. 

Im Gefolge der allgemeinen wirtschaftlichen Rezession sind 
insbesondere ungelernte und minderqualifizierte Arbeitnehmer 
vom Verlust des Arbeit:oplatzes bedroht, da im Regelfall die 
betrieblichen Substitutionskosten für �t ausgebildete Arbeit· 
nehmer höher liegen. Durch Förderungsmaßnahmen, die auf 
eine Ausbildung b�. Höherqualifizierung abzielen, sollen die 
Chancen auf eine Wiederbeschäftigung erhöht werden. Da die 
Probleme am Arbeitsmarkt vor allem eine Folge des Markt· 
versagens und technischen Fortschritts sind, ist zu bezweifeln, 
daß eine Verbesserung der Qualifikation der Arbeitnehmer 
wesentlich zu mittelfristigen, geschweige denn kurzfristigen, 
positiven Beschäftigungseffekten führen wird. Die Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Mobilität können unter den der' 
zeitigen ökonomischen Bedingungen hauptsächlich dazu bei· 
tragen, daß 

die Partizipanten an den verschiedenen Schulungsmaßnahmen 
die Zeit sinnvoll nutzen, in der keine Möglichkeit auf die 
Vermittlung eines Arbeitsplatzes besteht; 

durch gezielte Förderungsmaßnahmen innerbetrieblicher 
Schulungen Problembetriebe finanziell entlastet werden (d. h. 
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die Personalkosten werden zum Teil du'rch die öffentliche 
Hand übernommen) und somit in einem Teilbereich der 
bestehende Beschäftigungsstand gehalten werden kann. 

Im Ö5terreichischen AMFG sind im Gegensatz zum bu�des­
deutschen Arbeitsförderungsgesetz (AFG) die einzelnen Förde­
rungsmaßnahmen nicht deutlich voneinander abgegrenzt. Bezüg­
lich der Förderungsmaßnahmen zur Berufsausbildung sowie zur 
beruflichen Weiterbildung und Umschulung unterscheidet das 
AMFG nur zwischen Berufsausbildung für einen Lehrberuf 
(§  19 (1) a AMFG) und Ein-, Um- oder Nachschulung, Erleichte­
rung der Berufsausbildung (mit Ausnahme der Lehrberufe), 
Arbeitserprobung, Berufsvorbereitung, Arbeitstraining und 
berufliche Weiterentwicklung (§ 19 (1) b AMFG). 
Für die gemäß § 19 (1) b AMFG geförderten Schulungsmaßnah· 
men werden Beihilfen gewährt. Die Beihilfen für die Teilnehmer 
an den versch iedenen Maßnahmen zur beruflichen Aus· und 
Weiterbildung sowie Umschulung umfassen: 

(teilweisen) Ersatz der Teilnahme· und Beitragskosten; 
Ersatz der Reise·, Unterkunfts· und Verpflegungskosten; 
Beiträge zur Deckung der erhöhten Lebensunterhaltskosten 
(z. B. wegen eines getrennten Haushalts) bis zur Dauer eines 
Jahres; 
Beihilfen, welche die gesamten Lebensunterhaltskosten ab­
decken. 

Anerkannte BHdungseinrichtungen, welche die entsprechenden 
im Förderungskatalog enthaltenen Schulungen ct.Jrchführen, 
können Zuschüsse bis zu 100 Prozent des Personal- und Sach­
aufwandes erhalten. Ein Teil der Schulungsmaßnahmen wird 
al1erdings in den Betrieben durchgeführt. Betriebe, welche die 
Schulungsmaßnahmen ausschließlich im eigenen Interesse durch· 
führen, erhalten Beihilfen in der Höhe bis zu 50 Prozent des 
Personal· und Sachaufwandes. Erfolgen die Schulungsmaßnahmen 
nicht im ausschließlichen Interesse des Betriebes, so können die 
Beihilfen bis zu 100 Prozent der entstandenen Personal· und 
Sachkosten betragen. 
Im Gegensatz zu Österreich spielt die betriebliche berufliche 
Weiterbildung (BW) in der BAD eine untergeordnete Rol1e. "Bei 
den Fortbildungs· und Umschulungsmaßnahmen ist der Anteil 
der in den Betrieben durchgeführten Maßnahmen . . .  sehrgering. 
1980 wurden von insgesamt 2 1 4 394 FuU·Einzelmaßnahmen 
13 678 (6,4%) in Betrieben durchgeführt. Hierbei handelt es 
sich vorrangig um Maßnahmen für Arbeitslose, die von den 
Betrieben im Auftrag der Arbeitsverwaltung durchgeführt 
werden" [1]. 
In Österreich betrug im Jahr 1980 der Anteil der in den 
Betrieben Geschulten an der Gesamtzahl der Förderungsfäl1e 
16,5 Prozent und erhöhte sich 1981 auf 21,9 Prozent. Nimmt 
man die Höhe der aufgewendeten finanziellen Mittel als Berech­
nungsgrundlage, so betragen die entsprechenden Anteile sogar 
21,2 Prozent, respektive 27,4 Prozent. 
Der Grund für die geringe Rolle der Betriebe bei den AFG·Maß· 
nahmen in der BRD liegt wohl in den erschwerenden gesetzli­
chen Auflagen begründet. Nach § 43 Absatz 2 AFG werden 
Förderungsmaßnahmen, die überwiegend im Interesse des 
Betriebes liegen, grundsätzlich nur dann gefördert, wenn dafür 
besondere arbeitsmarktpolitiSChe Interessen bestehen. 
Die beträchtlich gestiegene Bereitstel1ung finanzieller Mittel für 
die Mobi litätsförderung durch die Arbeiumarktverwaltung läßt 
sich aus Tabel1e 1 ablesen. 

In einem abschließenden Vergleich der Aktivitäten der Arbeits­
(markt)verwaltung in der B R D  und in Österreich läßt sich fest­
stellen, daß die Ausgaben in Österreich (bezogen auf das Brutto­
Sozial-Produkt) niedriger sind als in der BRD und daher mit 
den rein arbeitsmarktpolitischen Instrumenten relativ geringe 
Beschäftigungseffekte erzielt wurden. Die vergleichsweise niedri· 
gen Arbeitslosenraten in Österreich während der 70er Jahre 
waren im wesentlichen auf die kompensatorische Budgetpolitik 
und die kOTporatistische Tarifpolitik zurückzuführen. 

Tabelle 1 :  Mobilitätsförderung-) durch die Arbeitsmarkt­
verwaltung des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung 

Benennung Jahr in Mio. Index 
Schilling 

Rechnungsabschluß 1972 123m 100 
Rechnung�abschluß 1973 167.35 136,0 
Rechnungsabschluß 1974 269,59 219,0 
Rechnungsabschluß 1975 286,19 232,5 
Rechnungsabschluß 1976 337,00 273,8 
Rechnungsabschluß 1977 294,87 239,6 
Rechnungsabschluß 1978 410,32 333,4 
Rechnungsabschluß 1979 419,79 341,1 
Rechnungsabschluß 1980 304,20 247,2 
Rechnungsabschluß 1981 304,75 247,6 
Erfolg 1982 409,50 332,7 
Bundesvoranschlag 1983 550,00 446,9 

-) Unter MobilitiitsförderuIIII lind die im Tlxt oben genannten SchulullliIS' 
maßnahmen zu verltehen. 

Quelle: Bundesmi;"iJterium für soziale Verwaltung· 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne (das sind 
finanzielle Förderungsmaßnahmen und die Bereitstellung 
institutioneller Infrastrukturen zur Nachfrage- und Angebots· 
steuerung von Arbeitskräften) ist in Österreich durch "eine 
eindeutige Dominanz der Arbeitsmarktausbildung, die um 
einen Anteil von 60 Prozent der Ausgaben schwankt", gekenn· 
zeichnet [2]. Darin sind zwar auch Aufwendungen für die beruf­
liche Erstausbildung Jugendlicher enthalten, der Großteil der 
Ausgaben betrifft jedoch die Fortbildungs- und Umschulungs· 
maßnahmen in den einschlägigen Institutionen für die beruf­
liche Weiterbildung. 

Träger der beruflichen Weiterbildung 

Aufgrund privater Initiative kam es in Österreich vereinzelt 
relativ früh zu Formen beruflicher Weiterbildung. 
Erste Initiative dieser Art war die 1812 von der "Gesellschaft 
adliger Frauen zur Beförderung des Guten und Nützlichen in 
Wien" gegründete Kunst- und Industrieschule für Arbeiterinnen. 
Zwar kam es in den Folgejahren zur Griindung mehrerer Vereini­
gungen, deren Ziel die berufliche Weiterbildung war, deren reale 
Bedeutung war jedoch eher gering. 
Eine systematische Gewerbeförderung und somit auch Förderung 
der beruflichen Weiterbildung setzte in österreich erst mit dem 
Jahr 1890 ein. Es kam zur Gründung von "Gewerbeförderungs· 
instituten", deren Träger Staat, Länder oder autonome Körper­
schaften wie Kammern und Gewerbevereine waren. Diese mit 
eigenen Verfassungen ausgestatteten und vom HandeIsministe­
rium genehmigten Institutionen erhielten regelmäßig Subventio­
nen aus öffentlichen Mitteln und hatten vor allem die Aufgabe 
doe 

Verbreitung von Fachkenntnissen 
Verbreitung neuer Arbeitsmethoden 
Verbreitung neuer Arbeitsbehelfe und der 
Überlassung moderner Maschinen an genossenschaftliche 
Betriebsstätten. 

Die Aktivitäten der beruflichen Erwachsenenbildung wurden 
somit Teil eines institutionalisierten Maßnahmen kataloges [2]. 
Trotz bestimmter paralleler Entwicklungen kam es weder zu 
einer Vereinheitlichung der Tätigkeiten der Gewerbeförderungs· 
institute noch zu einer einheitlichen gesetzlichen Basis. Dies 
geschah erst durch die Verabschiedung des Handelskammer­
gesetzes im Jahre 1946. Auf der Grundlage dieses Gesetzes 
wurden im sei ben Jahr die Wirtschaftsförderungsinstitute (WIF 15) 
gegründet. Träger der WIFls sind die gesetzlichen Interessen­
vertretungen der gewerblichen Wirtschaft (Handelskammern). 
Da die Handelskammern in den einzelnen Bundesländern Körper· 
schaften öffentlichen Rechts sind, kommt den WIFls als Teil 
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dieser Körperschaften ebenfalls diese Rechtspersönlichkeit zu. 
Die Finanzierung der WIFls erfolgt zum überwiegenden Teil 
durch die Handelskammern und zum restlichen Teil aus Sub­
ventionen und Kursgebiihren. Die wesentlichen Aktivitäten der 
WIFls können wie folgt umschrieben werden: 

Ergänzung und Verbreiterung des Fachwissem der Berufs­
tätigen; 
Vermittlung von Wissen und Fertigkeiten, die der techno­
logischen und organisatorischen Entwicklung angepaßt sind; 
Umschulung auf andere Berufsfeider; 
Vermittlung einer Berufsausbildung und Berufsqualifikation 
im Rahmen der gewerblichen Wirtschaft an Erwachsene, 
welche aus anderen Bereichen des Berufslebens (z. B. land­
wirtschaft) kommen und schließlich 
Kurse für Betriebs- und Personalführung für Führungskräfte 
der Wirtschaft. 

Verhältnismäßig spät nahmen sich die Arbeitnehmerverbände 
der . berufliche Weiterbildung an. 1932 wurde die weitgehend 
von den Gewerkschaften und Arbeiterkammern getragene 
Aktion "Jugend in Not" ins Leben gerufen, aus der sich als eine 
konkrete Maßnahme zur Linderung der furchtbaren Arbeitslosig­
keit unter den Jugendlichen das Programm "Jugend am Werk" 
ableitete. 
Neben der Entwicklung eines allgemeinen Beschäftigungs· 
programmes wurden Werkstätten eingerichtet, in denen die 
Jugendlichen eine fachliche Ausbildung erhielten. 
Eine Erwachsenenbildungseinrichtung, die sich mit denjenigen 
vergleichen ließ, die hauptsächlich von Arbeitgeberverbänden 
getragen wurden, wurde aber erst nach dem 2_ Weltkrieg 
geschaffen. 
Auf Initiative des Österreich ischen Gewerkschaftsbundes wurde 
das Berufsförderungsinstitut (BFI)  im Jahr 1959 gegründet. 
Dem BFI gehören folgende Körperschaften und Organisationen 
an: das Bundesministerium für soziale Verwaltung, der Öster­
reichische Arbeiterkammertag, die Kammer für Arbeiter und 
Angestellte für Wien, der Verband Österreichischer Volkshoch· 
schulen, der Verband der Wiener Volkshochschulen und der 
Österreichische Gewerkschaftsbund samt den eingeschlossenen 
Einzelgewerkschaften [3]. Das BFI ist ein nIcht auf Erwerb aus· 
gerichteter Verein mit zentralem Sitz in Wien. I n  jedem Bundes­
land gibt es eine Landesstelle, der jedoch keine eigene Rechts· 
persönlichkeit zukommt. Die Finanzierung erfolgt über Mit­
gliedsbeiträge, Spenden, Subventionen und Kursgebühren. 
Das Kurs· und Scllulungsprogramm des BFI umfaßt: 

dIe BW für Berufstätige, die sich ihre ArbeitspläUe oder ihren 
beruflichen Aufstieg sichern wollen; 

die berufliche Um- und Nachschulung für jene, die aus wirt­
schaftsstrukturellen oder aus gesu ndheitlichen Grunden einen 
neuen Beruf ergreifen wollen oder erstmals Kontakt mit der 
Berufswelt suchen; 
die berufliche Nachschulung für Arbeitswillige, die vorüber­
gehend aus dem Beruf ausgeschieden sind (Hausfrauen, 
Studierende). 

In Östeneich sind die Träger beruflicher Weiterbildung gemäß 
dem AMFG die Betriebe und die anerkannten einschlägigen 
Bildungsverbände. Gemessen an der Zahl der Partizipanten, die 
1982 an eIner der nach § 1 9  (1 )  b AMFG geförderten Schulungs­
maßnahmen teilnahmen, beanspruchten rund 66 Prozent der 
geschulten Personen eine der anerkannten Bildungseinrichtun­
gen und ein Drittel nahm an betrieblichen Schulungen teil. Von 
den staatlich anerkannten Bildungseinrichtungen, die berufliche 
Weiterbildungskurse gemäß dem AMFG veranstalteten und da· 
für Subventionen aus den Mitteln der Arbeitsmarktverwaltung 
empfangen, sind lediglich das Berufsförderungsinstitut und die 
Wirtschaftsförderungsinstitute von Bedeutung. 

Die Partizipanten beruflicher Weiterbildung 
Wie eine umfangreiche Erhebung [4] zeigte, bilden bzw. bildeten 
sich rund 47 Prozent der österreichischen Arbeitnehmer beruf-

lich weiter. Dabei wurden auch Arbeitnehmer erfaßt, die sich 
außerhalb der Förderungsmaßnahmen der Arbeitsmarl<tverwal­
tung beruflich weiterbilden/weiterbildeten. Bei den Weiter­
bildungsformen überwiegt die innerbetriebliche BW (26%). 
gefolgt von Kursbesuchen im WIFI mit 1 3  Prozent. Durch 
Selbststudium bilden bzw. bildeten sich 7 Prozent der Befragten 
weiter, mehr als 2 Prozent besuchen/besuchten Kurse im BFI, 
und bei 15 Prozent erfolgte die BW in einer anderen Form {51. 
Verheiratete, aber auch verwitwete und geschiedene Arbeit­
nehmerinnen' bilden sich weniger häufig beruflich fort als ihre 
männlichen Kollegen. Dies mag zum größten Teil auf die Doppel­
belastung der Frauen in Beruf und Haushaltzurückzuführen sein. 
Zum anderen ist auch die traditionell geringere Bedeutung 
verantwortlich, welche der beruflichen Bildung (und damit auch 
Weiterbildung) von Frauen beigemessen wird, denn auch die 
ledigen Frauen scoren weniger hoch bei der BW als die ledigen 
Männer. Die Differenz ist allerdings geringer. Wesentlichen Ein­
fluß auf die Bereiuchaft zur BW übt die Schulbildung aus. Je 
höher der Schulabschluß der Arbeitnetvner ist, um so häufiger 
bilden sie sich auch beruflich weiter. Nimmt nur weniger als ein 
Drittel der Pflichtschulabsolventen die Möglichkeit der beruf­
lichen Weiterbildung wahr, so beträgt der entsprechende Anteil 
bei den Abgängern einer Mittelschule mit oder ohne Abitur 
sowie den Absolventen einer Hochschule oder Universität mehr 
als 80 Prozent. Da die berufliche Stellung eines Meisters zumeist 
an formale Ausbildungskriterien gebunden ist, nimmt diese 
Arbeitnehmergruppe mit 82 Prozent ebenfalls überdurchschnitt­
lich häufig die Möglichkeit der BW wahr. Um ein Mehrfaches als 
der Durchschnitt nehmen Meister für die BW die Institutionen 
BFI (10%) und WIFI (37%) in Anspruch. 

Tabelle 2 :  Berufliche Weiterbildung nach (Aus)bildung 

Pflichtschule 
Pflichtschule und Lehrabschluß 
Pflichtschule, Lehrabschluß und Meisterprufung 
Fachschule 
Mittelschule ohne Abitur 
Mittelschule mit Abitur 
Universität, Hochschule 

% N 

28 235 
45 413 
82 66 
64 191 
81 33 
83 128 
81 52 

Da ein enger ZU5llmmenhang zwischen (Aus)bildung und beruf­
licher Stellung besteht, ist zu erwarten, daß mit einer gehobenen 
beruflichen Stellung auch eine größere Bereitschaft zur BW ein­
hergeht. Es zeigt sich tatsächlich, daß leitende Angestellte und 
höhere Beamte sich häufiger beruflich weiterbilden als kleine 
und mittlere Angestellte und Beamte und diese wiederum häufi­
ger als Arbeiter. Mit Ausnahme der höheren Beamten und 
leitenden Angestellten finden sich in den Berufsgruppen die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede wieder. 

Tabelle 3: Berufliche Weiterbildung nach Arbeitnehmergruppe 
und Geschlecht (Anteil in %) 

Selbst· 
studium 

BFI 

WIFI 

innlr· 

höhere 
An5jMtllite 

und B""mte 

m w 

28 47 31 

6 1 2  7 

25 6 22 

betrieb· 55 6 47 
lieh 

andere$ 38 82 45 

keine 
Weiter· 18 18 1 8  
bildll"!i 

kleinl und Fach-
mittlere AnlJll- arbliter 

stellte lind 
Beamtl 

m w Z  m w l  

1 2  8 1 0  6 1 3  6 

3 3 3 4 3 

14 19 16 18 7 1 7  

55 27 42 20 1 7  20 

1 7  20 18 10 7 1 0  

26 4 3  34 57 70 58 

Angllernte 
und Hilf .. 

erbeiter 

m w , 

4 3 

, , 
8 2 6  

20 4 1 5  

8 8 8 

70 89 76 
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Vor kurzem wurden die Ergebnisse einer im Jahre 1982 durch­
geführten Untersuchung über das Weiterbildungsverhalten in der 
BRD veröffentlicht [6]. Ein Vergleich mit den oben ange­
führten Ergebnissen zeigt, daß die Struktur der österreichi­
Khen Teilnehmer an der beruflichen Weiterbi ldung große Ähn­
lichkeiten zum Weiterbildungsverhalten der bundesdeutschen 
Bürger aufweist. In beiden Ländern ist eine Polarisierung der 
Weiterbildungsteilnehmer festzustellen. So zeigt sich, daß 
Personen, die ohnehin eine hohe berufliche Qualifikation besit­
zen, eine beträchtlich höhere Teilnehmerquote aufweisen als 
Arbeitnehmer mit einer geringen beruflichen Qualifikation. Im 
Hinblick auf die berufliche Stellung ist für die BRD dieselbe 
Rangreihe festzustellen wie in Österreich. Beamte bilden sich 
häufiger weiter als Angestellte, und diese weisen wiederum eine 
höhere Tellnehmerquote-auf als Arbeiter. 
Weiterblidungsmaßnahmen insgesamt finden überwiegend in 
Betrieben statt (nahezu 50%); bei den AFG-geförderten Maß­
nahmen sind Betriebe nur zu einem geringen Teil beteiligt. 

Resümee 

Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung sind 
in Österreich Teil der aktiven Arbeitsmarktpolitik, deren Bedeu­
tung sich mit zunehmenden Problemen am Arbeitsmarkt erhöht. 
Etwas mehr als ein Viertel der rund 130 000 Arbeitslosen in 
Österreich sind junge Menschen unter 25 Jahren. Die Maßnah­
men zur Sicherung der Jugendbeschäftigung bilden daher einen 
Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik. Zwar wurden umfang­
reiche Programme zur Förderung der Erstausbildung entwickelt 
(Maßnahmen zur sogenannten "LehrsteJlenförderung"), doch ist 
ein überproportionales Ansteigen der Maßnahmen zur Förderung 
der BW festzustellen. Dies hat seine Ursache darin, daß es für 
junge Facharbeiter, Abgänger berufsbildender mittlerer und 
höherer Schulen und Akademiker, die früher zu den bevorzug­
ten Personengruppen des Arbeitsmarktes zählten, zunehmend 
schwieriger wird, einen Arbeitsplatz zu finden. Oie neuen, spezi­
fisch auf die oben genannten ProbJemgruppen zugeschnittenen 
Maßnahmen umfanen im Bereich der BW: 

ein erweitertes Angebot an 8erufsvorbereitungskursen für 
Jugendliche zur Verbesserung der Vermittlungschancen; 
Spezial kurse zur Motivation, Arbeitserprobung und zum 
Arbeitstraining für arbeitsmarktmäßig besonders benach­
teiligte Jugendliche; 
Maßnahmen zur Verbesserung der Startchancen für junge 
Menschen mit abgeschlossener Berufsausbildung; das sind 
Zusatzprüfungen in einem verwandten Lehrberuf für junge 
Facharbeiter sowie das Angebot von Kursen zum Erwerb 
praxisbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten für. Absolventen 
berufsbildender mittlerer und höherer Schulen und Vorberei­
tungskurse auf die Lehrabschlußprüfung oder berufsbezogene 
Spezialkurse für Abiturienten der allgemeinbildenden höheren 
Schulen; 

- Maßnahmen zur Erweiterung der Beschäftigungsmäglichkei-
ten von Jungakademikern. 

Die weltweite ökonomische Krise dauert mittlerweile bereits ein 
Jahrzehnt an. Zweifellos war Österreich davon bislang nicht in 
demselben Ausmaß betroffen wie seine Nachbarn. Eine durch­
schnittliche Arbeitslosenrate von 4,5 Prozent im Jahr 1983 liegt 
zwar immer noch unter dem internationalen Durchschnitt, doch 
wird für 1 984 trotz einer erwarteten allgemeinen wirtschaftli­
chen Erholung ein Ansteigen der Arbeitslosenrate auf 5,2 Pro­
zent prognostiziert. 
Unter diesen Vorzeichen kommt den Maßnahmen zur beruf­
lichen Weiterbildung im Rahmen der aktiven Arbeitsmarkt­
politik wohl eine besondere Bedeutung zu. 
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von Deutschen im Alter von 1 9  bis unter 65 Jahren. In: Bildung und 
Wi.senschaft. 14. Jg., Bonn 1984. 
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BESCHLÜSSE DES HAUPTAUSSCHUSSES DES BIBB 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung hat 
einen Beschluß zur Verbesse rung der Ausbildungsstellensituation 
gefaßt und zwei Empfehlungen beschlossen: 

1 Be s c  h I u ß des Hauptausschusses zur Verbesseru ng der 
Ausbi Idu ngsste liens! tuati on: 
Der Hauptausschuß (§ 8 Abs. 9 Berufsbildungsförderungs­
gesetz (BerBiFG)) des Bundesinstituts für Berufsbildung 
bittet, zur Verbesserung der Ausbildungsstellensituation ört­
lich zu prüfen, auf welche Weise Möglichkeiten zur Vorberei­
tung auf eine kurzfristige Wiederholung der Abschlußprüfung 

geschaffen werden können. Dadurch könnte ein Beitrag in 
dem Bemühen geleistet werden, freiwerdende Ausbildungs­
plätze ein halbes oder ein ganzes Jahr früher zu besetzen. 
Der Hauptausschuß bittet die Beteiligten, entsprechende 
Möglichkeiten vor Ort auszuschöpfen und sich für die Ein­
richtung besonderer Prüfungstermine für diese Jugendlichen 
einzusetzen. 

2 E m p f e h l u n g e n  " Z u r  G l e i c h w e r t i g k e i t  v o n  
b e r u f l i 'cher u n d  a l l g e m e i n e r  B i l d u n g "  und 

" Z u r  b e r u f l i c h e n  B i l d u n g  v o n  A b i t.u r i e n t e n  
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i m  d u a l e n  S y s t e m "  hat der Hauptausschuß des Bundes­
instituts für Berufsbildung nach eingehender Diskussion mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Dr. Doro­
tMe Wllms, auf seiner Sitzung am 1 1 .05.1984 in Berlin ein­
mütig beschlossen. Oie Empfehlungen haben folgenden Wort­
laut: 

Empfehlung des Hauptauhchusses dM 
8undesinstituts für 8erufsbildung zur 

"Gleichwertigkeit von beruflicher u'nd allgemeiner Bildung" 

( 1 )  Die berufliche Bildung besitzt im Verhältnis zur allgemeinen 
Bildung einen eigenen Wert, der sich vor allem aus der 
Bedeutung ihrer spezifischen Bildungsgänge und qualifizie· 
renden Abschlüsse im Beschäftigungssystem ergibt. Deshalb 
fordert der Hauptausschuß des Bundesinstiwts für Berufs­
bildung die Anerkennung der Gleichwertigkeit allgemeiner 
und beruflicher Bildung. Er ist der Auffassung, daß bei der 
Anerkennung der Gleichwertigkeit die Andersartigkeit allge­
meiner und beruflicher Bildungsgänge zu respektieren ist 
und Berufsbildungsabschlüssen unter Wahrung ihres jeweili­
gen Eigenwerts gleiche 8erechtigungen wie allgemeinen 
Bildungsabschlüssen zuzuerkennen sind. 

(2) Der Hauptausschuß ist deshalb der Auffassung, daß ein 
erfolgreicher Abschluß in einem anerkannten Ausbildungs­
beruf den Zugang zu schulischen und beruflichen Bildungs· 
gängen und Laufbahnen eröffnen muß, die traditionell einen 
mittleren allgemeinbildenden Abschluß voraussetzen. Er 
empfiehlt der Bundesregierung, sich bei den Ländern für die 
Gleichstellung eines Abschlusses in einem anerkannten Aus­
bildungsberuf von mindestens zweijähriger Ausbildungs­
dauer mit einem mittleren al1gemeinbildenden Abschluß 
einzusetzen. 

(3) Fürdie Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung 
ist darüber hinaus die Regelung des Zugangs zum tertiären 
Bereich von Bedeutung. Der HauptausschuB vertritt daher 
die Auffassung, daß durch eine Gleichstellungsregelung den 
Absolventen beruflicher Fortbildungspriifungen nach Berufs· 
bildungsgesetz und Handwerksordnung (z.8. Handwerks-, 
Industriemeister- und entsprechende kaufmännische Ab­
schlüsse) der Zugang zum Fachhochschulbereich zu eröffnen 
ist. Durch geeignete Maßnahmen soll die Eingliederung der 
Absolventen beruflicher Bildungsgänge erleichtert werden *). 

(4) Das laufbahnrecht des öffentlichen Dienstes und die per­
sooalwirtschaftliche Praxis sind - soweit erforderlich -
dahingehend zu ändern, daß allgemeine und berufliche 
B ildu ngsabsch lüsse gleichwertig als Ei ngangsvoraussetzungen 
anerkannt werden. Den Laufbahnabschliissen wllten ad· 
äquate Berechtigungen allgemeiner Schulabschlüsse zuer­
kannt werden. 

Empfehlung des Hauptau5Schusses dn 
Bundesinstituts für Berufsbildung zur 
"Beruflichen Bildung von Abiturienten im dualen System" 

Der Hauptausschuß hat die Situation und die Möglichkeiten der 
beruflichen Bildung von Abirurienten im dualen System beraten 
und gibt hierzu folgende Empfehlung an die Bundesregierung 
ab. Er bittet alle anderen an der dualen Berufsbildung Beteilig­
ten, diese zu unterstützen: 

(1) Anerkannte Ausbildungsberufe werden aus dem Bedarf der 
Arbeitswelt entwickelt. Diese Ausbildung!berufe miissen 
grundsätzlich allen Schulabgängern offenstehen. Unter· 
schied liche berufsbi Idungsrechtliche Zugangsvoraussetzun­
gen für anerkannte Ausbildungsberufe darf und soll es nicht 
geben. Daher sollen keine besonderen Ausbildungsordnun-

') WM unter "geeignet,n Mdnahmen " tU WBtehen in, hat Chr. Ehmann 
in seinem nachfolgenden Aufsatz ,.Geeignete MaßMhmen. Zur Ein_ 
gliederung der AblolWlnten beruflicher Bildungsglinge In den Fach­
hochschulbereich" .... Iautert. 

gen ror Abiturienten erlassen werden. Vielmehr ist es not­
wendig, den Abirurienten das gesamte Spektrum der aner­
kannten Ausbildungsberufe mit ihren Entwicklungs- und 
WeiterbildungsmÖQlichkeiten aufzuzeigen. Hierbei kommt 
der Berufs- und Bildungsberatung eine entscheidende 
Bedeuwng zu. 

(2) Aufgrund der technologisch-organisatorischen Entwicklung 
ergeben sich auch für Abirurienten interessante neue Berufs.. 
perspektiven. Daneben sollten auch in Jenen Berufsberei­
chen Ausbildungsmöglichkviten erschlossen werden, in 
denen Aus- und Weiterbildungsgänge bisher wenig entwik­
kelt sind. 

(3) Über die Möglichkeiten der Verkürzung der Ausbildungs­
zeit, die Berufsblldungsgesetz bzw. Handwerksordnung vor­
sehen, sollten Abiturienten umfassend informiert werden. 

(4) Damit Abiturienten eine betriebliche Ausbildung nicht nur 
als Durchgangsstation zum Studium ansehen, ist es für sie 
wichtig zu wiS$en, daß der individuelle, "plan bare" Berufs· 
weg nicht mit dem Ausbildungsabsch luß enden muß. Viel­
mehr sollten Fortbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 
frühzeitig und konkret in die Überlegungen einbezogen 
werden. 
Neben der umfassenden Information ist daher dem weiteren 
Ausbau der beruflichen Fortbildung große Bedwrung zuzu­
messen. 

(5) Berufsbildungsgesetz sowie Handwerksordnung eröffnen 
schon heute interessante Möglichkeiten betriebsübergreifen­
der Fortbildungsregelungen, die auch bereits vielfältig 
genutzt werden. Darüber hinaus prüfen die an der Berufs­
bildung Beteiligten ständig, inwieweit entsprechend dem 
Bedarf noch weitere Fortbildungsmaßnahmen entwickelt 
und Regelungen erlassen werden müssen. Dabei können sich 
auch weitere interessante berufliche Möglichkeiten für 
Abiturienten ergeben. Berufliche Fortbildung bietet auch 
im Hinblick auf die Selbständigkeit interessante berufliche 
Perspektiven. 

(6) Der Hauptausschuß empfiehlt, in der Wirtschaft entwickelte 
und insbesondere auch für Abiturienten angebotene beruf­
liche Bildungsgänge möglichst auszubauen und weitere 
QualifizierungsmÖQlichkeiten zu erproben. Bei der Ausbil­
dung von Abiturienten sollten auch Kooperationsmöglich­
keiten im tertiären Bereich, insbesondere mit dem Fach­
hochschulbereich, gepruft werden. 

Chrisloph Ehmann 

Geeignete Maßnahmen 

Zur Eingliederung der Absolventen 
beruflicher Bildungsgänge 
in den Fachhochschulbereich *) 

Am 1 1 .  Mai 1984 forderte der Hauptausschuß des Bundes· 
instituts f�r Berufsbildung in einer bei vier Enthaltungen ein­
mütig verabschiedeten Empfehlung, mit der Anerkennung der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung Ernst 
zu machen: Absolventen beruflicher Fortbildungsprufungen, 
z. B. Handwerks- und Industriemeinern, Fachwirteo USW., soll 
der Zugang zur Fachhochschule geöffnet werden. Der Haupt­
ausschuß schloß seine Empfehlung in diesem Teil mit dem Satz: 

"Durch geeignete Maßnahmen soll die Eingliederung der Absol­
venten beruflicher BildunQ59änge erleichtert werden." Was ist 
darunter zu verstehen? 

') Vgl. auch Ehm,nn. Chr.: Vom Meister zum M"IIi$ll!r - Acht Thesen 
zur Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung. In: 
Beruflbildung in Wissenschaft und PraKi •. 1'2. Jg. 119B3), Heh3, 
S. 98-100, und KOlumne "Liebe Leserinnen und Leser'· in "thlmla: 
beruhb1\dung" in di�ser Ausgabe. 
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Ein9lfl!JIprühlOgen 

Als geeignete Maßnahmen, um Personen mit beruflichen Bildul'lQS' 
abschlüssen auf das Hochschulstudlom vorzubereiten, werden im 
allgemeinen Vorbereitungslehrgänge mit abschließenden Prüfun· 
gen angesehen. So verlangt man beispielsweise von denjenigen, 
die sich In Niedersachsen zur sogenannten Z-PrUfung (Sonder­
reifeprüfung) melden, daß sie den Nachweis einer ordnungs· 
gemäßen Vorbereitung auf diese Priifung vorlegen. In der Regel 
bestmen solchi: ordnungsgemäR&n Vorbereiwngsmaßnahmen im 
Besuch mehrmonatiger bis anderthalbjähriger Kurse an Volks· 
hochschukm oder anderen Erwachsenenbildung5einrichrungen. 
In vielem ihnein diese Kurse einern verkürzten Abiturlehrgaog. 
Die Regelungen in anderen Bundesländern lind ahn

'
lieh. 

Typisch für derartige Ei!1Jungs- oder Eingangspriifullgen ist, daß 
sie steu vor Aufnahme des StUdiums absol ... lert werden mUssen. 
Lediglich Nordrhein-Westfalen kennt eine Regelung, die Perso­
nen mit Fachhochschulreife die Absol ... lerung ... on Brückenkursen 
während des Studiums ermöglicht. Diese Absol ... enten haben 
dann das Recht, sogenannte langzeiutudiengänge, also Uni ... er­
sitäunudiengänge in den Gesamthochschulen zu besuchen, für 
die ansonsten die allgemeine Hoch$Chulreife ZulaS5Ungs ... oraus­
setzling wäre. 

Diesen Priifungen liegt der Gedanke zugrunde. daß berufliche 
und schulische Bildu�nge rrn Hinbliclt auf d;e Vermittkmg 
der Fähigkeit zu einem Srudium nicht gleichwertig seien. Dabei 
gilt der berufliche Bi ldungsgang als der mit den größeren Defizi· 
ten. Denn in den Prufungen werden fan ausschließlich Schul· 
fächer und Inhalte der lehrplän. der gymnasialen Oberstuf. 
abgefragt. Zumindest ist ein Bestehen In diesen Fächern aus­
SChlaggebend. 
Die AuffaS5ung, daß möglicherweise ein Industriemeister oder 
ein Fachwirt für das Studium an einer technischen Fachhoch· 
schule O<:te." einef Fachhochschule für Wirtschaft bessere Oualifi· 
kationen mitbringt als ein Abiturient und daher eher letzterer 
sich einer ZUMtzpriifung unterriehen müßte, in jedem Fall abe.­
auf time Zusatzpriifung bei den ersteren ... erzkhtetWiltden koone, 
ist in den Hochschulvesetzen bislang nicht vertreten worden. 
Als unerläßlich wird ... iehnehr angesehen. daß sich AbsoI ... enten 
beruflicher Bildungsgänge einer Prüfung ihret" Englisch- und 
Mathematikkenntnisse unterziehen müssen. Dies wird einerseits 
damit begründet, daß wissenschaftlich heute ohne hinreichende 
Englischkenntnisse nicht mehr gearbeitet werden könne, zum 
anderen mit dem hohen Grad der Mathemlti$ierung gerade auch 
in technischen Fächern. 

Unabhängig davoo, daß nahezu alle rele ... ante literatur, die in 
den enten ... ;er bis tun' Semestern �$8f"'I werdl!fl muB, in deot­
$Cher Obersetzung ... orliegt. ist die Klage über die gllfingfügigm 
englischen SprachkenntnGse eina, die sich nicht nur auf Absol­
venten beruflicher Bildungsgänge beZteht. Eine Sprachprurung 
müßte daher nicht nur diesen Personenkreis betreffen. Im Ubrigen 
ähneln die Argumente bis aufs Wort 9tlnaJ jenen, die ... or 35 Jah­
ren ... on den Rektoren der westdvutschen Uni ... ersitäten für dia 
strikte Beibehaltung des Großen latinums Ils Studien ... oraus­
setzung ... orgebracht wurden. Mittlerweile hlben die Anhänger 
die5er Auffassung, da ihnen bewiesen werden konnte, daß diese 
Zulauungsvoraussetzung eine KhichteTl$pe2ifische Ausprägung 
hat, zugenanden, daß die fehlenden Sprachkenntnisse während 
der enten Seme5ter de5 Studiums nachgeholt werden können. 
Oer Vorteil einer 50khen Regelung liegt deran, daß die Wichtig­
keit dieser lerninhalte für das zu bewiltigende Studium ein­
sichtig gemiJ(:htwerden kann und damit die Motivation gesteigert 
wird. 
Daß derartige nicht unmittelbar studienfachbezogene Kenntnisse 
... erlangt werden, ist nicht unüblich . So fordert die Uni ... ersität 
Paris·Vincennes, die einen Hochschulzugang auch für Facharbeiter 
kennt, ... on allen Studenten in den ersten Semestern den Nach­
weis hinreichender Fremdsprachen· und EDV-Kenntnisse, weil 
beide heute unerläßliche Arbeitstechniken für ein wissenschaft­
liches Studium sind. D;� VNlagerung In das Studium hinein 

erfOlgt nicht zulelzt aufgrund der Erkenntnis, daß die bislang 
üblichen Vorprüfungen die ausschließliche Funktion haben, dan 
Zustrom n�er Be ... ölkerungsschlchten zu den Hochschulen je 
nach politischer Opportunität drosseln oder erweitern zu können. 
Diese Funktion hat selbstverständliCh auch eine Prüfung etwa im 
Englischen. 
Die Forderung nach einer ElgnunglPrüfung in Mathematik Ist 
ähnlich skeptisch zu beurteilen. Die Klagen über die unzurei· 
chenden Mathematikkenntnine der Studienanfänger reichen bis 
in Zeiten zuriick., in denen die V()(stellung, ein Nichtabiwrient 
könne jemals einen Hörual betreten, noch völlig utopisch 
erschien. Das Problem des MathematikunterrichU ao Hoch· 
schulen in weniger eins der V()(kenntnisse der Stooenten, son· 
dern der extrem schlechten Didaktik, die in diesem Fachbereich 
nach wie ... or üblich ist. Es galt-und giltzum Teil immer noch _ 
als ein Zeichen für die hohe wissenschaftliche Qualität eines 
Hochschullehrers, wenn es diesem gelang, die Zahl seiner Zu· 
hörer innerhalb eines Semester, um zwei Drittel zu ... ermindern. 

Fazit: Vorprüfungen sind keine "geeigneten Maßnahmen zur 
Elf"lgl iederung der Abrolventen beruflicher Bildungsgänge", IOn· 
dem haben den ausschließlichen Zweck, die Zahl der Studien· 
anfänger aus dieser Bevölkerungsgruppe möglidut gering zu 
halten. 

Reform oer lehrvennrtattUnglfl 
Wer nicht daran zweifelt, daß auch Absol ... enten ausschließlich 
beruflicher Bildungsgänge ,.studierlihig" sind, der besteht in 
der Regel jedoch darauf, aus Für$OTgegesicht5punkten, in den 
Lehrveranstaltungen der Hochschule das Ni ... eau und den inhalt­
lichen Zugang zu Problemen SO zu wählen, daß die Forderung 
erfüllt werden kann, der Studlenenfänger müsse dort abgeholt 
werden, wo er sich befinde. 
Dies läuft auf eine Refonn der lehrverenstaltungen und auf eine 
Refonn der Studienstrukwr hinaus, die in der Hochschuldidaktik 

Klit den 60er Jahren di�utiert wird. DM Problem, daß Hoch· 
schullelu"er "über die Köpfe ihrer Studenten hinweg" reden, ist 
nicht ein Problem, das ent auftritt, weM H..nd.Yerks- und 
IndUltriemeister an VOflewngan !JOd Seminaren teilnehmen. 
Auch daß in kleineren Gruppon MIß ... erständnisse besser ausge­
räumt, Probleme besser erörtert und Lösungen besser gefunden 
werden, hat nichU mit der Öffnung der Hochschule für neue 
Personengruppen zu run. Die Verbesserung der Hochschul· 
didaktik ist eine Notwendigkeit, die Im Hinblick auf alle Studen­
tengruppen, wenn auch in unterK:hiedlichen Aspekten, aber 50 
doch in gleichem Umfang. gilt. 
Dies trifft auch rur die Erörterung der Frage zu, ob ein Swdium 
eher an den Systematiken der Wissen$ChaftKlisziplinen oder aber 
an konkreten Problemen und Projekten orientien sein soll: Das 
projektorientierte Studium ist eine Erfindung der 2Oer . ... or allem 
aber der 60er Jahre, als über die Öffnung der Hochschulen im 
heute erörterten Sinne noch nicht diskutiert wurde. 
Fnit: Oie Zulassung neuer Personengruppen zum Hochschul. 
studium ... erleiht den Begründungen für eine Verbesserung der 
Hochschuldidaktik zwar Nachdruck; es ist jedoch nicht zwingend, 
die nichterfolgte Reform der Hochschuldidaktik als Begründung 
filr die Nichtzulassung neuer Personengruppen anzuführen. 

Die Veränderung der lehrorganlaation 

WIIf sind die Personen, die, folgen die lindef den Empfehlungen 
des Hauptau5SChusses, nunmehr das Recht zum Hochschulbesuch 
erhalten? E5 sind Personen, die nach Schule und Berufsausbil· 
dung und mehrjähriger beruflicher Erfahrung Fortbildungslehr· 
gänge und Fortbildungsprüfungen absol ... iert haben und nunmehr 
zwischen 25 und 35 Jahre alt sein dUrften. Die meisten ... on 
ihnen werden verheiratet sein. Viele werden Kinder haben. Da 
es sich um qualifizierte Fachkräfte handelt, wird ihr monatliches 
Nettoeinkommen zwischen 2500 und 3000 DM liegen. 
Diese Pers.onen erhalten nun du Recht, aus dem Berufsleben 
auszuscheiden, auf ihre Einnahmen IU5 ihrer Erwerbstätigkeit zu 
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verzichten, sich, da Hochschulen so organisiert sind, vollzeitlich 
einem Studium zu widmen, und haben, wenn die sonstigen Vor­
aussetzungen stimmen, eine gewisse Chance, ein Darlehen in 
Höhe von rund 700 DM nach dem Bundesausbildungsförderungs­
gesetz zu erhalten. 
Die Folgerung daraus kann nur sein, daß das Studium in der 
Weise organisiert sein muß, daß die Erwerbstätigkeit aufrecht­
erhalten werden kann. Angesichts der Beschäftigungsaussichten 
in den traditionellen Aufstiegsberufen � Lehramt, öffentlicher 
Dienst - ist es verfehlt anzunehmen, daß die Aufgabe des Berufs 
zugunsten eines Studiums gegenüber der Familie begründet und 

Karl Josef Uthmann 

UMSCHAU 103 

durchgesetzt werden kann. Erste Erfahrungen mit dem 1982 
novellierten Berliner Hochschulgesetz, das - nach einer Eingangs­
priifung - StudienmÖQlichkeiten für Meister und Facharbeiter 
vorsieht, zeigen, daß dieses Angebot aus eben den hier genann­
ten Gründen nicht angenomml'ln wird und nicht angenommen 
werden kann. 
Fazit: Die Öffnung des Zugangs zur Fachhochschule muß nicht 
nur rechtl ich möglich, sondem auch sozial zumutbar sein. An· 
sonsten bleibt das Versprechen, Absolventen beruflicher Fort­
bildungsprüfungen den Zugang zum Hochschulbereich zu öffnen, 
nur eine leere Worthülse. 

UMSCHAU 

Die Bedeutung der Fachbeiräte und SaChverständigen 
für die Arbeit des Bundesinstituts für Berufsbildung 

1 Die Rahmenbedingungen 

1 . 1  Die berufliche Erstausbildung auf Facharbeiter-/Fach­
angestellten-Ebene wird in der Bundesrepublik Deutsch­
land weitgehend im "dualen System" in Betrieb und 
Beruhschule durchgeführt. 

1.2 Die Ausbildungsziele und -inhalte für die duale Beruh­
ausbildung sind in unterschiedlichen Ausbildungsvor­
schriften festgelegt. Grundlage rur die betriebliche Berufs· 
ausbildung sind die als Rochtsverordnungen erlassenen 
Ausbildungsordnungen bzw. für die Fortbildung die 
entsprechenden Fortbildungsordnungen. Sie gelten bundes­
einheitlich. Die lehrpläne für die Berufsschulen werden 
von den jeweiligen Kultusministern in Form von Erlassen 
herausgegeben. Sie basieren auf den Rahmenlehrplänen 
der KMK. Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 
unterscheiden sich demnach Sowohl in ihrer Rechts· 
qualität als auch in ihrem Geltungsbereich. 

1.3 Nach dem Grundgesetz steht dem Bund im Rahmen der 
konkurrierenden Gesetzgebung die Ordnungskompetenz 
für die betriebliche Berufsausbildung gemäß Artikel 74 
Ziffer 1 1  GG (Recht der Wirtschaft) zu. Die Länder besit­
zen auf der anderen Seite im Rahmen der Kulturauto­
nomie die Ordnungskompetenz für die schulische Berufs· 
ausbildung (Artikel 30 GG). Der Bund hat seine Ordnungs­
kompetenz für die betriebliche Berufsausbildung im Beruh­
bildungsgesetz von 1969 sowie im Berufsbildungsförde· 
rungsgesetz von 1981 im einzelnen konkretisiert und 
geregelt. Grundlage für den schulischen Teil der dualen 
Beruhausbildung sind die Schulgesetze der Länder. 

1.4 Die Funktionsfähigkeit des "dualen Systems" hängt 
wesentlich davon ab, daß eine möglichst enge Abstimmung 
zwischen dem betrieblichen und dem schulischen Teil der 
Beruhausbildung gewährleistet ist. 
Beauftragte der Bundesregierung und der Kultusminister 
(·senatoren) der Länder haben sich deshalb sm 30.5.1972 
in dem Gemeinsamen Ergebnisprotokoll betreffend das 
Verfahren bei der Abstimmung von Ausbildungsordnun­
gen und Rahmenlehrplänen im Bereich der beruflichen 
Bildung darüber geeinigt, die Ausbildungsordnungen des 

Bundes für die betriebliche Beruhausbildung und die 
Rahmenlehrpläne der Länder für die schulische Berufs· 
ausbildung aufeinander abzustimmen. Die Einzelheiten 
des Abstimmungsverfahrens hat der aufgrund des Gemein­
samen Ergebnisprotokolls eingesetzte Koordinierungsaus· 
schuß Ausbildungsordnungen/Rahmenlehrpläne 1974 in 
einem Verfahrensbeschluß geregelt. 

1.5 Ausgehend von den gesetzlichen Grundlagen sowie den 
zwischen Bund und Ländern bestehenden Vereinbarungen 
(BBIG, HwO, BerBiFG, Gemeinsames Ergebnisprotokoll, 
Verfahrensbeschluß des Koordinierungsausschu$ses vom 
8.8.1974) hat der Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Berufsbildung ein Gesamtverfahren zur Erarbeitung 
von Ausbildungsordnungen und Abstimmung mit den 
Rahmenlehrplänen der Länder beschlossen. Dieses Verfah· 
ren bezieht die an der Berufsausbildung Beteiligten (Arbeit· 
geber, Gewerkschaften, Bund, Länder) mitverantwortlich 
in den Entwicklungs- und Abstimmungsprozeß von Aus­
bildungsordnungen ein. 
Die Entwicklung von Ausbildungsordnungen und ihre 
Abstimmung mit den Rahmenlehrplänen der Länder�) 
gestaltet sich danach wie folgt: 

In einer Fonchungs- und Entwicklungsphase erarbeitet 
das Bundesinstitut für Berufsbildung EntsCheidungs· 
vorschläge zu Struktur- und Inhaltsfragen einer vorge­
sehenen Neuordnung. 
Im Vorverfahren einigen sich Arbeitgeber, Gewerk­
schaften, Bund und Länder über die Durchführung des 
Ordnungsprojekts und legen die Eckwerte der Ausbil­
dungsordnung fest. Diese Eckwerte werden zusammen 
mit der Projektkonzeption in einem Projektantrag aus­
gewiesen, der auf Weisung des zuständigen Fachministers 
im Einvernehmen mildem BMBWvom BIB8 entworfen 
wird. 

*} Weitere Literatur und Quellen Zu diesem Theml' Vgl. B&rm .... , H.: 
Ordnung der staatlich anerkennten Ausbildun",berufe. Bundel­
in.titut für Beruhbildung (HrsgJ: Ssrlin. 1982 (Bericht. zur beruf­
lichen 8ildullY, Heft 48L 
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In der Phase der Erarbeitung und Abstimmung entwik­
kelt das BIBB auf Weisung des zuständigen Bundes­
ministers im Einvernehmen mit dem BMBW in Zusam­
menarbeit mit Sachverständigen des Bundes einen Aus­
bildungsordnungsentwurf. Die Sachverständigen der 
Länder entwickeln einen Rahmenlehrplanentwurf. 
Seide Entwürfe werden miteinander abgestimmt, so 
daß sie erlaßreif sind. 

2 Die Beteiligten 

Die bisherigen Ausführungen zeigen, daß die Berufsausbildung 
in der BRD in ein sehr vielgestaltiges Netzwerk von Zu­
ständigkeiten und Aufgabenverteilungen eingebettet ist. Sie 
liegt, wie kaum ein anderer Bereich, im Schnittpunkt zahlreicher 
unterschiedlicher Interessen. Die Funktionsfähigkeit des dualen 
Berufsausbildungssystems beruht deshalb. weitgehend auf dem 
möglichst einvernehmlichen Zusammenwirken aller Beteiligten, 
da es ein Überordnungs-!Unterordnungsverhälmis wie im staat­
lichen Schulbereich unter' den Beteiligten nicht gibt. Dies erfor­
dert ein intensives Beratungssystem, an dem die Vertreter der 
unternehmerischen Organisationen und der Gewerkschaften mit 
den von ihnen benannten Sachverständigen fortlaufend beteiligt 
werden. 

Die an der konkreten AySbildungssituation unmittelbar Beteilig­
ten sind die Auszubildenden, Ausbilder, Ausbildungsberater und 
Berufsschullehrer. Sie werden durch die Organisationen der 
Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Kammern (wständigen Stellen) und 
Berufsschullehrer vertreten. Diese Organisationen sind fachlich 
und regional {auf Bezirks" Landes- und Bundesebene} gegliedert 
und in Spitzenorganisationen zusammengefaßt. Sie bedienen 
sich ihrerseits im Falle eines Beratungsbedarfs des Sachverstandes 
ihrer Mitglieder bzw. deren Beauftragten, die vor Ort in der 
Berufsausbildungspraxis stehen. 

Das angestrebte einvernehmliche Zusammenwirken aller Beteilig­
ten erfolgt in der Ausbildungspraxis durch den unmittelbaren 
Kontakt der für die Berufsausbildung verantwortlichen Personen_ 
Sie läßt sich jedoch auf Länder- und Bundesebene nur durch 
eine repräsentative Beteiligung verwirklichen, die von .den ent· 
sprechenden Spitzenorganisationen wahrzunehmen ist. 

Diese Zusammenarbeit im dualen Systeni hat sich historisch ent­
wickelt und ist heute fest im Berufsbildungsrecht verankert. 

Arbeitgeber und Gewerkschaften sind aufgrund der Bestimmun­
gen des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) auf Landes' und Bezirks· 
ebene uoo aufgrund des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
(BerBiFG) durch die Mitgliedschaft im Hauptausschuß des 
Bundesinstituts für Berufsbi Idung an der Planung der beruflichen 
Bildung unmittelbar beteiligt. Bund und Länder reprasentieren 
die staatlichen Stellen im Hauptausschuß. 
Die Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei der 
innerbetrieblichen Planung und Durchführung der Berufsausbil­
dung ist im Betriebsverfassungsgesetz bzw. Pel1ionalvertretungs­
gesetz festgelegt. 

Die Kompetenzen der zuständigen Stellen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung sind im BBiG bzw. der HwO beschrieben. 
Im Bereich der Länder sind neben den Kultusministern oder 
Senatoren, bei denen die Zuständigkeiten für Bildungsangelegen­
heiten und damit auch für die schulische Berufsbildung liegen, 
auch die Wirtschafts- und Arbeitsminister mit der Berufsausbil­
dung befaßt, beispielsweise als Aufsichtsorgan der zuständigen 
Stellen. 

Die gemeinsame Adresse aller an der betrieblichen Berufsausbil­
dung Beteiligten ist das Bundesinstitut für Berufsbildung. Die 
vom Gesetzgeber gewollte pluralistische Beratungs- und Ent­
scheidungsstruktur in allen Fragen der Planung und Ordnung der 
Berufsbildung findet ihren Ausruck in der Zusammensetzung 
des Hauptausschusses des Bundesinstitut5, der aus je 1 1  Beauf­
tragten der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Länder sowie 
5 Beauftragten des Bundes (mit 1 1  Stimmen) besteht. 
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3 Aufgaben von Fachbeiräten und Sachverständigen im BIBB 

Im Rahmen des gesetzlichen Auftrages des BIBB erstreckt sich 
das Zusammenwirken aller Beteiligten vor allem auf: 
3.1 die Weisungsaufgaben gem. § 6 Abs. 2 Ziff. 1 a des Berufs­

bildungsförderungsgesetzes (Vorbereitung von Ausbil­
dungsordnungen und sonstigen Rechtsverordnungen, ins­
besondere Fortbildungsordnungen und Gleichsteilungs' 
verordnungen); 

3.2 die eigenständige Berufsbildungsforschung des BIBB gern. 
§ 6 Abs. 2 Ziff. 4 b des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
(Struktur' und QuaHfikationsforschung, Ausbildungs­
ordnungsforschung, Erwachsenenbildungsforschung, Me­
dienfol1ichung usw.); 

3.3 Berufsausbildung Behinderter, 
3.4 Modellversuche, 

3.5 Bildungstechnologie I Medienentwicklung, 
3.6 Fernunterricht, 

3.7 Überbetriebliche Ausbildungsstätten! Kosten- und Finan­
zierungsfragen. 

Für alle diese Arbeiten gilt: 
o Die Beratung durch Sachverständige ist wesentlicher Bestand· 

teil einer qualifizierten lam Gesamtstandard einer oder meh­
rerer Disziplinen orientierten) und effektiven Erledigung der 
Forschungsarbeiten, da sie die Bedürfnisse der Praxis (im 
Hinblick auf den zu erforschenden Gegenstand) und ihre 
Möglichkeiten (im Hinblick. auf die zu erwartenden Ergeb­
nisse) einbringen. Dieses Beteiligungsverfahren zwischen 
Forschung und Praxis ist typisch für die Berufsbildungs­
forschung und insoweit auch einmalig. 

o Die Sachverständigengespräche bringen einfache und preis­
günstige Hilfen für die Anwendung und Umsetzung neuester 
Forschungsmethoden (national und international) und 
andererseits für Analyse-, Aufbereitungs- und Auswertungs­
verfahren. 

o Sachverständigengespräche sind dabei lIine empirische Basis, 
durch die Probleme und Fragestellungen der FOl1ichung kon· 
kretisiert und FOl1ichungsergebnisse auf ihre Gültigkeit über· 
priift werden können. Sie ersetzen damit z. T. aufwendige, 
kostenträchtige Untersuchungen im Feld und gestatten gleich­
zeitig die Ermittlung von Bedürfnissen der Praxis; 

o Sachverständigengespräche sind von besonderer Bedeutung 
für die Bewertung von Konzeptionen und Planungen in bezug 
auf ihre praktische Umsetzung und zur Verbesserung des 
Mitteleinsatzes sowie zur Beurteilung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen und Verfahren nach ihrer Erprobung; 

o Sachvel1itändigengespräche sind ein wichtiges Bindeglied im 
Austausch Örtlicher gewonnener Erfahrungen, durch die es 
möglich wird, Ergebnisse zu Gesamtaussagen zu verdichten. 
Gleichzeitig werden sie dadurch zu Multiplikatoren beruf­
licher Innovationen für Gruppen, die sonst nur unter sehr 
hohem Mittelaufwand erreichbar sind. 

o Die Beteiligung von Sachverständigen erfolgt in unterschied­
lichen Formen. Sofern es sich um Fragen handelt, bei denen 
das Erfordernis der Beratung über einen längeren Zeitraum 
erkennbar ist, wird ein Fachausschuß gemäß § 1 1  Berufs· 
bildungsförderungsgesetz oder Arbeitskreis gebildet. In Fällen 
spezieller Beratungserfordernisse werden einzelne Sach­
verständige eingeladen. 

o Die Ergebnisse der Arbeiten !Jes BIBB, gerade für neue Aus· 
und Fortbildungsordnungen sowie Ausbildungsmittel, unter­
Hegen zudem bei ihrer Anwendung in den Betrieben einem 
ständigen Bewährungstest in der Praxis, der die weiteren 
Arbeiten fortwährend beeinflußt. 

Die BeteiHgung der gesellschaftlichen Gruppen an den genannten 
Aufgaben des BIBB hat zum Ziel, sowohl hohen fachlichen 
Ansprüchen genügende als auch im Hinblick auf unterschiedliche 
gesellschaftliche Interessen abgestimmte und mitgetragene 
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Arbeitsergebnisse vorzulegen. Der letztgenannte Gesichtspunkt 
ist vor allem wichtig, um eine breite Akzeptanz und Umsetzung 
dieser Ergebnisse in der Praxis der Berufsausbildung zu sichern. 
Dies gilt vor allem für die Ordnungsarbeiten des BIBB. Nicht 
ohne Grund ist deshalb in diesem Arbeitsbereich des BIBB der 
weitaus größt·e Teil der Fachbeiräte und Sachverständigen bera­
tend tätig. Die Mitglieder der Sachverständigengremien haben 
dabei eine doppelte Funktion als fachliche Experten und gleich­
zeitig Vertrauensleute ihrer jeweiligen Organisation. Sie nehmen 
u.a. auch die fur die Akzeptanz wichtige Rückkoppelungsfunk­
tion zu zahlreichen Arbeitskreisen in den Organisationen der 
Wirtschaft und der Gewerkschaften wahr. Damit wird bereits im 
vorstaatlichen Raum im Entstehungsprozeß staatlicher Maßnah­
men eine sehr breite Beteiligung der Praxis ausgelöst. Wenngleich 
die Dauer des Verfahrens häufig zur Kritik veranlaßt, gibt es im 
dualen System der beruflichen Bildung grundsätzlich keine 
Alternative. 
Die Aufgaben der Projektleiter des BIBB in diesem Entwick· 
lungsprozeß staatlicher Ordnungsmaßnahmen sind vielfältig. 
Sie haben darauf zu achten und hinzuwirken, daß unter Berlick­
sichtigung der Ergebnisse der Forschung die für die Ordnungs­
arbeiten bestehenden fachlichen und bildungspolitischen Krite· 
rien erfüllt, die Weisungen der zuständigen Bundesministerien 
beachtet werden und ein Konsens aller Beteiligten erzielt wird. 
Das BIBß als zentrale Forschungseinrichtung für die berufliche 
Bildung bedarf nicht nur eines regen Gedankenaustausches mit 
der "Praxis", sondern auch mit Wissenschaftlern und wissen­
schaftlichen Institutionen in einschlägigen und benachbarten 
Forschungsgebieten. Solche Gespräche dienen vor allem dem 
Erfahrungsaustausch und der Positionserklärung sowie dem Aus­
tausch von theoretisch-methodischen Erkenntnissen und Verfah­
rensweisen. 

Ein Beispiel für solche wissenschaftlichen Sachverständigen­
gespräche bilden die Colloquien auf dem Gebiet der Qualifika­
tionsforschung. Für dieses Feld hat das BIBB durch seine umfas­
senden Arbeiten eine in der Fachöffentlichkeit anerkannte 
Clearing- und Steuerungsfunktion übernommen. Dazu finden 
u. a. in zwei- bis dreijährigen Abständen Colloquien unter Betei· 
ligung aller einschlägig arbeitenden Institute und einzelner 
Wissenschaftler statt, die sowohl den Erfahrungsaustausch als 
auch der theoretisch-inhaltlichen und meth<xlischen Entwicklung 
dienen. 

4 Die Kosten 

Die Beratung durch Fachbeiräte ist der kostengiinstigste Weg, 
den unverzichtbaren Sachverstand der Praxis für die Aufgaben­
erfüllung des BIBB wirksam zu mobillsieren und zu nutzen. Es 

· erfolgt nur eine teilweise Kostenerstattung. Die Arbeitgeber der 
Sachverständigen zahlen bis auf wenige Ausnahmen die Löhne 
und Gehälter auch für die Zeit der ehrenamtlichen Tätigkeit 
weiter. Ferner sind Zeiten der Vor- und Nachbereitung auf die 
Sitzungen zu berücksichtigen, für die das BIBB ebenfalls keine 
VerQÖtung zahlt. Honorare - wie in der Hochschulforschung 
üblich - werden an die Fachbeiräte grundsätzlich nicht gezahlt. 
Aufgrund eines gelietzlichen Auftrags, einschlägige Rechts· 
verordnungen vorzubereiten und die betriebliche Berufsausbil­
dung durch flankierende Maßnahmen zu fördern, deren Umset­
zung nur durch die Beteiligung der Unternehmen bzw. Sozial­
partner erreicht wird, muß die finanzielle Beteiligung des 
BIBB an der Durchführung von Sitzungen der Fachbeiräte und 
ähnlichen Ausschüssen in Form der Übernahme von Reisekosten 
durchaus als angemessen betrachtet werden. Das BIBB ist dabei 
ständig bemüht, alle Möglichkeiten zur Kostenminimierung aus­
zuschöpfen. 
Von besonderer Bedeutung für eine Gesamtwürdigung ist außer­
dem, daß das B IBB bei allen Ordnungsverfahren nur einen Teil 
der für die Fertigstellung der jeweiligen Projektarbeiten entste­
henden Gesamtkosten trägt. Viele rur den Fortgang der Beratun­
gen wichtige Vorbesprechungen finden jeweils in den Organisa-
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tionsbereichen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer statt und 
werden von ihnen finanziell getragen. Sie dienen der Positions­
klärung und unmittelbaren Vorbereitung der Arbeiten im BIBB. 
Bei diesen verbandsinternen Arbeiten werden je nach Bedarf 
auch noch weitere Sachverständige beteiligt, die im BIBB aus 
Kostengründen nicht beteiligt werden können, obwohl ihr Bei­
trag für das Ergebnis von Bedeutung ist. 
Dieses Beratungssystem ermöglicht, die Zahl der bei den Bera­
tungen im BIBB beteiligten SaChverständigen so niedrig wie 
möglich zu hatten. Dabei geht das BIBB grundsätzlich von einer 
Richtzahl von zwei Experten pro Ausbildungsberuf für jede der 
Sozialparteien au •. Diese Zahl kann nur in besonders begründe­
ten Ausnahmefällen (z. B. bei mehreren Fachrichtungen in einem 
Ausbildungsberuf) überschritten werden. Bei der laufenden Neu­
ordnung des großen Ausbildung&bereichs Metallindustrie wurde 
wegen der Vielzahl (42) der Berufe vereinbart, unter dieser 
Richtzahl zu bleiben (63 Sachverständige). 

5 Maßnahmen zur weiteren Strllffung des Verfllhrensllblaufl 

Das BIBB setzt seit dem Verfahrensbeschluß des Hauptausschus" 
ses vom 18.5.1979 regelmäßig Fristen für den Projektablauf, 
wobei für die Planung des Erarbeitungs· und Abstimmungsverfah­
rens einschließlich Vorverfahren in Abstimmung mit den zu­
ständigen Bundesressorts in der Regel eine Frist von 2 Jahren 
zugrundegelegt wird. Allerdings entzieht sich der Prozeß der 
Konsensfindung mit den Sozialparteien und den Ländern einer 
exakten Planbarkeit durch das Bundesinstitut. 

Das BIBB bemüht sich verstärkt, die Kosten der Fachbeirats­
tätigkeit dadurch zu minimieren, daß die Zahl der Sachverstän­
digen so weit wie möglich begrenzt wird, wobei ein Kompromiß 
zwischen denzu beteiligenden Fachverbänden und Einzelgewerk­
schatten angestrebt wird. Darüber hinaus werden Zahl und 
Dauer der Sitzungen auf das absolut notwendige Maß beschränkt. 
Durch Vergleichsberechnungen wird geprüft, ob die Einberufung 
einer Sitzung außerhalb Berlins aus wirtschaftlichen Gründen 
geboten erscheint, ohne dabei berlinpolitische Aspekte außer 
acht zu lassen. Jede Sitzung wird sorgfältig schriftlich vor- und 
nachbereitet und schließt mit weiterführenden Entscheidungen 
,b. 
Der Hauptausschuß hat inzwischen beschlossen, den Verfahrem­
ablauf dadurch weiter zu vereinfachen, daß der Länderausschuß 
des BIBB nicht mehr in das Vorverfahren, sondern nur noch in 
das Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren eingeschaltet wird. 

6 Ordnungspolitik und Entbürokratisierung 

In der letzten Zeit sind in der Öffentlichkeit im Rahmen der 
allgemeinen Diskussion über Entbürokratisi�rung .von Gesetz· 
gebung und Verwaltung auch kritische Fragen gestellt worden, 
die sich auf Umfang und Regelungstiefe von Ordnungsmaßnah­
men als Rechtsnormen beziehen. Dies sollte Anlaß sein, die 
Arbeitsergebnisse und Verfahrensregeln des BIBB auch unter 
diesem Gesichtspunkt zu überprüfen. 
Grundsätzlich gilt für das BIBB, daß zu Anfang jedes Verfahrens 
zur Neuordnung von Aus- und Fortbildungsregelungen der 
Bedarf der Praxis zu klären ist. Es gibt dabei kein Neuordnungs­
verfahren ohne eine intensive Mitarbeit der interessierten und 
betroffenen Kreise. Damit soll .nicht nur, wie bereits dargelegt, 
für die Arbeitsergebnisse eine möglichst breite Akzeptanz gesi­
chert, sondern auch gewährleistet werden, daß Inhalt und Form 
der neuen Verordnungen sich an den konkreten bildungspoliti­
schen Vorstellungen und Anforderungen der betrieblichen Praxis 
orientieren. Aus- und Fortbildungsordnungen, die überholt sind, 
werden im Zuge der Neuordnung aufgehoben bzw. mit anderen 
zusammengefaßt. 
Diesem ständigen Bemühen ist es auch zu verdanken, daß die 
Zahl der durch Rechuverordnungen anerkannten Ausbildungs­
berufe von 627 Anfang der 70er Jahre auf zur Zeit433 reduziert 
und konzentriert werden konnte. Darin kommt gleichzeitig auch 
das Bestreben nach Rationalisierung und Qualitätssicherung der 
beruflichen Bildungsarbeit zum Ausdruck. 
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Der Sorge vor einer Überregelung durch staatliche Verordnungen 
wirkt außer der erwähnten Konzentration der Ausbi\dungsord­
nungen auch das Bemühen entgegen, den Umfang der einzelnen 
Rechtsverordnungen in den fachlich und bildungspolitisch gebo­
tenen Grenzen zu halten. Dabei hat sich gezeigt, daß die moder­
nen Ausbildungsordnungen gerade auch für den Bereich der 
Klein- und Mittelbetriebe einen sehr wichtigen Anleitungs­
charakter besitzen, insbesondere auch hinsichtlich des zeitlichen 
und sachlichen Ablaufs der Ausbildung. Minimalstoffkataloge, 
wie sie früher üblich waren, reichen für die Betriebe mit Sicher-

Birgit Binger I Peter Dreller I Willy Klawe 
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heit nicht aus. Vielmehr muß die Ausbildungsordnung - das 
gleiche gilt für Fortbildungsordnungen - so angelegt sein, daß 
sie klare Gualifikationsziele enthält und gleichzeitig als Ausbil­
dungsanleitung brauchbar ist, Die Betriebe werden damit nicht 
in einer flexiblen Handhabung des Ausbildungsablaufs behindert, 
die ihren jeweiligen unterschiedlichen strukturellen Gegebenhei­
ten entspricht, zurnal Abweichungen vom typischen Ausbildungs­
ablauf zulässig sind, soweit dadurch keine Beeinträchtigungen 
der Ausbildungsziele gern. § 6 Abs. 1 Nr. 1 BBiG eintreten (sog_ 
F lex ibiHtätsk lauseIl . 

Lebenssituation, Berufswahl und 
Berufsperspektiven von Sonderschülern 
Ein Seminarkonzept 

Ausgehend von mehrjährigen Erfahrungen mit Seminaren zur 
Berufsvorbereitunlll von Hauptschülern (vgl. Brucker u.a. 1980) 
hat der Fachbereich Jugendbildung der Volkshochschule Norder­
stedt ein Konzept zur Berufsvorbereitung von Sonde�hülern 
entwickelt, das im folllenden konzeptionell und in seinen prak­
tischen Erfahrungen darllestellt werden soll. 
Die gemachten Erfahrungen zeigen, daß zum einen eine außer· 
schuli5Che Ergänzung des schulischen Unterrichu zum Themen­
kreis ,Berufswahl und Berufsfindung' notwendig ist; daß zum 
anderen in einer solchen Maßnahme die Aspekte der Lebens­
situation und des Lernverhaltens von Sonderschülern spezifisch 
didaktisch-rnethodbche Überlegungen erfordern. 
Bei der hier vorgestellten Maßnahme handelt es sich dabei um 
eine k u r z z e i t p ä d a g o g i s c h e  Aktivität,.die selbstver-
5tändlich längerfristige Bemühungen, die andernorts erprobt 
werden (vgl. ABEL 1983, HENSGE 1982und KLOAS!WIEDER­
HOLD-FRITZ 1983) nicht ersetzen kann. 

1 Lernsituation, Berufswahl· und Arbeiumarktsituation von 
Sonderschülem 

1.1  D i e  L e r n s i t u a t i o n  u n d  d i e  s i e  b e e i n f l u s s e n -
d e n  F a k t o r e n  

I n  der Schule für Lernbehinderte finden sich Schüler mit unter­
schiedlichen Behinderungen oder Störungen. Die Palette reicht 
von der Normalbegabung bei sozialer Auffälligkeit bis zur geisti· 
gen Behinderung. Mehrfachbehinderungen primärer oder sekun­
därer Art sind häufig. 
An vielen Schulen stammt der größte Teil der Schüler aus sozio­
kulturell benachteiligten Filmilien; die bei ihnen zur Überwei­
sung an die Sonderschule für Lernbehinderte führende Lern­
behinderung muß als sekundäre Störung angesehen werden. 
Die Lernsituation ist meist gekennzeichnet durch das Erlebnis, 
versagt zu haben. Diese negative Selbsterfahrung der Schüler 
blockiert .oft vorhandene Potentiale; dabei werden sie in ihrem 
negativen Selbstwertgefühl von allen Seiten bestätigt, da vor· 
rangig die kognitive Leistungsfähigkeit bewertet wird, nicht die 
vorhandenen Begabungen oder Eigenschaften. 
Oftmals wird lernbehinderten eine .. praktische Begabung" 
zugesprochen, dabei werden sie allerdings zugleich diskriminiert, 
da ihnen jegliche theoretische Fähigkeit abgesprochen wird. Dies 
führt zu einer Einengung der Lerninhalte in bezug auf die Hin· 
führung zu einem geeigneten Beruf, die häufig nicht gerecht­
fertigt ist und Vorauseinschränkungen beinhaltet, die sich nicht 
aus der Lernbehinderung ergeben. "Grundsätzlich ist . . .  neben 
der jeweiligen Beeinträchtigung (Negativabgrenzung von Lei· 
stungsmängelnl auch das vorhandene Lempotential (Positiv-

abgrenzung der Leistungsfähigkeit) . . .  heranzuziehen" (K LOASt 
STENGER 1980). 

Schullaufbahn- und Bildungsentscheidungen können sich heute 
in der Bundesrepublik Deutschland allerdings weitgehend an den 
Defiziten orientieren, da die $onderpäda9ogiiChen Maßnahmen 
vom Kindergarten angefangen 50 ausgebaut sind, daß eine durch­
gängige Sonderbetreuung möglich ist. 
Wenn dieser Ausbau anfangs uneingeschränkt positiv für die 
Betroffenen bewertet wurde, muß heute diese Bewertung korri­
giert werden. 
Die ökonomischen Bedingungen der Familien lernbehinderter 
Schüler lassen zumeist nur Außenkontakte im engsten Umfeld 
zu und führen zwangsläufig zu einer gesellschaftlichen Isolation, 
die durch die Beschulung in einer "Sondereinrichtung" verhäng­
nisvoll ,ergänzt' wird. 
Schüler der Lernbehindertenschule mit scheinbar besserem fami­
liären Hintergrund haben mit anderen Formen der Diskriminie­
rung zu kämpfen. Gegenüber Dritten wird von ihnen und ihren 
Eltern die Schulform oft verleugnet, da der Besuch der Sonder­
schule für Lernbehinderte als Makel empfunden wird, der sich 
auch auf die Eltern überträgt. In der Nachbarschaft kann der 
Sonderschulbesuch aber mein nicht verheimlicht werden, was 
dazu führt, daß sich ein Freundeskreis für die Schüler nicht 
normal entwickeln kann. 
Diese "Diskriminierung" führt für den Sonderschüler erneut zu 
einer Isolation, die tatsächlich oft die Eltern mit einschließt. 
Auf der anderen Seite wirft sie die Schüler auf Freundschaften 
innerhalb der Klasse oder Schule zurück, die im Gegensatz zur 
Hauptschule durch den großen Einzugsbereich einer Sonder­
schule häufig nicht in die Freizeit hineinreichen. 

1.2 A s p e k t e  d e r  B e r u f s w a h l s i t u il t i o n  

Ein autokratisches Verhalten vieler Sonderschullehrer aufgrund 
falsch verstandener Fürsorge führt zu vollkommener Begleitung 
der Kinder und JugeAdlichen bis zur ScI1ulentlassung, auf seiten 
des Schülers zu geringer Selbständigkeit und einem wenig ent· 
wickelten Selbstkonzept. 
Die familiäre Situation und die gesellschaftliche Isolation lassen 
eine möglichst umfassende Information jeder Art, also auch in 
bezug auf eine geeignete Berufswahl, selten zu. Die Berufs· 
wünsche der Schüler orientieren sich weitgehend an den Berufen 
der Eltern oder naher Verwandter und Freunde, wODei der 
Überblick über die konkreten Berufsmäglichkeiten und die 
Berufsinhalte kein8$wegs durch diesen Umstand an Realitäts­
nähe gewinnen. 
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Die negativen Entwicklungsbedingungen sowohl schulischer als 
auch familiärer Art lassen eine eigenbestimmte Berufswahl nicht 
oder nur selten zu. Die angespannte Situation auf dem Arbeits· 
markt führt darüber hinaus dazu, daß von einer "Berufswahl" 
bei Lernbehinderten kaum noch gesprochen werden kann: Ent­
weder der JU!Jlndliche nimmt eine ihm angebotene Arbeit an 
oder er wird mit dem Ende der Schulzeit arbeitslos. Allerdings 
haben Schüler dann bessere Chancen beim Eintritt in das Berufs­
leben, wenn sie von der Schule oder anderen Stellen die Möglich­
keit erhalten, an einem Berufswahlunterricht teilzunehmen 
(SCHUlZ-MESSING 1983). 

1.3 G e d a n k e n  z u r  A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n  

"langjährige Erfahrungen aus der betrieblichen Ausbildungs· 
praxis . . .  zeigen, daß selbst Jugendliche mit extremen lern· 
schwierigkeiten . . .  bei entsprechender Förderung fähig sind, 
eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf aufzu· 
nehmen und erfolgreich abzuschließen" (K LOAS/STENGER 
1980, S. 91). Es zeigt sich jedoch, daß aus den Schwierigkeiten 
lernbehinderter u. a. folgende Faktoren resultieren, die sich für 
sie negativ am Arbeitsmarkt auswirken können: 

Unrealistische Berufswünsche, 
geringes Eigeninteresse am Beruf, 
geringe soziaie Anpassung, 
niedrige Frustrationstoleranz. 

Auf seiten der Arbeitgeber stehen der Beschäftigung Lernbehin­
derter Bedingungen entgegen, die nur langsam aufgearbeitet 
werden können: 

Die Ausbilder oder Vorarbeiter sind auf möglicherweise anfal· 
lende Probleme nicht vorbereitet, 
die Beschäftigung Lernbehinderter hebt nicht das Ansehen, 
wie dies z. B. ein Ausbildungsprojekt mit blinden Jugend­
lichen tun würde, 
lernbehinderte gelten nach dem Geseu nicht als Schwer­
behinderte, d. h. die Arbeitsplätze sind nicht auf die 6 Prozent 
Arbeitsplätze für Behinderte anrechenbar, 
in Betrieben, die als Auswahlverfahren einen Test einsetzen, 
bekommen die Lernbehinderten aufgrund schlechterer Ein­
gangsvoraussetzungen fast nie eine Chance, überhaupt zum 
Vornellungsgespräch eingeladen zu werden, so haben Personal­
chefs nicht die Möglichkeit, sich über die Leistungsfähigkeit 
Lernbehinderter persönlich zu informieren. 

2 Ziele einer Berufsvorbereitung für Sonderschüler 

Vor dem Hintergrund dieser Über�gungen wurden die Zielset· 
zungen für unsere Seminararbeit konzipiert. Handlungsleitendes 
Ziel ist für uns die Selbständigkeit des Schülers. Unsere Seminare 
sollen für die Schüler ein Tell der Vorbereitung von relativer 
Unselbständigkeit hin zur Selbstverantwortung sein. Wir wollen 
jeden einzelnen Schüler in seinen Fragen und Überlegungen zu 
Berufsleben und weiterführenden Bildungsgängen ernst nehmen 
und stärken. Dabei ist Ziel unserer Arbeit, daß sich die Schüler 
über ihre Rolle als Lernbehinderte bewußt werden, lernen, über 
die Hintergründe der Behindertenproblematik nachzudenken, um 
daraus Verhaltensstrategien zu entwickeln. 
Indem wir ihnen für die Reflektionen einen möglichst angst­
freien Raum und eine pädagogische Begleitung anbieten, möch­
ten wir zu einer Festigung ihres Selbstwertgefiihls beitragen. 
Konkret soll diese allgemeine Zielsetzung in drei Schwerpunkt· 
bereichen realisiert werden: 

a) Aspekte der sich verändernden Lebenssituation 

Hierbei geht es uns in erster Linie um die Vermittlung von 
realitätsgerechten Zukunftsbildern. Die Schüler sollen befähigt 
werden, die auf sie zukommenden lebensentscheidenden Verän· 
derungen durch die Berufswahl, Berufsfindung und den späteren 
Eintritt in das Berufsleben in einer Form zu erfassen, die ihren 
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Fähigkeiten entspricht. Ausgangspunkt ist dabei für uns die 
Erlebniswelt der Schüler, die durch Elternhaus, Verwandte und 
ältere Freunde geprägt ist. 
Es geht uns dabei darum, auch dit� Veränderungen der Beziehun' 
gen im und zum Elternhaus und zu Freunden und Freundinnen 
sowie geänderten Freizeitbedingungen zu erarbeiten. Auch die 
zukünftigen ökonomischen Perspektiven der Lebensgestaltung 
sollen dabei berücksichtigt werden. Hierzu gehört auch die ,Ein­
stimmung' auf mögliche Arbeitslosigkeit. 

b) Möglichkeiten und Grenzen der Berufsfindung 

In Abgrenzung zur Berufsberatung geht es. uns hier darum, 
Verhaltensweisen zu vermitteln, die die individuelle Chance bei 
Bewerbungen, persönlicher Vorstellung und Betriebserkundun· 
gen erhöhen. 

cl Rechtlicl;le Aspekte von Ausbildung und Beruf 

Durch die Kenntnis einer Auswahl rechtlicher Vorschriften im 
Berufsausbildungs- und Arbeitsrechtsbereich wollen wir die 
Jugendlichen befähigen, sich selbst eine Vorstellung vom späte­
ren Berufs�ben, bezogen auf betriebliche Probleme und Mög­
lichkeiten und Grenzen der DurchseUung ihrer eigenen Inter­
essen in Konfliktsituationen zu erkennen. In exemplarischer 
Arbeit mit GeseUestexten geht es dabei auch um die Fähigkeit 

. der Schüler, mit GeseUen und Vorschriften umgehen zu können. 

3 Konzeptionelle und methodische Überlegungen zum Seminar 

Die Konzeption unserer Seminare für Sonderschüler orientierte 
sich zunächst an unseren mehrjährigen Erfahrungen mit Beruh­
vorbereitungsseminaren für Hauptschulabgangsklassen. Diese 
Seminare werden mit Abgangsklassen in Bildungsstätten 5tägig 
durchgeführt. Im Rahmen dieses Seminarprogramms werden in 
folgenden Phasen Fragen der Berufsvorbereitung und der Berufs­
realität angesprochen: 
o Aktualisierung und Reflektion der bei den Schülern bereits 

vorhandenen Berufswünsche, Erfahrungen mit dem Arbeits­
leben und Zukunftsvorstellungen; 

o Konfrontation der Schülervorstellungen mit der Berufsrealität 
und nochmaliges Überdenken eigener Berufsperspektiven; 

o Kennenlernen rechtlicher Bedingungen von Ausbildungs- und 
Berufsleben sowie Erarbeitung von verhaltensmäßiger Umset­
zung bei Konflikten im Arbeitsleben; 

o Verarbeitung der Erfahrungen der vorangegangenen Phasen 
anhand eines betrieblichen Koofliktes (Planspiel); 

o Vorbereitung auf konkret bevorstehende Schritte für die 
Berufswahl (Bewerbung, Bewerbungsschreiben, Bewerbungs­
gespräch uswJ (BRUCKER u. a. 1980, S. 43). 

Wir konzipierten unser Sonderschulprojekt so, daß wir eine 
Sonderschulklasse sowohl im 8. Schuljahr vor dem Betriebsprak­
tikum als auch im 9. Schuljahr nach dem Betriebspraktikum mit 
dem gleichen Team der Volkshochschule betreuten. Dadurch 
ergab sich die Möglichkeit, zunächst Vorstellungen von Berufs­
leben und die dadurch sich beding!!nden Veränderungen des 
Umfeldes zu erkunden, konkretere Vorstellungen zu entwickeln, 
diese anhand der durch das Praktikum gemachten eigenen Erfah­
rungen ansatzweise zu überprüfen und den Versuch zu unter­
nehmen, diese Erkenntnisse wkunftsorientiert umzusetzen. 
Grundsatz unserer didaktisch methodischen Überlegungen ist, 
eine zum schulischen Lernen alternative lernsituation zu schaf­
fen, die durch partnerschaftlichen Führungsstil, Eigenaktivitäten 
der Schüler- und Gruppenarbeit. Die Schüler und Schülerinnen 
sollen aus Erfahrungen selbst lernen können, daraus Einsichten 
formulieren und Probleme erkennen. Dabei muß bei der Umset­
zung folgendes berücksichtigt werden: 
o Grundsätzliche erhebliche Lernbarrieren: wie geringe Kenntnis 

und wenig Information über den Produktionsbereich, dessen 
Strukturen weitgehend als unveränderlich erscheinen. 
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o Unrealistische Erfahrungen beim Kontakt mit der beruflichen 
Wirklichkeit in eingeschränkten Situationen (Ferienjob, Prak­
tikum). 

o Unrealistische Vorstellungen und Erwartungen (vgl. 
BRUCKER u. a. 1980, S. 37) über die Ausbildung. 

Dazu kommen starke Probleme der Schülerinnen und Schüler in 
schriftlicher Darstellung und Ausdrucksweise, im zeitlichen 
DurchhaltevermÖQen über eine "normale" Unterrichtsstunde 
und einen "normalen" Unterrichtstag hinaus, in der Belastbar­
keit in bezug auf wechselnde Themen und bei der Behandlung 
von eingebrachten Arbeitsmaterialien und Papieren. 

Die zuletzt genannten Probleme spiegeln nicht unbedingt den 
Grad der Begabung und Intelligenz der Sonderschülerinnen und 
-schüler wider, sondern sind eher ein Ausdruck dessen, wie mit 
Lernbehinderten in Sonderschulen größtenteils umgegangen 

wird. Schüler und Schülerinnen werden unterfordert, und sie 
werden als hi lfsbedürftige, kindliche Menschen, ohne historische 
und gesellschaftliche Erfahrungen betrachtet. Der eigene Wille 
zum emanzipatorischen Lernen wird dabei häufig nicht entschei­
dend gefördert. 
Aus diesen Voruberlegungen heraus ergaben sich folgende 
Grundprinzipien unserer Arbeit: 

1) Produktorientierte Arbeitsformen 

Im Unterschied zum üblichen Schulalltag soll die produktorien­
tierte Arbeit folgende Fähigkeiten entwickeln: 
o innerhalb einer Gruppe zu kommunizieren und zu koope­

rieren; 
o Kreativität und Phantasie im Rahmen der Darstellung der 

Arbeitsergebnisse zu erproben; 
o Gelerntes anderen mitzuteilen und den Adressaten so mit 

dem Problem vertraut zu machen; 
o einfache Hypothesen w bilden; 
o selbstbewußt Material zu sammeln; 
o sprachliche und nichtsprachliche Kommunikation zu intensi­

vieren und zu differenzieren; 
o eigene Lernprozesse und ihre Ergebnisse zu dokumentieren 

und darzustellen_ 
Dabei sollen diese Arbeitsfonnen nicht nur Aufhänger oder 
Anlaß sein, sondern die Darstellung der Ergebnisse am Ende des 
Seminars sollen das Gelernte plastisch vermitteln und nachvoll­
ziehbar machen. 
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2) Arbeit In kontinuierlichen Arbeitsgruppen mit Teamern 

Produktorientiertes Arbeiten ist nur in kontinuierlichen Gruppen 
möglich_ Darüber hinaus sind wir der Meinung, daß wir Defizite 
aus dem Schulalltag nicht dadurch aufarbeiten können, daß wir 
die Schüler in wechselnden Gruppen und mit wechselnden An­
sprechpartnern täglich neu konfrontieren. Wir müssen auf die 
Alltagsgewohnheiten der Schüler Rücksicht nehmen, die in der 
Schule auf einige wenige Lehrpersonen orientiert sind. Deshalb 
bestehen über die ganze Woche feste Arbeitsgruppen mit den 
Schülern. 

3) Abwechslungsreicher Ein�tz von Medien und Methoden 

Bei der Gestaltung der Abschnitte unseres Programms wollten 
wir darüber hinaus zweierlei verwirklichen: 

Orientierung an den Erlebnissen der Schüler im Praktikum 
oder an Faktoren des Arbeitslebens vermittelt über Eltern 
und Verwandte_ 
Einsatz motivierender Methoden und Medien (Spiele, Video, 
Zeitung, Theater), um die Schüler zusätzlich zu motivieren 
(Abb. 1 ) .  

Die produktorientiarte Albltit, d.h. die thematische Gruppen­
arbeit mit dem Zwang, am Ende der Seminarwoche den anderen 
Mitschülern ein vorzeigbares "Produkt" darbieten zu können, 
hat sich als zentrale methodische Arbeitsform mit Sonder­
schülern in dieser Woche bewährt. Zwei der insgesamt drei 
Kleingruppen stellten ihre Vorstellungen vom Arbeitsleben in 
Form eines Videofilms dar, die dritte Gruppe produzierte eine 
Seminarzeitung. Beide Medien - zu denken ist etwa auch an 
Collagen, FotoaussteUungen o. ä. - erweisen sich für die Arbeit 
als besonders geeignet, weil sie Mitarbeit auch für diejenigen 
Schüler eröffnen, die sprachliche Defizite mitbringen, sich aber 
über "technisches" Engagement trotzdem vollinhaltlich mit der 
Gruppenarbeit identifizieren können. In allen Kleingruppen 
wählten die Schüler die ihnen wichtigen Schwerpunkte und die 
Art ihrer Darstellung selbst, die Teamer halfen vor allem bei der 
technischen Umsetzung sowie der Strukturierung des Arbeits­
prozesses. 
Im Anschluß an die erste Woche und nach Auswertung der 
Erfahrungen und Arbeitsergebnisse wurde das Seminarprogramm 
für die zweite Woche, die nach dem Praktikum lag, entworfen 
(Abb. 2, S. 109): 

Abbildung 1 :  Seminarprogramm "Was wird nach der Schule?" für Sonderschüler der Klasse B (erste Woche) 

Montag 

Ankunft, Erkundung 
der näheren und 
weiteren Umgebung 

Plenum: 
Hinweise zum 
Ablauf der Woche 
Bildung von drei 
festen Klein· 
gruppen 

Arbeitsgruppen: 
Wer bin ich - meine 
Stärken und Schwächen 

Eigene Vorstel lung der 
Teilnehmer mit Ton­
kassette und Wand· 
zeitung 

Dienstag 

Plenum: 
- Wanning up 
Vorstellung der 
Arbe itsgru ppen· 
ergebnisse mit Ton-

_ kassetteIWandzeitung 

Arbeitsgruppen: 
,Arbeit - was ist das?' 
Vorbereitung der 
produktorientierten 
Arbeit 

Video 
- Zeitung 

Film: 
Charlie Chaplin 
,Moderne Zeiten' 

Mittwoch Donnerstag Freitag 

Arbeitsgruppen: Plenum: Plenum: 
Was erwartet uns - - Warmingup - Warmingup 
was erwarten wir im 
Praktikum? Arbeitsgruppen: Vorstellung der Produkte: 

Rechte und Pflichten zwei Videofilme 
produk torienti,erte während des Prak· - eine Illustrierte 
Arbeit mit tikums 

Video Was verändert-sich jeweils kurze Diskussion 
Zeitschrift während des Prak-
( I llustrierte) tikums? gemeinsame Auswertung 

Arbeitsgruppen: Plenum: 
Wie suche ich mir Vorbereitung, Planung 
eine Praktikums· und Einkauf für gemein· 
stelle? sames Abendessenl 

o rientierungsh ilfen Freizeit 
Vorstellungs· 
gespräch 
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Abbildung 2: Seminarprogramm: "Was wird nach der Schule?" für Sonderschüler der Klasse 9 (lweite Woche) 

Montag 

Ankunft, Hinweise lUm 
Ablauf der Woche 
Gruppenbildung 

Dienstag 

- Warming up 

Arbeiugruppen: 

Mittwoch 

- Warming up 

Plenum: 

Donnerstag Freitag 

- Warming up - Warming up 

Plenum: Plenum: 
Collagen: Was verän- Vorspielen der drei Vorstellung der exemplarische Rollen-

Arbeitsgruppen: dert sich in der Zu· Konfliktsituationen rechtlichen Grund- spiele: 
Was haben wir im Prak· 
tikum erlebt, was ist 
uns aufgefallen? 

kunft: durch die Teamer lagen 
Wie lebe ich jetzt, Fortsetzung der Bewe rbu ngsgespräch 
wie lebe ich in Arbeiugruppen: Spielszenen Auswertung und 

- Auswertung - 10 Jahren? Bearbeitung jeweils aus den Arbeitsgruppen Anregungen 
eines Rechtsfalls 

Plenum: Plenum: Bearbeitung der Bewerbungsschreiben Abschlußgespräch 
Ausstellung gesetzlichen ""d Vorstellung der Arbeits­

gruppenergebnisse der Collagen Bestimmungen Arbeitsgruppen: Seminarkritik 
Pantomime Aufstellung eines des JArbSchG Vorbereitung des 
Vergleich der Prak· 
tikumserfahrungen 
mit den Erwartungen, 
die in der letzten 
Seminarwoche 
erarbeitet wurden 

Haushaltsplans konstruktive Wei- Bewerbungs-
terführung der gesprächs 

Film: vorgespielten 
Am Ende des Regen- Szenen 
bogens selbstorganisiertes 

Abendessen 

4 Bisherige Erfahrungen und Konsequenzen 

Die Auswertung des Praktikums ergab, daß die Schüler die 
Erfahrungen im Praktikum als hilfreich und sinnvoll ansehen, 
allerdings die Zeit als zu kurz empfinden. Manche wünschten 
sich noch Erfahrungen in anderen Praktikumsfeldem. Die Schüler 
stellten fest, daß sie von den Praktikumsstellen gelangweilt 
waren, in denen sie nicht gefordert wurden. Hier zeigte sich, daß 
die These von der Unterforderung der Sonderschüler auch für 
die Praktikumsphase gilt. Zusammenfassend können wir fest­
stellen, daß die außerschulischen Vorbereitungen von Sonder­
schülern auf Berufswahl und Berufsentscheidung sowie künftige 
Konflikte in der Arbeitswelt durchaus sinnvoll ist und geradezu 
notwendig erscheint, da dieser Aspekt von der Schule vielfach 
vernachlässigt wird. 
Allerdings sind nach unseren Erfahrungen für diese Arbeit die 
notwendigen Voraussetzungen lU schaffen. Diese Voraussetwn· 
gen liegen für uns einmal darin, daß für eine SchulklaS$e minde­
stens drei pädagogische Mitarbeiter das Seminar kontinuierlich 
betreuen müssen. Weiterhin können solche Seminare auch von 
ihrem solialen Lernerfolg her nur in kompakter Form mit aus­
wärtiger Unterbringung außerhalb des Schulalltages stattfinden. 
Nur so ist gewährleistet, daß sich die Schüler auf eine andere als 
die schulische Situation einlassen. Im Vergleich der beiden 
Wochen und aus der Beobachtung des lernverhaltens von SO/lder­
schülern heraus halten wir es für unabdingbar, das Prinzip 
produktorientierter Arbeit generell durchluhalten. Auch dort, 
wo es um die Vermittlung von Hintergrundinformationen geht, 
müssen produktorientierte Formen gefunden werden, die die 
Sonderschliler in die Lage versetzen, sich selbständig Hinter­
grundinformationen anzueignen. 
Von der zeitlichen Einordnung der Seminarwochen her regen 
wir eine stärkere - Annäherung an das Praktikum an. Unsere 
Erfahrungen haben gezeigt, daß der Erinnerungs- und Zeit­
horilOnt von Sonderschülern relativ eng ist, so daß zwischen 
Vorbereitung des Praktikums, Absolvierung des Praktikums und 
Nachbereitung des Praktikums nicht luviel Zeit verstreichen 
sollte. 
Wesentlich für den Erfolg dieser Arbeit erscheint uns eine starke 
Kooperation mit dem Klassenlehrer der Schüler, denn 

die Lebens- und Alltagsprobleme Jugendlicher treffen diese 
in der Gesamtpersönlichkeit. Eine einseitige kognitive Bear­
beitung (in der Schule) ist ebenso unvollständig wie aus· 

schließlich affektiv-soziale Hilfen (in der außerschulischen 
Arbeit). 
Soziales lernen ist eine Dimension aller lernprozesse, und 
daher nicht dem kognitiven Lernen gegenüberzustellen. 

Außerschulische Bildung und Jugendhilfe dürfen nicht nur 
"kompensatorisches Gegenstück" lur Schule sein. Eine Ver­
arbeitung und sinnvolle Umsetlung in die eigene Lernsitua­
tion ist dem Jugendlichen nur dann möglich, wenn, statt 
gegensätzliche Erfahrungen zu vermitteln, die Lernfelder von 
Schule und außerschulischer Bildung "verlahnt" werden (vgl. 
KLAWE 1981). 

Nur eine Einbeliehung des Lehrers in die Zielsetzungen und die 
Durchführung der Seminare gewährleistet eine kontinuierliche 
Weiterarbeit mit den Schülern auch nach Abschluß des Seminars. 
So wird sichergestellt, daß 

die inhaltlichen, methodischen, organisatorischen, finanziel­
len und personellen Ressourcen beider Bereiche ausgenutzt 
werden, um, orientiert an den Interessen und Problemen der 
Jugendlichen, konkrete SOlialisationshilfe zu leisten und die 
Jugendlichen zur eigenständigen Bew-ältigung ihrer Lebens­
probleme lU befähigen; 
gemeinsam Lern- und Erfahrungsfelder geboten werden, die 
durch Integration der jeweiligen inhaltlichen und methodi­
schen Kompetenzen beider Bereiche ganzheitlich die drei 
Dimensionen des kognitiven, affektiven und verhaltensorien­
tierten Lernens berücksichtigen und die traditionelle Tren­
nung von kognitivem und sozialem lernen aufheben; 
durch das Erreichen der beiden vorgenannten Ziele bei den 
Jugendlichen vorhandene Aversionen gegen bisher als schu­
lisch erfahrenes lernen abgebaut und 50 Weiterbildungs­
bereitschaft im Sinne des "lebenslangen Lernens" gefördert 
werden. 

Was die weitere Bearbeitung der ge5amten Problematik im 
Rahmen des Schulunterrichts angeht, ist auch an Form der 
Nachbereitung durch die außerschulischen Teamer im schuli­
schen Rahmen zu denken. Wir selbst haben verschiedentlich 
Unterrichtsstunden mit den Klassen, die an eiben genannten 
Seminaren teilgenommen haben, wahrgenommen und konnten 
dabei feststellen, daß das während der Seminarzeit gewonnene 
Vertrauensverhältnis sich auch positiv auf die Gestaltung der 
Nachbereitung auswirkt. 
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Außerschulische Versuche zur Berufsvorbereitung von Sonder­
schülern sind sinnvol l, dennoch ist nicht zu vergessen, daß die . 
pädagogischen Maßnahmen, die versuchen, die Arbeitsmarkt· 
chancen von Sonderschülern zu verbessern, ihre Grenze in den 
Strukturen und Gesetzmäßigkeiten des Arbeitsmarktes finden. 

lit .... tur 

AßE L, R., u. a.: Berufsvorbereitend, Maßnahmen für benachteiligt9 
Jugendliche: BundesinSlitut für Beruhbildung (Hrsg.): Berlin 1983 
(Modellversuche rur beruflichen Bildung. Heft 12) 

BRUCKER, H.; KLAWE,W.; MAACK, H.; RIECKENBERG, L.; Lebens­
ziel Beruf-Arbeitshilfen und Lernmet.rialien für Hauptschule und Jugend· 
gruppen ZUr Be,ufsvorber,itung, Berufsenucheidung, Berufsrealität; 
Reinbek 1980 

HENSGE, K., u. �.: Berufliche AUlbildun(l benachteHigtir Jugendlicher in 
einer auß.lrlatrieblichen Bildungntiittl. Erflhrung&n aus .inern Modell· 
versuch mit dem Beruhamt Berlin. Bundesinititut für Beruhbildung 
(Hrsg.l: Berlin 1982 (Modellversuche zur beruflichen Bildung. Heft 13) 

KLAWE. W.: Schule und lußerschulisch. Bildung: Konkurrenz oder Ko­
operation? In: AußerschulillChe Bildung 1/81 -s. B 26-30 

Willi Maslankowski 

Stellungnahme zu VorSChlägen 

BWP 3/84 

KLOAS. P._W.: STENGER. H.; Blruhschüler ohne Blruhchance? Schrif­
ten zur Beruhbi ldungsplanung. Bend 60; Hannover 1980 
KLQAS. P.,W.;WIEOERHOLO·FR ITZ.S.; u. I.: Berufliche Rehabilitation. 
Bunde.in�titut fiir Beruhbildung (Hrsg.J: Berlin 1983 (Materialien und 
statistische AnalY5lln zur �ruflichen Bildung. Heft 351 

SCHULZ.MESSING. R :  Blnifswahlvorbereitung von Behinderten in de, 
Sonderschule - ein varnachlii .. igter Bereich? In: Berufsbi ldul1(1 il1 Wis­
.. nschaft und Praxll. 12. Jg. (1 983), Heft 1 ,  S. 32-35 

BIBLIOGRAPHIE - Literatur zum Thema -

INSTITUT FÜR ARBEITSMARKT· UND BERUFS­
FORSCHUNG DER BUNDESANSTALT FÜR ARBEIT: 
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für künftige Berufsbildungsmaßnahmen 
der Internationalen Arbeitsorganisation *) 

Vorbemerkung 
Der Auftrag der Internationalen Arbeitsorganisation (lAO) im 
Bereich der Berufsbildung ist so alt wie die 1919 gegründete 
Organisation selbst. der zu ihrem 50. Geburtstag 1969 der 
Friedensnobelpreis verliehen worden ist. Zum ersten Mal in ihrer 
Geschichte hat die Organisation auf ihrer jährlich stattfindenden 
Generalkonferenz (Internationalen Arbeitskonferenz) im Juni 
1981 beschlossen, ihr Berufsbildungs-Programm eingehend zu 
überprüfen. Die Prüfung sollte die Berufsbildung im Zu:.ammen· 
hang mit der neuen internationalen Wirtschaftsordnung (N IWO), 
den Grundbedürfnissen, der sozialen Entwicklung, dem techno­
logischen Wandel und der Dreigliedrigkeit (Zusammenarbeit von 
Regierung. Arbeitgebern und Arbeitnehmern) behandeln. Ver­
schiedene Ausbildungstätigkeiten der IAO, wie die Seeschiffahrts­
ausbildung. die Hotel- und Fremdenverkehrsausbildung und die 
berufliche Rehabilitation, sollten außerhalb des Bereichs der 
Prüfung bleiben. Das Programm zur Fortbildung von Führungs­
kräften ist bereits eingehend geprüft worden. 
Zum Zweck der Prüfung ist eine Meinungsbefragung über die 
Berufsbildung in 44 Staaten der Erde durchgeführt worden. Dar­
unter in der BundesreplJblik Deutschland, in der auch das Bundes­
ministerium für Bildung und Wissenschaft als das für die beruf­
liche Bildung zuständige Bundesressort im November 1982 
befragt wurde. 

Das Ergebnis der Erhebungen in den 44 Staaten führte zu vier 
umfangreichen Grundlagenpapieren der lAD (Dokumente 
GB. 224/PFA!10/1,2,3,4I, die jetzt den derzeit 150 Mitglieds­
staaten der lAD zugeleitet worden sind. Der Inhalt der Grund­
lagenpapiere könnte für aile Steilen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die sich mit der Berufsbildung hier oder im Aus­
land beflissen, von Interesse sein. Das gilt besonders für die vielen 
Vorschläge für die Zukunft. 

* ) Ein ergänzender Aufsatz des Verf�ssers ist erschienen in: Entwicklung 
und Zusammenarbeit, Nr. 5/84, der Deutschen Stiftung für intlrn8' 
tional, Entwicklung, 

Vorschläge 
Ausgehend von den Erfahrungen, die die IAO in der Vergangen­
heit bei ihren Berufsbildungs·AktiYitäten gemacht hat, und den 
sich weltweit abzeichnenden Tendenzen folgend, wurden weit 
über 100 Einzel\lorschläge für künftige Ziele entwickelt. Die 
Vorschläge sind entsprechend den fast ailen Ländern gemein­
samen wichtigsten Langzeitzielen auf folgende Hauptgruppen 
aufgeteilt, wobei die in Klammern gesetzten Zahlen die Anzahl 
der Einzel\lorschläge angeben: 

Bedarf an Berufsbildungs-Systemen 
Die hierzu gemachten Vorschläge beziehen sich auf die 
Ermittlung der Ausbildungsbedürfnisse (4), die Berufsbera­
tung (5), die schulische und betriebliche Ausbildung (51, die 
Koordinierung der Ausbildung (3), die Finanzierung der 
Berufsbildung (n, das Ausbildungs- und Führungspersonal (5) 
sowie die Auszubildenden (12) 
Gleichberechtigter Zugang zur Berufsbildung für Frauen, 
Flüchtlinge und Wanderarbeitnehmer (151 

Sektorbezogener Ansatz zur Berufsbildung 

Diese Vorschläge gelten der Berufsbildung in Schlüsselsekto­
ren (4), der Berufsbildung für neue Technologien (4), der 
Ausbildung für Kleinbetriebe (8), der Berufsbildung für den 
informellen Sektor (4), für ländliche Gebiete (12), für spezi­
fische Qualifikationsebenen (5) sowie Ausbildungskompo' 
nenten in Investitionsprojekten (2) 
Entwicklung der MES·Methodik für Ausbildungszentren und 
Betriebe (Modules of employable skilI) {8) 
Deckung des Bedarfs an Informationen über Berufsbildung (5) 
Dreigliedrige Beteiligung an der Berufsbildung (11)  

Stellungnahme 
Naturgemäß sind die einzelnen Vorschläge, die wegen ihres 
Umfanges hier nicht im Detail wiedergegeben wurden, für aile 
Länder von unterschiedlicher Bedeutung. Die Bedeutung richtet 
sich nach dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwick· 
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lungsstand, nach mehr markt· oder planwirtschaftlich orientier· 
ter Wiruchaftsordnung, nach mehr zentralistischem Einheits· 
staat oder föderalistischer Suatsgliederung sowie nach dem Grad 
der Ausprä�.mg des jeweiligen Berufsbildungssystems. Aus der 
Sicht der Bundesrepublik Deutschland, die in die weltweite 
Befragung der 44 Staaten einbezogen war, sind die weitaus 
meisten Vorschläge - soweit sie überhaupt relevant sind - mehr 
oder weniger weitgehend realisiert. Das bedeutet nicht, daß die 
Vorschläge hier etwa uninteressant wären. Im Gegenteil, sie 
können teils als Bestäti{PJng hiesigen Handeins, teils aber auch 
als Anstoß zu weiterem Handeln gesehen werden. Nachfolgend 
5011 zu einigen Vorschlägen Stellung genommen werden, die aus 
hiesiger Sicht aus verschiedenen Grunden von besonderem Inter· 
esse sind oder deren Umseuung besonders dringlich erscheint. 

Der Vorschlag, bei der Errichtung oder Weiterentwicklung von 
Berufsberatungs·Systemen den Mitgliedstaaten durch die lAD 
Beratung zu gewähren, ist sehr zu begrußen. Die hiesigen Erfah· 
rungen mit der Berufsberatung, fiir die das Bundesministerium 
fur Arbeit und Sozialordnung zuständig ist und die von den 
Arbeitsämtern gewährt wird, zeigen, daß über diesen Weg viele 
Jugendliche in die ihren Wünschen und Fähigkeiten entsprechen· 
den Berufsbildungsgänge gelangen. Viele Sachkenner aus dem 
Ausland äußern sich bei Besuchen von Berufsberatungsstellen in 
der Bundesrepublik Deutschland sehr lobend über diese Einrich· 
tungen und weisen darauf hin, daß diese Beratungsform in ihren 
Ländern zumeist unbekannt ist und daß es sinnvoll wäre, diese 
Einrichtungen auch bei ihnen zu grunden. Die in der Bundes· 
republik Deuuchland ebenfalls vorhandene Bildungsberatung 
in den allgemeinen Schulen ist dagegen auch häufig in anderen 
ländern anzutreffen. 

Mit Beratung hat auch ein anderer Vorschlag zu tun. Nämlich 
. der, eine vergleichende Studie über erfolgreiche Versuche, Unter· 

nehmen zur Ausbildung ventärkt zu motivieren, zu erstellen. 
Eine solche Studie wäre fur die Tendenz, wonach Berufsbildung 
mehr und mehr auch in Betriebe zu verlegen ist, von größter 
Booeutung. In ihr müßten auch Aussagen darüber enthalten sein, 
wie Unternehmen überhaupt zur Ausbildung gewonnen werden 
können. Vornehmlich in Entwicklungsländern dürfte dieses Ziel 
besonders schwer zu erreichen sein. Zu dem Thema wäre es 
sicher nüUlich, wenn die Ausbildungsberatung der Betriebe, wie 
sie in der Bundesrepublik Deutschland den Kammern und ande­
ren zuständigen SteUen durch das Berufsbildungsgesetz zur 
Aufgabe gemacht worden ist, dargestellt würden. 

Der Vorschlag, eine Fallstudie über das Zusammenwirken schuli· 
schar und betrieblicher Berufsbildung zu erstellen, ist auch aus 
hiesiger Sicht von Interesse, weil es sich dabei zwangsläufig um 
den hier mit Abstand bedeutendsten Berufsausbildungsweg der 
Jugendlichen überhaupt handelt: das duale System. Das duale 
System der Bundesrepublik _ Deutschland, das international in 
hohem Ansehen steht, könnte dabei sicher Anregung für andere 
Staaten sein. Das wäre aber auch bei anderen europäischen 
Staaten der Fall. Duale Berufsausbildung besteht zumindest auch 
in Dänemark, der DDR, in Österreich und in der Schweiz. 

Mehrere Vorschläge gelten der Koordinierung der Berufsbildung. 
Ausgangspunkt ist dabei in vielen Staaten das Fehlen einer 
zentralen Koordinierung, wie sie in der Bundesrepublik Deutsch· 
land durch das Bundesministerium fiir Bildung und Wissenschaft 
Nr die außef-schulische Berufsbildung im wesentlichen erfolgt. 
Vor allem in Entwicklungsländern, bei denen es mehr als anders­
wo darauf ankommen muß, die eigenen, oft nur schwachen, 
Kräfte optimal einzuseUen, sind zentrale Zuständigkeiten beson· 
ders dringlich. In den meisten Industrielündern, in denen Berufs· 
bildungs·Systeme bereits gesetzlich �erankert sind, ist die 
Tendenz zu beobachten, bestehende zentral koordinierende 
Zuständigkeiten vertikal und horizontal weiter auszudehnen. 
Vertikal wird angestrebt, möglichst viele Ausbildungsstufen ein· 
zubeziehen, angefangen von der Berufsberatung über die lehr· 
lingsausbildung (Berufslehre) und Weiterbildung bis zur Berufs· 
bildungsforschung (wie beispielsweise in der Schweiz). Horizon· 
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tal wird angestrebt, möglichst alle Wirtschaftssektoren einzu· 
beziehen (wie beispielsweise in der Bu ndesrepublik DeI.ltschland, 
wo lediglich der öffentliche Dienst und die Seeschiffahrt vom 
Berufsbildungsgeseu nicht erfaßt sind). 

Für den Vorschlag, eine Studie über Kosten und Finanzierung 
der Berufsbilduog anzufertigen, dürfte von Bedeutung sein, daß 
es dafür bereits hier Erfahrungen gibt. Dazu zählt vor allem der 
AbschluBbericht " Kosten und Finanzierung der außerschuli5Chen 
beruflichen Bildung" von 1974 und der Bericht der Bundes· 
regierung an den Deutschen Bundestag zu grundsätzlichen Fragen 
der Berufsausbildung vorn 25.8.19B2 {1]. Gegenwärtig ist das 
Europäische Zentrum für die Förderung der beruflichen Bildung 
(CEDEFOP), Berlin, bemüht, eine Studie zur Finanzierung der 
Berufsbildung fiir die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft zu erstellen. 

Der VOBchlag, Studienreisen fiir Ausbildungsleiter und andere 
Fachkräfte der beruflichen Bildung zur Prufung verschiedener 
Aspekte durchzuführen, ist uneingeschränkt zu unterstiiuen. 
Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft finanziert 
solche Reisen berein seit 1978 mit großem Erfolg. An den 
auf Gegenseitigkeit beruhenden Austauschreisen sind bislang 
20 Staaten aus Ost und West, sowohl hoch· als auch weniger 
hochentwickelte Länder beteiligt. Die Nachfrage ist so groß, daß 
immer mehr Bewerber unberiicksichtigt bleiben müssen. Die 
Erfahrungsberichte der Teilnehmer werden gegenwärtig beim 
Deutschen Institut für internationale pädagogische Forschung 
(DIPF), Frankfurt/Main, zur Veröffentlichung vorberaitet. 

Zwei Vorschläge gelten der Berufsbildung für Frauen in traditio· 
nellen Männerberufen. Für die dafiir beabsichtigte Studie und 
die Sachvers1ändigentagung könnten die hier vorliegenden sehr 
umfangreichen Erfahrungen zu diesem Thema hilfreich sein, zu· 
mal lndustrieländer aUsdriicklich einbezogen werden sollen. Zur 
lösung der in diesem Zusammenhang anstehenden Fragen hat 
das Bundesministerium Nr Bildung und Wissenschaft ein umfang­
reiches Modeliversuchs·Programm durchgefiihrt, dessen Ergeb· 
nisse vorliegen. Zu verweisen ist auch auf zwei vom Bundes· 
ministerium fiir Bildung und Wissenschaft geförderte Tagungen, 
die von der UNESCO zu diesem Thema 1980 in der Bundes· 
republik durchgeführt worden sind. 

Zwei weitere Vorschläge gelten den Auswirkungen des techno· 
logischen Wandels auf die Berufsbildung. Mit Studien zur Ermitt­
lung von Änderungen, die wegen des Einsatzes neuer Techno­
logien in verschiedenen Berufen eingetreten sind, soll festgestellt 
werden, welche neuen Fertigkeiten und Kenntnisse den bereits 
beschäftigten Fachkräften und den Auszubildenden zu vermit· 
tein sind. Mit dieser Zielsetzung hat das BUndesmil1isterium fiir 
Bildung und Wissenschaft eine Reihe von Modellversuchen 
begonnen, deren Ergebnisse allerdings erst in einigen Jahren vor· 
liegen werden. Das Bundesministerium fiir Bildung und Wissen· 
schaft wird sich überdies an Maßnanmen beteiligen, die vom Rat 
der Europäischen Gemeinschaft in einer Entschließung zur Ein· 
führung der neuen Informationstechnologien in die Berufs· 
bildung vom 2 .  Juni 1983 vorgesehen sind. 

Für den Vorschlag, eine Monographie über die Ausbildung am 
Arbeitsplatz zur Deckung des Fachkräftebedarfs des Klein· 
gewerbes zu erstellen, könnte auf die lehrlingsausbildung des 
hiesigen Handwerks hingewiesen werden. Im deutschen Hand­
werk ist die "Beistellehre" nach dem Muster: Meister - Geselle 
- lehrling seit ihrer Entstehung im Mittelalter in den Betrieben 
des Handwerks im wesentlichen bis heute unverändert geblieben. 
Ausländische Fachleute der beruflichen Bildung, insbesondere 
aus Entwicklungsländern, die hier Betriebe des Handwerks 
besichtigen. betonen immer wieder, daß diese Methode der 
lehrlingsausbildung bei ihnen am ehesten eingeführt werden 
müßte, weil sie den dortigen Betriebsgrößen und -strukturen am 
nächsten kommt. Eine Schwierigkeit für die beabsichtigte Mono· 
graphie könnte darin bestehen, daß sich die handwerkliche 
betriebliche Ausbildung am Arbeiuplatz nicht so deutlich 
beschreiben laßt oder mißverstanden werden könnte, weil pro· 
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dl.lktivts Arbeiteo und gklidueitigM Aumilden eng miteinander 
veTknüpft sind. 
Für die beiden Vorschläge zur Technikerausbildung, eine Erhe­
bung und eine Fachtagung über den Bedarf von verschiedenen 
Technikertypen durchzufiihren, ist darauf hinzuweisen, daß auch 
dazu hier umfangreiche und lange Erfahrungen vorliegen. Die 
Technikerausbildung liegt in der Bundesrepublik Deutschland 
im Bereich der FachsdluJen, für die die Länder zuständig sind. 
Die Einbeziehung der hiesigen Erfahrungen in die vorgeschlage­
nen Maßnahmen erscheinen dMhalb ange:briK:ht, �iI in vielen 
Entwicklungsländern die Ausbildung von Technikern zu Lasten 
der lehrlingsausbfktung völlig überbetont wird. In Extremfällen 
(beispielsweise in Mexiko) ist die Technikerausbildung sogar an 
die Stelle der Lehrlingsausbildung getreten. Diese Sichtweise 
sollte korrigiert werden. 

Für die Vorschläge zur Verbreitung der Ausbildung nach dem 
MES.synem, dem für Entwicklungsländer grundsätzlich große 
Bedeutung zukommt, ist die Gefahr zu sehen, daß sich die 
Länd�, die das System einführen, damit auch ein für allemal 

abfinden könnten. Das wäre verhängnisvoll, w einleuchtend die 
Gründ. für eine EinfitJrung des MES·Systtm5 auch �nd. Eine 
Alternatlore, die yeei!J'et wäre, die enorm hone Arbeitslosigkeit 
bauer zu bekämph!fl, ist kurzfristig schließlich nicht zu 5ehen. 
Es sollte s;eh aber siets nur um eine Oberga�ung handeln. 
Langfristig muß auch in Entwk:klungsländ�n die allgemeine 
Schulbildung KI weit erhöht werden, daß eine Ausbildung der 
Jugendlichen nach dem Muster der Industrie länder möglich wird, 
die keine MES·Ausbildung ist. Anders ist deren eigener Wunsch 
und die Notwendigkeit, über mCiglichn breit und hoch QUalifi· 
zhtrt aU$!Jebildete Facharbeiter lU verfügen, nicht zu erfüllen. 
O b  es sich dabei gleich um "Module" nach dem Muster der etwa 
430 Auwildungsberufe mit zumeist dreijähriger Ausbildung,· 
dauer d.r BundeSfepublik Deutschland handeln 5OlIte, sei dahin· 
gestellt. Ein schlechtes Fernziel wäre du allerdings auch darm 
nicht, wenn die Ausbildung-nicht im Betrieb und einer Berufs· 
schu� (dual), sondern in einer beruflichen Schule odef in einem 
Ausbildl.mgszentrum stattfände. 

Der Vonchlag, dasAusbildungsinformatkmuystem I RTiS (Inter· 
regional Training Information Syst&m) weiterzuentwickeln und 
weltweit bekannt zu machen, verdient besondere Beachtung. 
Aus einem solchen System ist auch für die Bundesrepublik 
Deuuchland Nutzen zu erwarnm. Eine zentrale Stelle beim 
Hauptamt der IAC in Genf, die Auskunft über literatur aller 
Art zu den vielen Teilgebieten der beruflichen Bildung möglichst 
all.r Mitgliedstaaten der lAD geben könnt., wäre ein hervor· 
ragendes Minel, die ständig wachsende internationale Zusam· 
m8fl8rbeit in der beruflichen Bildung zu untentiitz..en. Der oh 
unvermeidlichen Doppelarbeit und der damit vwbundenen 
VergWdung von Mitteln könnte mit eiroern sok:hI!n Informations­
system entgegengewirkt werden. Allerdings dürfte es schon allein 
aus technischen Gnimien keine leichte Aufgabe sein, die große 
Men!JG weltweit vorhandene in Frag. kommende Literatur zu 
erfassen. Die abrufbaren Informatlon.n SaUten möglichst allen 
Nachfragern auch über die Regierungen und Arbeitgeber· und 
Arbeitnehmerorganisationen hinaus, vor allem auch dem wissen· 
�haftlichen Bereich, zugänglich sein. Die vom Interamerikani· 
5dl.n Fonchungs· und Dokumentationu:entrum für berufliche 
Bildung (CINTERFDR) bereiU erhältlicnen Informationen, wie 
sie in dessen Katalog 1964-1981 genannt sind, steUen bereiu 
einen wertvollen Beitrag aus lateinamerikanischer Sicht dar. Mit 
dem Ausb ... von IRTIS hängt der VOI'$Chiag eng zu�men, ein 
regelmäßig erscheinendes Bulletin mit aktuellen Informationen 
u. a. über Forschungen zur beruflichen Bildung in den Mitglieds· 
staaten herauszugeben. Dieser Vorschlag 1st ebenso positiv zu 
bewerten wie die Entwicklung von I RTIS. 

Abschließend sei noch auf einige VorsChläge eingegangen, die 
der von der IAC zu Recht 50 sehr geforderten dreigliedrigen 
8eteiligung an der 8erufsbildung gelten. Die drelglie<lrige Beteili· 
gu"{l. d. h. die Mitbestimmung und Mitverantwortung in der 
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beruflichen 8i1dungvon Arbllitgebern und Arbeitnehmern (neben 
den Regierungen) ist vielleicht die wichtigste Voraussetzung für 
ein funktionierendes Berufsbildungs·System überhaupt. D�s gilt 
vor allem dann, wenn Privatbetriebe in die Ausbildung direkt 
eingeschaltet sind. Alle in dies.m Zusammenhang vorgeschlagenen 
Maßnahmen, wie Studien und FaChtagungen, sind ausnahmslos 
sehr zu begrüßen. Die M!tbenimmungs· und Mitverantwortungs. 
gremien i n  der Bundesrepublik DeuUc:hland, wie sie auf Bundes·. 
Landes·, Kammer· und betrieblicher Ebene bestehen, könntlln 
als Beispiele interessant sein. Sie sind 8IJS �lJsländischer Sicht 
bereiu als "Pakt zwischen Arbeit und Kapital" als mustergültig 
für die 8erufsbilduog he..-vorgthoben worden. Fiir dieses gute 
Funktionieren ist allerdings ein wesentlicher Grund, daß die 
Mitglieder der vielen Gremien, in denen die Sozialpartn� 
gemeinSilm die gestellten Aufgaben zu Iman haben (beispiels. 
weisll In den Berufsbildungs· und Prüfungsausschüssen bei den 
zuständigen Stellen) auf ihre Aufgaben fachlich gut vorbereitet 
werden. Nur von sachkundigen AUUChußmitgliedern, wenn auch 
interessengeblJnden, ist optimale Aufgabenerfüllung zu erwarten. 
Deshalb ist auch dem zum Schluß gemachten Vorschlag einer 
verstärkten Einweisung von Experten für eine Teilnahme an dreI· 
gliedriger Beteiligung voll zuzustimmen. Das Bundesministerium 
für 8i1dung und WiS1eOSchaft fÖt'dert zu dieiem Zweck seit 
Jahren entsprechende Vorhaben beider Sozialpartner. 
Ober die vorstehenden AnmerkuOgtn zu einigen ausgewählten 
Vorschlägen hirlilUs bleibt zu segen, daß es sich bei den vorge· 
legten Gtundlagenpapieren mit den darin enthaltenen Vorschlä· 
gen für die Zukunft der BerufsbllrJung der lAD um ein Konzept 
handelt, das beeindruckt. Es kann für sich in Anspruch nehmen, 
den weit gespannten Rahmen der Unterschiedlichkeit aller Mit­
gliedstaaten der lAD auu:ufüllon und dennoch auch im Einzel· 
fall Hilfe zu bieten. Man wünscht 5ich, daß die vielen Vorschläge 
m�ichst schnell und welt verbreitet umgesetzt werden. DM 
wünscht man sich allerdings auch für die Seeschiffahrtsausbil· 
dung und die Ausbildung im Hornl· und Fremdenverkehn. 
giWe'"be, die leider, dem Auftrag entsprechend, nicht in die 
Überpriifung einge5Chlouen waren. 

Anmerk",ngen 

[1 [ V�.: Noll. I., IJ. �.: Neuok05ten der tletrieblichen Berufsausblklung. 
Bundesin.!i!u! für Beruhbildu"9 tHrJg.I: Berlin: Beuth Ver1ag ,98J 
lS<:hriften zur Beruhbildungsfotlchunll. Band 63). 
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MODELLVERSUCHE 

Martin Beyersdorf 

Schüler, Schülerinnen und das Betriebspraktikum 

Zur Bedeutung der Betriebspraktika für die Berufsorientierung 
und Berufswahl von Schülern in der Sekundarstufe I 

Zum Aufsatz von M. Beyersdorf 

Informationen aus dem Modellversuchsprogramm desBundes­
ministers für Bildung und Wissenschaft ;tur Enchließung 
gewerblich/technischer Au.bildungsberufe für Mädchen 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung Koordiniert und betreut 
das 197B angelaufene Modellversuchsprogramm des Bundes­
ministers für Bildung und Wissenschaft zur Erschließung 
gewerblich/technischer Ausbildungsberufe für Mädchen. An 
der DurchfUhrung dieses Programms waren 200 Betriebe aus 
verschiedenen Branchen beteiligt. In 29 Einzelversuchen an 
21 Standorten im Bundesgebiet und Berlin haben insgesamt 
1232 Mädchen in 75 verschiedenen gewerblichltechnischen 
Berufen eine Ausbildung aufgenommen, schwerpunKtmäßig 
in Metall- und Elelctroberufen mit einem Mädchenanteil an 
den Auszubildenden von 1977 weniger als 5%. Die ersten 
dieser Modellversuche sind jetzt abgeschlossen. Die gesam· 
melten Erfahrungen und die Ergebnisse aus den einzelnen 
Projelcten werden nach und nach veröffentlicht. 
Ein SchwerpunKt der Modellversuche war die Gewinnung von 
Interessentinnen für eine gewerblichltechnische Berufsaus· 
bildung. Aus diesem Grunde wurde der Prozeß der beruf­
lichen Orientierung und Berufswahl als eine Rahmenbedin· 
gung fur das Erreichen der Modellversuchsziele von einigen 
wissenschaftlichen Begleitungen im HinbliCK auf die 
geschlechtsspezifischen Besonderheiten näher untersucht [1]. 
Es wird davon ausgegangen, daß eine fundierte Berufswahl· 
entscheidung sich positiv auf den Ausbildungsverlauf und 
insbesondere auf die berufliche Integration von jungen 
Frauen in gewerblich/technischen Berufen auswirKt. 
In den Modellversuchen wurden Konzepte und Materialien 
entwiCKelt und erprobt, um die vor allem für Mädchen noch 

Eimlihrung 

Dieser Beitrag setzt sich zum Ziel,die MöglichKeiten des Betriebs­
praKtiKums fiir dia Berufsorientierung und die Berufswahl von 
Schülern näher zu umreißen. Grundsätzlich ist davon auszu­
gehen, daß Schüler in der. Regel nur ein PraktiKum in ihrem 
Schulleben machen Können; damit besteht nur eine geringe 
Möglichkeit, unterschiedliche Berufe auszuprobieren. Es muß 
daher davon ausgegangen werden, daß die Praktika ihre Bedeu· 
tung eher in sozialen und betrieblich·funktionalen Aspekten 
haben (1]. Ihre Bedeutung für die Berufsorientierung und die 
Berufswahl erhalten sie in der Regel durch, eine entsprechende 
Vorbereitung und Auswertung. Fiir diesen Zusammenhang 
wurden von einem pädagogischen Trägerverein [2] ein inte­
griertes Modell in der Zusammenarbeit mit Schulen, Betrieben 
und außerschuliscller Bildungserbeit und zugehörige Praxis­
materialien [3] entwickelt. 

Das dreiteilige Modell umfaßt die schulische Phase der Vor­
bereitung der Betriebspraktika in Ergänzung zur schulfach-

unzureichenden Hilfen zur Berufswahl zu veT1tärKen [2]. In 
diesem Zusammenhang wurden auch die,BetriebspraKtiKa in 
ihrer WirKsamKeit fiir den Prozeß der Berulsorientierung 
analysiert. Die vorliegende empirische Umersuchung wurde 
von der wissenschaftlichen Begleitung eines EinzelveT1uchs 
in Hannover im Rahmen der Erprobung eines "Modell(s) der 
Berofsoriemierung und Berufswahl in der Kooperation von 
Schule, Betrieben und außerschulischer Jugendbildung" [3] 
durchgeführt. 
Der Aufsatz von M .  Beyersdorf zeigt ProblempunKte der 
BetriebspraKtilui generell und insbesondere fiir Mädchen auf. 
BetriebspraKtika sind zwar schulische Veranstaltungen im 
Vorfeld der Berufsausbildung, die Behebung ihrer Schwach. 
stellen setzt aber Veränderungen in der betrieblichen Praxis 
voraus. Der nachstehende Beitrag will dazu Anregungen 
geben. Christel Alt, BIBB, Berlin 

Anmerkungen 

[ I ]  Ei .... n Überblick gaben die Einzelbl!iträge zum Them;l ,Berufs­
wahl und Elnltallungswrhaltln' in: Alt,Christ.l, U ••. : Werkstatt· 
barichtl aUI den ModeU ..... rsuchen zur Er$Chlief1ung gewerblichi 
l&Chnischer Ausbildunglberufe für Mädchen. Bundelinstitut für 
Berufsbildung (Hrsg.) : Barlin 19B2 (Modellversuche zur beruf· 
lichen Bildung. Heft 10). 

[2J Eine Veröffemlichung dieser Konzepte und Materialien durch 
den Bundesminil1er für Bildung und Wissenschaft ist für 1984 
in Vorbertltung. 

[3] Vgl. EndberiChi zum Tlilprojekt "Modell der Beruflorientie­
rung und Blrufswahl in der Kooperation von Sd>ul •. Betrieben 
und auß.erschulischer Jugenclblldung" (Ourchfimrung uncl Ver­
fasser: Martin Beyerldorfl zum Modellversuch "Berufsausbil­
dung von Mädchen in gewerblich.lechnischttn Berufen", FKZ: 
0 0003.00 8. Die Materialien werden im Selbstverlag von 
"mo plkI", Verein zur Förderung von Modellffi.ilß.nahmen und 
pädagoglich" Kooperation e.V" 3000 Hannover " Aillmkorff­
straße 7, hereusgegeben. 

spezifischen VorbereItung (dreitägiger Projektunterricht) , die 
Begleitung der PraKtiKanten in den jeweiligen Betrieben und 
zusätzliche VerartStaltungen für den Erfahrungsaustausch wäh· 
rend des Praktikums sowie ein Wochenseminar oder schulischen 
geblOCKten Unterricht zur RekonstrUktion der Kernsituationen 
und zur Bearbeitung der spezifischen Erfahrungen der Schüler 
in ihrer Bedeutung ffir die Berufswahl [4]. 

Die Bedeutung des BetriebspraktiKums 

Im BetriebspraKtiKum erfahren fast aUe Schülerinnen und 
Schüler mm ersten Mal die Arbeits· und Berufsrealität. Infor· 
mationen und Diskussionen werden durch Anschauung und 
direKtes Erleben zumindest ergänzt. Aus der Sicht vieler Jugend­
licher ist das Betriebspraktikum die einzig wichtige, positiv zu 
bewertende Berufswahlhilfe [5], obwohl die Aufenthaltsdauer 
der PraktiKanten in zweiwöchigen PraKtika aus rechtlichen 
Gründen nur 60 Stunden betragen darf. Von dieser Zeit müssen 
häufig noch einige Stunden für Veranstaltungen des -Erfahrungs­
austausches in der Schule abge;togen werden. 
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Die Betriebspraktika sind rechtlich schulische Veranstaltungen. 
Daher liegt die Besorgung und Verteilung der Praktikumsplätze 
im schulischen Hoheitsbereich. In mehreren größeren Städten 
werden die Praktikumsplätze nicht mehr individuell ocIer über 
die Lehrerkollegien besorgt und verteilt, sondern über die 
Schulämter. Daraus ergibt sich eine Entlastung der einzelnen 
Lehrer und zum anderen eine hohe Erfolgsquote bei der Ver­
mittlung von Praktikumswünschen und -5tellen: bei diesem 
Verfahren erhalten über 80 v.H. der Schüler Plätze in den 
gewünschten Berufen bzw. Berufsfeldern. 
Der Einsatz der Praktikanten in den Betrieben wird von den 
jeweiligen betrieblichen Anleitern selbst bestimmt. Konzep­
tionen l"um Einsatz der Praktikanten liegen nur in wenigen 
Betrieben vor. 

Die Praktikumsberichuhefte 
Von Schule zu Schule bestehen sehr unterschiedliche Formen, 
wie die Schüler ihre Praktikumserlebnisse festhalten, um sie 
nach dem Praktikum zum Material der weiteren Bearbeitung 
machen zu können. In der Regel umfassen die Berichtshefte 
mehrere von den Schülern verfaßte Darstellungen zu gewählten 
Themen; verbindlich werden meistens ein Vorbericht (,Was 
erwarte ich von meinem Praktikum') und ein Auswertungsbericht 
vorgegeben. 

In den ausgewerteten PraktiklJmsberichten (6] haben die Schüler 
für jeden Tag zusätzlich einen Bogen ausgefül lt mit: 

der Angabe der Arbeitszeit 
von ihnen ausgeführten und beobachteten Tätigkeiten 

Erlebnissen, die für sie besonders wichtig waren 

einem Ankreuzschema zu dem Gefallen des Tages [7] und 
den Gründen [8] dafür, zu einer möglichen Berufsentschei· 
dung [9]. zum Abwechslungsreichturn der Arbeit [10], zu 
der Höhe der Anforderungen [ 1 1 ]  und zur gewünschten 
Dauer des Praktikums [12]. 

Diese Eintragungen mußten von den Schülern in der Regel nach 
Beendigung der Arbeit gemacht und von den betrieblichen 
Praktikumsanieitern gegengezeichnet werden. Die Berichtshefte 
waren Gegenstand schl.llischer Bewertung. 

Die Einschätzung der Praktika durch die Schüler 

Die Praktikanten haben geschlechtsspezifisch stark unterschied· 
liche Berl.lfsbereiche angewählt. Nur 4 v.H. der Jungen und 
Mädchen haben sich für den primären Sektor entschieden. In 
den Berufen des tertiären Sektors waren 90 v.H. der Mäd· 
chen [13] und 60 v.H. der Jungen vertreten. Von den Jungen 
hatten sich 33 v.H. für einen gewerblichen Beruf (sekundärer 
Sektor) entschieden. Über die Hälfte ,der Pratikl.lmsstellen 
wurden von Kleinbetrieben angeboten. Die Mädchen waren 
eher in Kleinbetrieben vertreten. 
Insgesamt haben den Schülern ihre Praktikumstage ,gut' gefallen, 
und zwar vorrangig aufgrund der von ihnen geleisteten Arbeit. 
Die Einschätzung der Tage ist weitestgehend unabhängig von 
dem Arbeitsplatz, den Mitarbeitern und Anleitern und den 
Formen ihrer Tätigkeit [14]. Den Teilnehmern · gefällt das 
Praktikum um so mehr, je kleiner ein Betrieb ist. Das Gefallen 
der Tage ist geschlechtsunabhängig. 

Auf die Frage, ob sie sich ,heute für ihren Praktikumsberuf ent· 
scheiden würden', antworteten die Schüler durchgängig mit 
,vielleicht'. Dieses Antwortverhalten ist unabhängig von der 
Betriebsgröße und den Berufsbereichen. Es ergibt sich eine 
leichte Tendenz dazu, daß sich die Mädchen eher als die Jungen 
für den Praktikumsberuf entscheiden würden. 
Die Praktikanten empfinden ihre Arbeit überwiegend als hin· 
reichend interessant, wiederum unabhängig von den Berufs· 
bereichen, der Betriebsgröße und dem Geschlecht. 
Fast alle Teilnehmer schätzen die Arbeitsanforderungen als 
,mäßig' ein. Es ergeben sich signifikante Unterschiede zwischen 
den Berufsbereichen. Die Einschätzung der Arbeitsanforde· 
rungen ist jedoch geschlechts· und betriebsgrößenunabhängig. 

Aufgrund dieser Ergebnisse müssen wir davon ausgehen, daß die 
Praktika - zumindest im Rahmen der täglichen Einschätzung ­
den Schülern keine entscheidende Hilfe für ihre Berufswahl 
bieten. Sie finden ihre Arbeit hinreichend interessant, fühlen 
sich unterfordert, würden sich vielleicht für den Praktikums· 
beruf entscheiden und möchten keine Verlängerung des Prakti­
kums über zwei Wochen hinaus. 

Vor diesem Hintergrund stellen sich zwei Fragen: Welche 
Bedingungen führen zu einer - auf den ersten Blick - geringen 
Bedeutung der Praktika für die Schüler und welche Bedeutung 
können sie außer halb der Manifestation von Berufswünschen 
haben? 

Tätigkeitsformen und ErfahrunlPmäglichkeiten 

Die erste Frage verweist auf die Erfahrungsmöglichkeiten der 
Teilnehmer. Wenn sie ihre Berufswünsche nicht bestätigen 
können, haben sie dann überhaupt die Möglichkeit, die Arbeits· 
oder die Ausbildungsrealität ihrer Praktikumsberufe kennen­
zulernen? 
Ohne auf die Darstellung eines umfangreicheren theoretischen 
- handlungstheoretischen und tätigkeitspsychologischen - Kon· 
zepts [15] zurückzugreifen, wird auf die Plausibilität folgenden 
Gedankengangs vertraut : Die Praktikanten können die Arbeits­
und Ausbildungswirklichkeit von Berufen nur dann hinreichend 
erfahren, wenn die ihnen zugedachten Tätigkeitsformen dies 
ermöglichen [16]. Im überblick geht es dann nicht um die 
Analyse der einzelnen konkreten Tätigkeiten der Praktikanten, 
sondern darum, in welcher Form sie überhaupt tätig werden 
können. M.a.W.: Wenn ein Praktikant zehn Tage lang seinen 
betrieblichen Praktikumsanieiter begleitet und beobachtet, was 
dieser tut, dann erhält er (nur) eine äußerliche Anschauung 
beruflicher Tätigkeit. Wenn der Praktikant darüber hinaus Hilfs· 
tätigkeiten im größeren Umfang ausführen kann, dann erhält 
er einen direkten Einblick in die Arbeitsrealität uno und 
angelernter Arbeiter. Wenn er im größeren Umfang eigenstän· 
dige, qualifizierte Tätigkeiten mit einer Anleitung ausführen 
kann, dann erhält er einen tieferen Einblick in die Ausbildungs· 
realität. Wünschenswert für Praktika wäre eine Gleichverteilung 
der Tätigkeitsformen, so daß der Praktikant eine Anschauung 
des Berufe5 erhält, einen Teilaspekt der Berufswirklichkeit [17] 
und einen Teilaspekt der Berufsausbildung erfahren kann. 

Ergebnisse : Für jeden Tag vermerkten die Praktikanten während 
des Praktikums die von ihnen ausgeführten Tätigkeiten. Ihnen 
wurden von der wissenschaftlichen Begleitung Tätigkeitsformen 
zugeordnet. Aus theoretisch-konzeptionellen überlegungen, aus 
Gesprächen mit den Schülern, betrieblichen Anleitern und Leh· 
rern und eigener BeObachtungen während der Betriebsbesuche 
wurde sich für die bereits benannte Untergliederung der Tätig· 
keitsformen entschieden: Begleitung und Beobachtung, ein· 
fache Hilfstätigkeiten und eigenständige, qualifizierte Tätig· 
keiten mit vorheriger, begleitender und ohne Anleitung [lB]. 
Ober alle Tage hinweg ergibt sich ein Profil von Tätigkeits· 
formen, welches weder die Erfahrung der Ausbildungs' noch der 
qualifizierten Arbeitsrealität wahrscheinlich macht (vgl. Ab· 
bildung, Seite 115) .  
Die eigenständigen, qualifizierten Tätigkeiten fallen - zusam· 
mengenommen - stark hinter die anderen Tätigkeiten zurück. 
Im Rahmen der Auswertung des täglichen Bewertungsschemas 
konnten wir feststellen, daß den Teilnehmern die Praktikums· 
tage in Abhängigkeit ihrer Arbeit gefallen; in bezug auf die 
Tätigkeitsformen können nur sehr schwache Zusammenhänge 
nachgewiesen werden. 

Aufgrund des Tätigkeitsprofils über alle Tage und Teilnehmer 
können wir davon ausgehen, daß sie vorrangig im Praktikum 
eine äußere Anschauung des Berufes erhalten und die Berufs· 
und Arbeitswirklichkeit am ehesten aus der Perspektive uno und 
angelernter Arbeitskräfte kennenlernen können. Anhand eines 
Zitates aus einem Praktikumsbericht kann jedoch verdeutlicht 
werden, daß Hilfstätigkeiten von den Praktikanten oft schon 
positiv eingeschätzt wurden: 



BWP3JB4 MODELLVERSUCHE 1 1 5  

"Heute durfte ich beim Durchrilhren der Farbe, der Reinigung 
der Pinsel und der Entfernung von Tapetenresten helfen. Der 
heutige Tag gefiel mit besser als der gestrige, da ich überhaupt 
etwas tun durfte." [19] 

, 

• 

• 

• 

, 

• 

Tiitigkeitsformen 
über alle Tage und Teilnehmer 

Tttigk.itslo ... ".n: 

1 • Seglei!<n und B.ooocht<n 
2' oinlocl>o HilfJtiti�i_ 
3' oill"mtimljge, qUililiz;""" Tötigkoi. 

IOn mit bogl,it,nOo' An;"itions 
4 ·  ,ii/O"otöndige. quoJiliritrte Tötljjk"· 

ton mit voo-ne,ig.' Anleitung 
5 '  'igon'töndigo. qualilizitrte Tätigkei· 

ten 01'1 .... Anleitung 

J<! MI.r .' n <I1ije\1Oo..ner W.", 00.10 hilu­
lifll" wurden d .. Töl\lkoilO<1 au�löhrt, 

Das Gefallen·Finden an Arbeit in Form von Hilfstätigkeiten ist 
somit zu interpretieren als der Ausdruck des Mangels an qualifi· 
zierteren Tätigkeiten iberhaupt . 

Die Tätigkeitsformen differieren nach Berufsbereichen, Be· 
triebsgröße und Geschlecht. Es ergibt sich für alle Berufs· 
bereiche folgender Zusammenhang: wenn wenig beobachtet 
und begleitet wurde, dann mußten viele Hilfstätigkeiten aus· 
geführt werden und umgekehrt. Das Kennenlernen der Arbeits· 
realität aus der Perspektive An· und Ungelernter war eher 
möglich in den Bereichen: Land· und Forstwirtschaft, Energie, 
Wasser· und Bergbau, nicht-technisches Gewerbe, Handel, 
Banken und Versicherungen und personenbezogene Dienst­
leistungen. In einigen dieser Berufsberek:he ergeben sich jedoch 
auch verhältnismäßig hohe Anteile an eigenständigen, qualifi­
zierten Tätigkeiten: Energie, Wasser- und Bergbau, nicht­
technisches Gewerbe und Handel [20]. In diesen Bereichen 
hatten die Praktikanten somit die besten Erfahrungsmäglich­
keiten. 
Die Ausbildungsrealität wurde eher erfahrbar in den Bereichen: 
technisches Gewerbe, Baugewerbe, Verkehr und Nachrichten. In 
den Bereichen Land- und Forstwirtschaft und Banken und Ver­
sicherungen stand die Arbeitswirklichkeit aus der Perspektive 
An- und Ungelernter im Vordergrund. Die schlechtesten Erfah­
rungsmöglichkeiten boten die sachbezogenen Dienstleitungen. 
Der Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und Tätigkeits­
formen stellt sich wie folgt dar: Je größer ein Betrieb, desto 
mehr wird beobachtet und begleitet; in Kleinbetri,ben müssen 
die meisten Hilfstätigkeiten ausgeführt werden; in mittelgroßen 
Betrieben besteht am ehesten die Möglichkeit eigenständiger, 
qualifizierter Tätigkeit mit begleitender Anleitung; in Groß· 
betrieben besteht am ehesten die Möglichkeit eigenständiger, 
qualifizierter Tätigkeiten mit vorheriger Anleitung. 

Bezüglich der drei häufigsten Tätigkeitsformen ergeben sich 
sehr starke geschlechtsspezifische Unterschiede: 

Jungen müssen sehr viel mehr begleiten und beobachten. 
Mädchen müssen sehr vie l mehr Hi Ifstätigkeiten ausführen. 
Mädchen haben sehr viel weniger die Möglichkeit eigenstän­
diger, qualifizierter Tätigkeiten mit vorheriger Anleitung. 

Die Analyse der Tätigkeitsformen zeigt uns, daß in den Praktika 
keine sehr guten Möglichkeiten für die Erfahrurig der qualifizier­
ten Arbeits· und Ausbildungsrealität gegeben sind - somit 
können die Praktika nicht zur eindeutigen Manifestation von 
Berufswünschen führen. 

Die Veränderung der 
Erwartungen an Praktikll, Berufe und Arbeitswelt 

Es verbleibt die zweite gestellte Frage nach der weiteren Bedeu· 
tung der Praktika über die Berufsorientierung hinaus. Vor und 

nach dem Praktikum wurden die Schüler nach ihren Erwartungen 
befragt. Vor dem Praktikum stand der berufsorientierende 
Aspekt [21] im Vordergrund; jeweils mit deutlichem Abstand 
fo lgten der soziale [22} und der betrieblich-funktionierende 
Aspekt [23}. 
Nach dem Praktikum lagen der berufsorientierende und der 
soziale Aspekt gleichauf. Der betrieblich funktionale Aspekt 
folgte in deutlichem Abstand. Insgesamt verdeutlichen die 
Ergebnisse der Nachbefragung ein stärkeres Interesse an besse· 
ren menschlichen Beziehungen im Betrieb und an qualifizier­
teren Tätigkeiten. Beide Interessen ergeben sich aus Mangel­
erfahrungen . 

Durch die Praktika erleben und erkennen die Schüler die Be· 
deutung des sozialen Aspekts und unterschiedl icher Tätigkeiten 
in der Betriebs- und Berufswirklichkeit. In der Veränderung 
ihrer Erwartung spezifizieren sie sie. Durch die unmittelbare 
betriebliche Erfahrung entwicke ln sie Interessen, die schulische 
Bi ldung allein nicht vermitteln kann. 

Die Bedeutung dw Betriebspraktika für den Prozeß der Berufs­
orientierung ware jedoch durch eine bessere Mischung der ver· 
schiedenen Tätigkeitsformen im Praktikum und durch bessere 
Vor- und Nachbereitung des Praktikums im Unterricht und 
durch außerschulische Bildungsmaßnahmen zu verstärken . 

Anmerkungn 
[ 1 ]  Vgl.: Buoo�sminiltlrium für Bildung uoo Wissenschaft IHrs!!.I: 

Betrieb.praktika in schuli.chen Ausbildungsgängln, Bonn 1981, 
5. 17 ff. 

[2] ,mo piid'. Verein zur För-derung von Modellmaßnahmen uoo pad· 
agogischer Kooperation e.V., Hannover, Postfach 4163. 

P] Die Praxismatlriali.n umfa"'len komplette Brettspiele. über zwanzig 
Arbeitseinheiten und Kopiervorlagen IBezug über ,mo päd'). 

14] Das päd"ilogisch-didaktische Modell wurde im Rehrrnm des Modell· 
versuchsprogramms des Bundes.mininers für Bildung uoo Wissen. 
schaft wissenschaftlich begll!itet, [);I! Ms.enschaftliche Begllitung 
wurde durch da. Buooe.institut für BerufsbHdung aus Mitteln de� 
Buooesmini.!ers für Bildung und Wissensch8ft uoo vom Land 
Niedersach$en gefördert, 

[5] Vgl. den 1 .  Zwilchanbericht zu dl!m EinzelVllrsuch bei den Con-
tin8ntal Gummi·Werken AG, Hannover 1979,S. 192 ff. 

[5] Insgesamt wurden 150 Berichte ausgewertet. 

17] Unterteilt in: sehr gut, gut. mäßig, nicht. 

[B] Unterteilt in: Arbeit, Arbeitsplan, Ausbilder, Mitarbeiter. 

[9] Untirteilt in: ja. vielleicht. ohne Meinung. nein. 

[10] Unt8rteilt in: interessant, _niger interenant. langweilig, $ehr lang_ 
weilig. 

[ 1 1 ]  Unterteilt in: zu hoch, hoch. mäßig, zu gering. 

[12] Unterteilt in: vier Wochen. zwei Wochen, eini Woche, Abbruch, 
[13] Den Bereich pe .. önlicher Dienstleistuogen haben 51 v.H. der Mäd­

chen g!!Wählt. 

114[ Unterteilt in: Beobachten und Blgleiten. einfache Hilfstätigkeiten, 
eigenstäooige, qUalifizierte Tätigkeiten mit vorheriger oder beglei­
tender oder ohne Anleitung. 

[15] Vgl. den 3, Zwischenbericht zum Einzelverouch bei den Continental 
Gummiwerken AG, Hannovt!r 19B1, S. 79 H. ITheorieaspekte der 
BerufsaUsbildung), uoo W. Volpert :  Der Zusammenhang von Arblit 
und Persönlichkeit aus handlungstheoretischer Sicht, in: P. Groskurt 
IHrsg.l. Arbeit und Persönlichkeit , Reinbek bei H"mburg 1979. 

[1B] Auf die grundsätzliche Begrenztheit der ErlahrungsmöQlichkeiten 
durch die GastrolI. dei Praktikanten im Betrieb muß 8n dieser 
Stelle hifl'Ol!Wiesen warden. 

1 1 7 ] ln der Regel dürfen Praktikant.n aus Gründ.n des Arbeits· und Ver· 
�icherungsschutzes, nicht an Ma$chinen arbeiten. Diese rechtlichen 
Bedi .... urJgen begrenzen zusätzli�h die Erfahrunglmögli�hkeiten. 

[18] Die Zuordnu .... wurde anhltOd einer Zufallsauswahl durch Drittt 
geprüft. E, ergab .ich ein .ehr hohes Maß an Überein.timmu .... 
(93 v.H. Übereinstimmungen bei 2376 Zuordnungen!. 

[19] Aus dem P'aktikumstagebuch eines ,Malers'. 

[20] Wenn die A�bildungsrealit.t erf�hren wurde, dann in am ehesten 
ein Transfer auf die Arbeitsrealitäl denkbar. 

121] Kenntnl.rnen von Berufen, AUSbildungsgängen usw, 
[22] Interesse an netten Kollegen und freundlichen Anleilern, dem 

Blltriebsklima. dem ErfahrungiSaustau5ch mit Milpraklikanlen usw. 

[23] Inl!rssse an Pausel'll"egelungen, Arbeitsbelastungen usw. 
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REZENSIONEN 

Diner Drat wnet F,.nk Höfer. Au. der 
Prallis - für die PraxiJ. Ein pidaoogischer 
Wev-t- für den Unte«icht. 

OilS Buch k .... n zum P�. \/01'1 DM 24,­
bezogen werden nur bei der 8ayeri­
sc:hen VerwaltunglKnu", Leopoldstr. 7. 
8000 München 40, Telefon: 089/ 
38 60 32 61. 
Nahezu unübersehbar groß i$t die wi5len­
schaftliehe Fachliteratur Ober pädagogi­
sche und piychologische Fragestellungen 
und Theorien des lernen$. Aber gerade 
der Ausbilder, der sein fachlichM Können 
und Wissen dem Auszubildenden, dem 
Umschüler odor Woltorbildungs]nteressier­
ten vermitteln will, sucht oft vergebens 
nach einem geeigneten I-Iandbuch oder 
einer Handreichung. wie er diesen Ver­
mittlunQ$p!"ozcß möglichst erfOlgllerspre­
chend gntalton könnte. Lange theoreti­
sche Abhandlungen und Begriindungen 
sind für ihn nur 8111ast. Er benödgt viel­
mehr konkrete Hi�eise. Strategien und 
Ttps zur UnterrichU9Htahung, zumal 
wenn er kein ausgebildeter Pädagoge ist. 
Dietet Or"f und Frank Höfer, betde "on 
Hause <lOS Juristen, haben in ihrem ,'pid­
iIQ09isdlen Wegw'tiw für den Unterricht" 
(Pädagogisdle Schriften der Bayerischen 
Ver .... altunguctlule, Heft 6, München 
1983) diesem Umstand Redlnung lU tra­
gen versucht. Oie Autorttn sind selb5t in 
der Ausbildung von Au5bildern tätig. Aus 
ihrer jahrelang&rl Erfahrung haben sie die­
&en Wegweiser zusammengestellt. Schon 
äußerlich ist das Buch ansprechend gestal­
tet: Merksätze sind eingerahmt, Grafiken 
und Karikaturen lockern den Text auf 
und veranschaulichen den Inhalt. Zahl­
reiche Beispiele verdeutlichen das Gesagte. 
"Die Schrift enthält vorwiegend Anregun­
gen, die 81..1S dem praktischen Unterricht 
und iII..IS Diskussionen mit Snmlnarteilneh­
mern entsti!nden sind" (5. 8). 
Ausgehend von der aezlehung zwischen 
lehrendem und lernenden als Grundvor­
aussetzung erfolgreichen lelvens und 
lernens .... erden in über 20 Kapiteln Fra­
gen der Aufmerksamkeit und Merkfiihi� 
keit. des anschaulichen UnterrM::hlenl und 
der stofflichen Gliederung ebenso ange· 
$pI'"ochen wie Fragen der Aufnahmefähig' 
keit und InfOfm*1ionl'lervb&itung des 
lernenden, dSl" lemmude und des lern­
stresses. Dei" lehrende muß sich um ein 
gutes lernklima bemüh"", er muß dem 
l8flleflden ,,1$ eigenständige PerJÖnlichkeit 
eine positive Grundhaltung entgegenbrin­
gen. Seinen Unterricht $Oll &r möglichst 
abwedlSlungsrelch, phantasievoll trId 
wirklichkeitsnah gestalten, damit sich der 
lernende auch in einen sonst trockenen 
und abstrakten lernnoff bener einfühlen 
kann. Das Gefühl spielt nämlich beim 
lernen eine wiChtige Rolle. Ein solches 
Bemühen fördert bei den lernenden die 
lern bereitschaft und den leistungswillen. 
Anhand zahlreicher Beispiele zeigen die 
Autoren sehr eindrucksvoll, wie dieses 
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Bemühen gelingen kann. Der lemprozeß, 
50 machen sie unmißverständlich kl .... ist 
keine Einbahnstraße, sondern ein Weduel· 
spiel zwisd1en lehrenden und lernenden, 
Sie ver"5äumen es daher aucl1 nicht, Im 
Ende so manchen Kapitels eine "Ibst· 
kritische Frage an den leser. al.o den 
lehrenden, anzuhängen. Darüber hinaus 
ist das letzte Kl\jlitel dieser Schrift insge· 
samt der Selbsteinschätzung gewidmet. 
Gewiß, ullmittelbar ange5prochen werden 
lehrer. Ausbilder und Weiterbi ldner in 
rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Fächern, vornehmlich im Offentllchen 
Dienst. Gleichwohl hat das meiste auch In 
anderen Fachbereichen uneingelichränkte 
Geltung. In erster linie werden In dem 
Buch pädagogische und IernpsychQlogi· 

Anschriften und Autoren dieses Hefres 

BWP 3/84 

5che Fra!l8:n angeschnitten, ant in zweitef 
linie fachspezifischa. Es kom:nt dahef 
auch ein wenig auf die Phantasie des 
lesen an, die gewählten Bei5piele sinn· 
gemäß auf 5einen Fachbereich ru Ober· 
tragen und anzuwenden. Unvmennbar 
wurde diese Schrift von Praktikern für 
Praktiker ge5Chrieben. Die bewußte und 
konEeQuente Beschränkung auf das We· 
sentllche - vertiefende literatur wird im 
Anhang angegeben -, die leichte lesbar­
keit und nicht zuletzt die einprägsame 
Anschaulichkeit lassen dieses Buch zu 
einem unentbehrlichen Ratgeber für alle 
werden, denen die berufliche Aus· und 
Weiterbildung ein echtes Anliegen ist. 

Joh.-Jürgen Meister, Miinchen 

Christel Alt ! Heinricfl Althoff I Dagrnar BMr I Dietrich Harke! llse G. lemke I 
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Birgit Binger und Peter Dreller sind Mitarbeiter des Forschungsprojekts "Berufs­
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In der Reihe der Veröffentlichungen über Ausbildungsgänge und -abschlüsse außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sind bisher folgende Bände zur Anerkennung von Aussiedler­
zeugnissen erschienen: 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
von Daniela Lorenz 
1980. 110 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-103-9 
Die Studie beschreibt und erläutert die rechtlichen Regelungen und Grundlagen des beruflichen 
Bildungssystems in der CSSR seit Ende des Zweiten Weltkrieges. Wesentliche Texte sind im 
Anhang in deutscher Sprache auszugsweise abgedruckt. vor allem das Verzeichnis der Lehrbe­
rufe. Die Abhandlung soll dazu dienen. den zuständigen Behörden in der Bundesrepublik 
Deutschland eine fachgerechte. rechtlich fundierte Beurteilung der Gleichwertigkeit der in der 
CSSR erworbenen Qualifikationen. Abschlüsse und Zertifikate zu ermöglichen. Sie ist daher von 
wesentlicher Bedeutung für die Eingliederung von Aussiedlern aus der CSSR. 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Ungarischen Volksrepublik 
von Laszl6 Hegedüs 
1980. 144 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-109-8 
Als Hilfe für die Entscheidung über die Anerkennung der von Aussiedlern vor ihrer Übersiedlung 
in die Bundesrepublik Deutschland erworbenen Zeugnisse und Qualifikationen wird die Entwick­
lung des beruflichen Bildungswesens in Ungarn seitdem Zweiten Weltkriege dargestellt und mit 
Bildungsgängen und Qualifikationsniveaus in der Bundesrepublik Deutschland verglichen. 
Dabei wird die Entscheidungsfindung über die Gleichwertigkeit vor allem dadurch erleichtert 
und zugleiqJl verbessert. indem eine Reihe der wesentlichen ungarischen Rechtsgrundlagen in 
deutscher Ubersetzung der Arbeit beigefügt sind. 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
von Leonid Novikov 
1981. 87 Seiten. DM 13.- ISBN 3-88555-112-8 
Auch diese Studie soll den zuständigen Behörden Hilfe bei der Anerkennung der in den genann­
ten Ländern seit dem Zweiten Weltkriege erworbenen Abschlüsse und Zeugnisse leisten. Sie 
beschreibt daher Struktur und Entwicklung des Ausbildungssystems der UdSSR und vergleicht 
deren Bildungsgänge und Qualifikationsniveaus mit denen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Dabei kommt dem Gutachten über die UdSSR insofern Bedeutung zu, als in diesem Falle zwei 
völlig unterschiedliche Systeme verglichen werden. 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
von Joachim Köhler 
1981. 159 Seiten. DM 18,- ISBN 3-88555-123-3 
Auch dieser Ländervergleich stellt Strukturen und Entwicklung des beruflichen Bildungswesens 
in leicht faßbarer Form dar, obwohl in Jugoslawien besonders komplizierte Verhältnisse zu 
beschreiben waren. Einmal ist Jugoslawien ein Bundesstaat in dem die Kompetenz für das 
gesamte Bildungswesen bei den einzelnen Republiken und damit unterschiedlichen Entwick­
lungen unterliegt: So erlebte trotz genereller "Verschulungs"tendenz die "duale Ausbildung" auf 
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In der Reihe der Veröffentlichungen über Ausbildungsgänge und -abschlüsse außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sind bisher folgende Bände zur Anerkennung von Aussiedler­
zeugnissen erschienen (Fortsetzung): 

der Rechtsgru ndlage eines Lehrvertrages nach 1975 in Kroatien eine gewisse Renaissance. Zum 
anderen wurden ebenfalls 1975 die herkömmlichen Qualifikationsebenen "Facharbeiter/Hand­
werksgeselle", "Meister" und "Techniker" durch ein vom Angelernten bis zum Doktor der Wissen­
schaften durchgängiges System von acht Qualifikationsstufen ersetzt, deren Charakter und 
Kriterien sich erheblich von den ,.traditionellen Ebenen", die auf die mit der Bundesrepublik 
gemeinsame Wurzel der handwerklichen Meisterlehre zurückgehen, lösen. 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Volksrepublik Polen 
von Hans Göring 
1983. 283 Seiten. DM 23.- ISBN 3-88555-207-8 

Diese Sonderveröffentlichung beinhaltet den gegenüber der bereits 1977 vom Bundesminister 
für Wirtschaft herausgegebenen Kurzfassung eines Gutachtens zur beruflichen Bildung und 
beruflichen Qualifikation in der Volksrepublik Polen nur unwesentlich gekürzten Originaltext 
samt einiger ausgewählter Materialien. 
Auch diese Länderstudie soll den zuständigen Behörden Hilfe bei der Anerkennung der seit dem 
Zweiten Weltkrieg erworbenen Abschl üsse und Zeugnisse leisten. Diese Entscheidungshilfe 
enthält deshalb auch eine Beschreibung von Struktur und Entwicklung desAusbildu ngssystems 
sowie einen Vergleich der Bildungsgänge und Qualifikationsniveaus mit denen in der Bundes­
republik Deutschland. Wegen des Interesses über die Anerkennungsbehörden hinaus wurde bei 
dieser Neuauflage der nur unwesentlich gekürzte Originaltext des genannten Gutachtens 
zugrunde gelegt und durch eine größere Auswahl von Quellenmaterial ergänzt. 

Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Deutschen Demokratischen Republik 
von Wolf-Dieter Gewande 
1984. 205 Seiten. DM 18,- ISBN 3-88555-228-0 

Die Studie gibt einen umfassenden Überblick über die Entwicklung des Bildungswesens in der 
DDR. Im Mittelpunkt steht die Darstellung des Systems der beruflichen Bildung unterfolgenden 
Aspekten: - Das Recht auf Bildung - von der Schule zum Ausbildungsvertrag - die Systematik 
der Ausbildungsberufe - Grundberufe und berufliche Grundlagenfächer - Inhalt und Organisa­
tion der Berufsausbildung - das Prüfungswesen - das Handwerkinder DDR -dieAusbildung der 
Meister in Industrie und Handwerk. 
Die Studie vergleicht die beiden Qualifikationsebenen des Facharbeiters und des Meisters in 
Industrie und Handwerk unter den Gesichtspunkten der§§ 92 und 71 desBu ndesvertriebenenge­
setzes und des § 7 Absatz 7 der Handwerksordnung. Sie empfiehlt den für die Anerkennung 
zuständigen Behörden in der Bundesrepublik eine Gleichstellung der in der DDR erworbenen 
Qualifikationen mit den entsprechenden Qualifi kationen in der Bundesrepublik Deutschland 
unterBerücksichtigung der im einzelnen aufgeführten Auslegungskriterien des Begriffs "Gleich­
wertigkeit" und unter der Voraussetzung, daß der Antragsteller als Ausgleich für die längeren 
Ausbildu ngszeiten in der Bundesrepublik den Nachweis über entsprechende Zeiten berufsprak­
tischer Bewährung führt. 
Der umfangreiche Anhang enthält als Hilfmittel für die mit der Anerkennung Befaßten erstmals 
alphabetische Verzeichnisse aller Ausbildungsberufe ab 1960 mit vielen zusätzlichen Informa­
tionen, Verzeichnisse der Handwerksberufe sowie Verzeichnisse der Meisterfachrichtungen in 
Industrie und Handwerk. Auszügeaus einschlägigen, für die Berufsbildung relevanten Gesetzes­
texten schließen die Arbeit ab. 
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